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1. Einleitung  
 
Im Mai 2009 fingen italienische Beamte im Mittelmeer ein Flüchtlingsboot ab, das 
sich mit 231 Personen an Bord auf dem Weg nach Lampedusa befand. Die Migran-
tInnen wurden weder nach ihren Namen, noch nach ihrer Herkunft oder ihren 
Gründen für die Flucht gefragt. Stattdessen wurden sie zurück nach Tripolis ge-
bracht, wo sie umgehend von libyschen Behörden inhaftiert wurden (Pichl und Ves-
ter 2014: 187f). Mit ihrem Vorgehen verstießen die italienischen Beamten gegen 
das Prinzip des „non-refoulement“, welches kollektive Abschiebungen von Migran-
tInnen verbietet und als Schlüsselkomponente des Schutzes von MigrantInnen im 
Rahmen der internationalen Gesetzgebung gilt (Fornalé 2012: 146, 152). Während 
die damalige italienische Regierungspartei „Lega Nord“ die Rückführung als einen 
großen politischen Erfolg bejubelte, reichten zwei italienische Anwälte im Namen 
von 24 zurückgewiesenen Personen eine Klage beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) in Straßburg ein (Pichl und Vester 2014: 187). Hirsi Jamaa, 
nach dem später der Gerichtsprozess benannt wurde, und seine 23 MitklägerInnen 
konnten dort einen gerichtlichen Sieg erlangen und erhielten eine finanzielle Ent-
schädigung. Frühere Urteile zu solchen Vorfällen hatten die Gültigkeit der Genfer 
Flüchtlingskonvention in internationalen Gewässern negiert, doch in diesem Fall 
wurde mit der bisherigen Rechtsprechung gebrochen: die Richterschaft des EGMR 
sah die Einhaltung der Menschenrechte in internationalen Gewässern in einem sol-
chen Kontext als zwingend nötig an (ebd: 200). 
Können die Menschenrechte demnach allgemein als eine Kraft verstanden werden, 
mit denen restriktive Migrationspolitiken weitreichend bekämpft werden können? 
In Anbetracht einiger Kampagnen, die von der „Internationalen Organisation für 
Migration“ (IOM) um die Jahrtausendwende instruiert wurden, lässt sich eine solch 
generalisierende Aussage stark in Zweifel ziehen. In mehreren osteuropäischen 
Ländern versuchte die Organisation Frauen vor Migration zu „warnen“. Im Zentrum 
der „Aufklärungsarbeit“ standen Bilder, in denen Frauen als passive Objekte männ-
licher Gewalt dargestellt wurden. Die mit Versatzstücken des Menschenrechtsdis-
kurses versehenen humanitären Kampagnen gegen Menschenhandel hatten keine 
Legalisierung der Migrationswege und somit eine Form des „Empowerments“ von 
Migrantinnen zum Ziel. Ganz im Gegenteil –  die Kampagnen legten Frauen nahe, 
ihren Platz „im Heim“ und „in der Nation“ zu sehen (Andrijašević 2007: 123ff). Die 
humanitäre Absicht, Frauen vor ausbeuterischem Menschenhandel zu schützen, 
wurde also von einer Politik der Kontrolle und Verhinderung von Migration begleitet. 
    Die Kampagnen der IOM und der „Hirsi-Fall“ geben bereits Anlass zur Vermutung, 
dass die gesellschaftliche Wirkung von Menschenrechten und ihre verschiedenen 
Formen der Aneignung facettenreich, komplex und auch widersprüchlich sein kön-
nen. William Walters macht darauf aufmerksam, dass in der Grenz- und Migrations-
forschung mit großer Hingabe über die Militarisierung, „Versicherheitlichung“ und 
Verstärkung der heutigen Grenzen diskutiert wird. Von wenigen Ausnahmen abge-





Frage der Menschenrechte aber lange Zeit außer Acht gelassen (2011: 138). Auf-
bauend auf meine Forschung in Marokko aus dem Jahr 2013 möchte ich mich in 
meiner Arbeit mit einer Frage auseinandersetzen, die sich diesem Feld widmet: 
Welche Rolle spielen die Menschenrechte für nicht-staatliche Akteure in der marok-
kanischen Migrationspolitik? Mein Interesse bezieht sich dabei nicht auf bestimmte 
juristische Verfahren (wie dem „Hirsi-Fall“) oder auf die konkrete Umsetzung ge-
setzlicher Vorgaben. Mein Anliegen ist es zu untersuchen, wie Menschenrechte an-
geeignet werden, ob sie beispielsweise als Begründung für bestimmte Praktiken 
herangezogen werden oder ob sie zur Artikulation von politischen Forderungen 
verwendet werden. Meine Grundannahme im Vorfeld der Forschung war, dass die 
Menschenrechte in der Migrationspolitik auch „jenseits“ der juristischen Sphäre 
eine Rolle spielen (wie bei den Kampagnen der IOM) und sie für verschiedene Ak-
teure von unterschiedlicher Bedeutung sind – oder besser gesagt, sie von den Akt-
euren ihre vielseitigen Bedeutungen erst zugeschrieben bekommen. 
Costas Douzinas macht deutlich, dass der Begriff „Menschenrechte“ semiotisch wie 
auch semantisch ein extrem offenes Konzept ist. Die Anwendung dieses Begriffs 
kann auf keine bestimmte soziale Gruppe reduziert werden und daher ist es seiner 
Meinung nach auch unmöglich, eine Theorie oder eine empirische Beschreibung zu 
entwerfen, die im Stande wäre, alle verschiedenen Formen der Aneignung zu fassen 
(2007: 8f). Auch diese Arbeit verfolgt nicht das Ziel, den Menschenrechten eine 
feststehende und klar zu definierende Funktion oder Bedeutung für die Migrations-
politik in Marokko zuzuweisen. So bin ich unter anderem davon ausgegangen, dass 
sich der Menschenrechtsdiskurs in der Migrationspolitik nicht auf seine legitimie-
rende Rolle für die Kontrolle und Verhinderung von Migration reduzieren lässt. 
Während meiner Forschungszeit 
im September / Oktober 2013 
hielt ich mich in mehreren ma-
rokkanischen Städten auf. Dazu 
gehörten Casablanca, die größte 
Stadt Marokkos, die Hauptstadt 
Rabat sowie Tangier im Norden 
und Oujda im Nordosten, nur 
wenige Kilometer von der algeri-
schen Grenze gelegen. Im Laufe 
meiner Forschung habe ich mit 
subsaharischen MigrantInnen 
und mit MitarbeiterInnen von 
verschiedenen Organisationen 
gesprochen, die sich mit dem 
Thema Migration auseinander-
setzen. Abhängig von der jeweili-
gen Situation wechselte ich zwi-
schen qualitativen Interviews und informellen Gesprächen. Dabei habe ich bewusst 





schenrechte zu sprechen kommen. Denn für meine Fragestellung war es mitunter 
wichtig, den konkreten Kontext zu erfahren, in dem die verschiedenen Akteure den 
Begriff verwenden – oder auch nicht verwenden.  
In meiner Arbeit werde ich mich wiederholt auf Ideen und Konzepte beziehen, die 
der sozial- und kulturwissenschaftlichen Diskursanalyse entspringen. Ihr liegt eine 
Forschungsperspektive zugrunde, die den Fokus auf die Zusammenhänge richtet, in 
denen Diskurse gesellschaftlich „produziert, legitimiert, kommuniziert und transfor-
miert“ (Keller 2011: 125) werden. Sie zielt darauf ab, die komplexen Prozesse der 
Aushandlung von Bedeutungen oder der Präsentation von Argumenten zu untersu-
chen und somit das, was umsichtig „konstruiert“ worden ist, zu „de-konstruie-
ren“ (Kaschuba 2006 [1999]: 242). In Anbetracht meiner Fragestellung halte ich die 
von der Diskursanalyse bereitgestellten Verfahrensweisen für sehr geeignet, um 
nachvollziehen und darstellen zu können, was mit den Menschenrechten in meinem 
Forschungsfeld „geschieht“ bzw. wie sie „gelebt“ werden. 
Das folgende Kapitel werde ich mit einem kurzen Rückblick auf die Entwicklung der 
Migrationsforschung in der Ethnologie beginnen und anschließend die aktuellen 
Forschungsansätze zu Grenzen und Migration schildern. Ausführlich möchte ich auf 
die Praktiken, Prozesse und Dynamiken der heutigen europäischen Grenz- und Mig-
rationspolitik eingehen. Deren Verständnis kann als Voraussetzung geltend gemacht 
werden, um den Diskursraum der von mir behandelten Akteure und somit auch ihre 
Handlungs- und Argumentationsweisen nachvollziehen und interpretieren zu kön-
nen. Die verschiedenen wissenschaftlichen Positionen zu Menschenrechten, die ich 
im dritten Kapitel skizzieren möchte, sollen ebenfalls dazu beitragen. Ab dem vier-
ten Kapitel werde ich ausführlich auf meine Forschungserfahrungen eingehen. Be-
vor ich allerdings die Rolle und Arbeit der von mir untersuchten Akteure vorstelle, 
werde ich die soziale und politische Umwelt, in der sie agieren und die sie auch mit-
bestimmen, näher schildern. Konkret bedeutet dies, genauer auf die sozialpolitische 
Situation von subsaharischen MigrantInnen in Marokko einzugehen. Im fünften Ka-
pitel möchte ich darstellen, wie sich die von mir untersuchten Akteure auf die Men-
schenrechte beziehen und wie sie von ihnen angewendet werden. Die Ergebnisse 
werde ich in Kapitel sechs mit den Arbeiten von Didier Fassin über den Humanita-
rismus und den wissenssoziologischen Theorien von Peter L. Berger und Thomas 
Luckmann zusammenführen. Ausgehend von meiner Fragestellung erhoffe ich mir 
mit diesem Vorgehen im letzten Kapitel die Collage, die uns die Wissenschaft über 






2. Die Grenz- und Migrationsforschung in den 
Sozial- und Kulturwissenschaften 
  
2 .1 .  Die  Entwick lung  der  e thno log i schen  
Mig rat ions forschung   
Stark vereinfacht ausgedrückt sind Migrationen freiwillige oder erzwungene, grenz-
überschreitende Wanderungen von Menschen (Darieva 2007: 70). Als solche wer-
den sie als klar umschriebenes, selbstverständliches und globales Phänomen be-
handelt und oft als „natürliche, menschliche Verhaltensweise“ deklariert (Schmidt-
Lauber 2007: 7). 
In der Ethnologie hat sich die Migrationsforschung erst um die Mitte des 20. Jahr-
hunderts etabliert. Der Diffusionismus zeigte zwar Interesse an der Zirkulation von 
Waren und Gütern, richtete seinen Fokus jedoch nicht auf die grenzüberschreiten-
den Praktiken des Menschen (Heidemann 2011: 220). Der Funktionalismus indes 
konstituierte ein ortsfixiertes Kulturverständnis und trug somit zur allgemeinen Ein-
stellung der Sozial- und Kulturwissenschaften gegenüber Migration bei, „grenzüber-
schreitende Bewegungen von Gruppen zum abweichenden sozialen Phäno-
men“ (Darieva 2007: 70) zu erklären. Die Auseinandersetzung der „Chicago School 
of Sociology“ mit Migration leitete unter anderem die ethnologische Migrationsfor-
schung ein. Ihre VertreterInnen analysierten nicht die Ursachen von Migration, son-
dern interessierten sich für die Folgen der Ankunft von MigrantInnen in der ameri-
kanischen Gesellschaft und trugen zunächst einmal maßgeblich zu einem assimilati-
ven Konzept von Migration bei (ebd.: 74f). Dabei wurde Migration als Herausforde-
rung für die Stabilität einer Gesellschaft oder eines Staates konstituiert und gegen-
über MigrantInnen ein Imperativ zur Anpassung ausgesprochen (ebd. 72f). Doch die 
„Chicago School of Sociology“ war später auch maßgeblich an der Entwicklung eines 
partikularistischen Ansatzes beteiligt, welcher die bekannte Metapher des „melting 
pot“ durch die der „salat bowl“ ersetzte. Damit wiesen kultur- und sozialwissen-
schaftliche Positionen „auf die Möglichkeiten der gesellschaftlichen Solidarität unter 
Beibehaltung von kultureller Differenz hin“ (Heidemann 2011: 221). Das stark re-
duktionistische Bild von MigrantInnen als von Integrationsbürokratien abhängige 
Personen verlor seine dominante Stellung allerdings nicht (Darieva 2007: 79). 
Die in den späten 1970er und 1980er Jahren einsetzende Landflucht und Urbanisie-
rung war einer der Auslöser für die steigende Zahl von Mobilitätsstudien zu dieser 
Zeit. Insbesondere die Ethnologie begann in Anbetracht grenzüberschreitender Mig-
ration nicht nur die Länder der Immigration, sondern auch die der Emigration zu 
untersuchen (Schmidt-Lauber 2007: 15). Doch die wissenschaftliche Praxis ging 
noch bis zum Ende der 1980er Jahre von einer territorialen Bindung von Gesell-
schaft und Kultur und somit auch von einer Kongruenz von Flächen- und Sozialraum 
aus. Diese Denkweise wird heute als „Container-Modell“ bezeichnet (Hess 2007: 




180) und ihr wird zur Last gelegt, Prozesse, Beziehungen und Institutionen ausge-
blendet zu haben, die Grenzen überschreiten oder transformieren (Khagram und 
Levitt 2008: 25). Diesbezügliche Forschungen leitete erst der sogenannten „spatial 
turn“ ein, dem eine Veränderung des Bewusstseins für den Konstruktionscharakter 
des Raums zugrunde liegt (Schmidt-Lauber 2007: 15). Vor allem in der Ethnologie 
und in der Soziologie haben sich seither die Transnationalismusstudien etabliert 
(Pries 2008: 15), in denen Kultur nicht mehr als räumlich abgrenzbares Phänomen 
verstanden wird (Darieva 2007: 83). Die Verbreitung moderner Kommunikations-
technologie und die verbesserten Reisemöglichkeiten sind nur zwei sehr offensicht-
liche von vielen signifikanten Entwicklungen zu Beginn der 1990er Jahre (Donnan 
und Wilson 2010: 5), welche die Intensivierung von und damit auch das wissen-
schaftliche Interesse an grenzüberschreitende soziale Praktiken oder die rege Ver-
breitung von Symbolen und  Artefakten über nationalstaatliche Grenzen hinaus för-
derten1 (Pries 2008: 8). Neben nicht-staatlichen Akteuren wie „Non-Governmental 
Organizations“ (NGOs), die sich mit einer zunehmend transnational ausgerichteten 
Politik neue Möglichkeiten und Räume der Einflussnahme schufen (Vertovec 2009: 
10), wurde der Transnationalismus auch zu einem der fundamentalen Wege, um 
migrantische Praktiken zu verstehen (ebd.: 13). Dabei erhielten Begriffe wie 
„Transmigration“, „transnationale Gemeinschaften“, „Translokalität“ oder „Diaspo-
ra“ ihren bis heute prominenten Status (Darieva 2007: 82). Auch Transitmigration 
und die bisher kaum beachteten „mobilen Formen der Migration“, also ein kontinu-
ierlicher Wechsel des Aufenthalts einer oder mehrerer Personen an mindestens 
zwei unterschiedlichen Orten, wurden zu einem festen Bestandteil der Forschung 
(Hess 2007: 182f). Festzuhalten bleibt, dass der Fokus von räumlicher Abgrenzbar-
keit von Kultur aufgebrochen wurde zugunsten der Dynamiken, Übergänge und 
Mehrörtlichkeiten, wie sie von migrantischen Praktiken geschaffen werden 
(Schmidt-Lauber 2007: 23). Die häufig verbreitete, totalisierende Ansicht von Trans-
nationalität als gegen-hegemoniale Kraft ist allerdings fragwürdig. Sicherlich haben 
transnationale Praktiken das Potential, normative und wirkmächtige politische 
Konstellationen in Frage zu stellen oder zu unterwandern. Doch sie sollten nicht 
euphorisch auf eine subversive Strategie des politischen Widerstandes „von un-
ten“ reduziert werden (Guarnizo und Smith 1998: 5). Denn ihnen können auch zu-
tiefst reaktionäre Inhalte und Denkweisen zu Grunde liegen (Vertovec 2009: 11) und 
sie sind nicht befreit von strukturierenden Machtverhältnissen (Hess 2007: 187). So 
haben transnationale migrantische Praktiken nicht nur Auswirkungen auf die Be-
deutung von Grenzen, sondern werden von ihnen auch erheblich beeinflusst (Ver-
tovec 2009: 89) – zum Beispiel dahingehend, dass sie erschwert werden oder erst 
gar nicht zustande kommen. Hier setzt auch spätestens die Kritik am Transnationa-
lismus ein. Diese Forschungen haben sich zwar sehr gut darauf verstanden, Prakti-
ken der Migration zu erklären, die unter einem Exklusionsparadigma nicht ausrei-
                         
1 Transnationale Phänomene sind allerdings keine völlig neue Erscheinung, lediglich ihre Intensität und ihre 
Formen mögen sich zu dieser Zeit verändert haben. Daher ist es auch wichtig, zwischen Transnationalität als 
sozialem Ereignis und Transnationalismus als wissenschaftlichem Teilbereich zu differenzieren (Pries 2008: 13). 




chend erfasst werden können. Jedoch haben sie Momente der Ausgrenzung und 
Unterdrückung häufig verkannt und in ihren Studien „ausschließlich Spuren einer 
globalen Mobilität und Flexibilität gesehen“ (Hess und Tsianos 2010: 247). Um der 
Bedeutung von Mobilität und Immobilität Rechnung zu tragen, hat sich die heutige 
kritische Forschung auch noch einmal ein Stück weit gewandelt und unter anderem 
die Grenze selbst intensiver in das Blickfeld gerückt. 
 
2 .2 .  Aktue l le  Forschungsansä tze :  Wie  d ie  
Grenze  in  den  Fokus  rückt   
Die Transnationalismusstudien haben viel dazu beigetragen, dass Migration heute 
nicht mehr als ein linearer Prozess zwischen Herkunfts- und Zielland definiert 
(Schmidt-Lauber 2007: 15) und damit auch nicht mehr als ein abgeschlossenes Phä-
nomen behandelt (Darieva 2007: 81) wird. Migration wird nicht weiter als ein Pro-
jekt Einzelner angesehen, anstelle dessen wird der hohen Bedeutung von Netzwer-
ken Rechnung getragen. Sie wird als gesellschaftliche Bewegung anerkannt, welche 
eigene Formen und Praktiken der Organisation hervorbringt (Bojadžijev und Ka-
rakayali 2007: 204), die einen äußerst flexiblen Umgang mit politischen Verände-
rungen ermöglichen (Heck 2010: 54). „Im Ergebnis wird Migration […] in ihrer Dy-
namik, Widersprüchlichkeit und Vielschichtigkeit speziell aus Sicht der Akteure be-
fragt“ (Schmidt-Lauber 2007: 15). 
Sicherlich ist in Teilen der sozial- und kulturwissenschaftlichen Forschung die Auf-
fassung von Ethnizität als die zentrale Ressource für MigrantInnen noch immer prä-
sent. Kategorien wie Nationalität und Religion und damit einhergehende Identitäts-
zuschreibungen werden als statische kulturelle Größen konzipiert und steuern so zu 
einer „Politik des Ethnischen“ bei (Darieva 2007: 79). Denn auch jenseits wissen-
schaftlicher Kreise wird der Begriff „Ethnizität“ mittlerweile stark rezipiert, wobei 
ein essentialistisches Verständnis ethnische Gruppen und Zugehörigkeiten als gege-
ben und „natürlich“ erscheinen lässt. Zudem werden gesellschaftliche Ereignisse im 
Kontext von Ethnizität und Migration mehrheitlich als ein „Problem“ wahrgenom-
men und als Auseinandersetzung zwischen „Kulturen“ oder „Kulturkreisen“ benannt 
und gedeutet. Dies führt zu einer Kulturalisierung gesellschaftlicher Phänomene, in 
der soziale Dimensionen weitestgehend ausgeblendet werden (Schmidt-Lauber 
2007: 8ff). Die akteurszentrierte, kritische Forschung versucht solche gesellschaftli-
chen Prozesse und Sichtweisen zu dekonstruieren. Sie möchte einerseits aufzeigen, 
dass und wie sich MigrantInnen solchen und anderen bestehenden Formen der 
Vergesellschaftung entziehen (Bojadžijev und Karakayali 2007: 209) und anderer-
seits verstehen, wie bestimmte soziale und rechtliche Kategorien (z.B. „Asylbewer-
berInnen“, „Flüchtlinge“, sogenannte „Illegale“ oder „Drittstaatenangehörige“) pro-
duziert und konstituiert werden (Andersson 2012: 7). Da Grenzen hierfür eine we-
sentliche Rolle spielen, erklärt letzteres auch noch einmal, weshalb sie als For-
schungsgegenstand an Bedeutung gewonnen haben. 




Die Entstehung der Nationalstaaten ließ schrittweise die folglich „internen“ Grenzen 
wie Stadtmauern an Bedeutung verlieren und mit der Nationalisierung der Grenze 
setzte auch zunehmend ihre gesellschaftliche „Naturalisierung“ ein (Walters 2002: 
565f). Sie wurden regelrecht als „Körper von Nationen“ wahrgenommen und galten 
so auch nicht als verhandelbar oder flexibel (Donnan und Wislon 2010: 2). Die Idee 
der Grenze als kontinuierliche, fixe Linie, welche das Territorium und die souveräne 
Autorität eines Staates abgrenzt, hat auch heute noch in weiten Teilen der Gesell-
schaft bestand (Walters 2006: 193). 
Das Interesse an „kulturellen Grenzen“ ist in der ethnologischen Fachgeschichte tief 
verwurzelt, die Beschäftigung mit internationalen politischen Grenzen ist jedoch 
eine eher neue Erscheinung (Driessen 2006: 42). Bis mindestens 1970 war die For-
schung zu Grenzen äußerst unpopulär. Sie wurden als bloße physische und statische 
Endprodukte politischer Entscheidungen betrachtet. Ironischerweise entwickelte 
sich in vielen Disziplinen erst mit dem Globalisierungsdiskurs ein reges Interesse 
daran, sich intensiver mit nationalstaatlichen Grenzen auseinanderzusetzen. So 
wurden ihre determinierenden Kräfte auf gesellschaftliche Verhältnisse aufgezeigt, 
dem Empfinden der Grenze als etwas statisches und weitgehend unveränderbares 
tat dies aber zunächst noch keinen Abbruch (Newmann 2006: 145). Die Ironie dieser 
Kehrtwende liegt darin, dass im „globalen Zeitalter“ der Glaube an eine sich entwi-
ckelnde „grenzenlosen Welt“ für viele Bestand hat (ebd. 143). Die Globalisierung 
hat die Bedeutung der Grenzen sicherlich verändert, doch verläuft die vermeintliche 
„Entgrenzung“ des Staates wesentlich selektiver, als der generelle Diskurs dies vor-
zugeben vermag. „Debordering is being accompanied in many places by a partial 
rebordering in the form of enhanced policing“ (Andreas 2000: 2). Grenzen ver-
schwinden also nicht einfach, sondern ihr Verlauf und ihre Funktion verändern, ver-
vielfachen und verstärken sich zum Teil sogar. Sie dehnen sich aus und spalten sich 
auf, indem „Grenzzonen“, „Grenzregime“ oder auch „Grenzländer“ geschaffen wer-
den (Balibar 2006 [1997]: 249). Somit sind sie auch weniger denn je als der „Rand 
des Politischen“ zu verstehen, vielmehr werden sie zu Dingen „im Raum des Politi-
schen“ (ebd.: 250). Raum indes ist keine „leere Dimension, die zuerst existiert und 
nachträglich besetzt wird. Raum ist ein Produkt von Praktiken und Beziehun-
gen“ (Massey 2007: 67). Deshalb werden Grenzen in der heutigen Forschung auch 
nicht mehr als selbstevidente Linien wahrgenommen, sondern als sozial 
(re)produzierte Räume. Sie variieren stark in ihrer Bedeutung (Walters 2009: 492) 
und es wird deutlich, dass die Beziehung zwischen Grenze und Nationalstaat keine 
natürliche oder ewige ist, sondern ein politisches und historisches Produkt. Daher 
sollte auch vermieden werden, Grenzen zu totalisieren, ihnen eine Essenz zuzu-
schreiben oder ihnen einen Satz von endlichen und fixen Funktionen zuzuweisen 
(Walters 2002: 565, 576). So ist der Fokus mittlerweile auch weniger auf die Grenze 
an sich gerichtet, sondern auf die Prozesse und Akteure, die sie als solche hervor-
bringen und aushandeln –  im Sinne eines „doing border“. So weisen auch Maximili-
an Pichl und Katharina Vester darauf hin, dass die anhaltenden Konflikte um Euro-
pas Außengrenzen offenbaren, „dass die Grenze keine naturwüchsige Struktur be-
sitzt, sondern ein umkämpftes politisches Terrain bleibt“ (2014: 206). Dies erklärt 




auch den Wandel in der Wissenschaft, nicht mehr den Systembegriff, sondern den 
des Regimes zu verwenden. Letzterer verweist zum einen darauf, dass Grenzen so-
zialen Kräfteverhältnissen unterliegen und zum anderen, dass sich die Vielzahl an 
relevanten Akteuren zwar mit ihren Praktiken aufeinander beziehen, das ganze sich 
aber nicht zwingend in Form einer systemischen Logik ordnet (Karakayali 2008: 47-
50).   
Im folgenden Punkt möchte ich dieses „umkämpfte politische Terrain“  etwas näher 
beschreiben und auch zeigen, dass die europäische Außengrenze für eine Forschung 
über Migrationspolitiken in Marokko von hoher Bedeutung ist. Die von mir vorge-
stellten Praktiken und Prozesse sind nicht als exklusiv für das europäische Grenzre-
gime zu verstehen2 (Cuttitta 2010: 24), kommen dort allerdings besonders zur Gel-
tung.  
 
2 .3 .  Prozesse  und  Dynamiken  der  heut igen  
Grenz -  und  Mig rat ions forschung  
Bevor ich auf einzelne Aspekte eingehe, die ein Verständnis jener Prozesse ermögli-
chen, ist es zunächst einmal wichtig zu erklären, weshalb  überhaupt von „europäi-
schen Außengrenzen“ gesprochen werden kann. Bis in die 1980er Jahre war Grenz-
schutz eine genuin nationale Angelegenheit, erst mit der Europäischen Integration 
wurde er schrittweise supra-nationalisiert (Pichl und Vester 2014: 188). Im Jahre 
1985 unterzeichneten Deutschland, Frankreich und die Beneluxstaaten das Schen-
genabkommen. Weitere Länder der Europäischen Gemeinschaft folgten und so 
wurde die Kooperation und Harmonisierung der Migrationspolitik eingeleitet (Lahav 
und Guirandon 2000: 59). Mit dem Abkommen wurde die Kontrolle der nationalen 
Grenzen verringert und im Gegenzug die erst im Laufe dieses Prozesses geschaffe-
nen „europäische Außengrenzen“ stärker gesichert 3   (Karakayali 2008: 188). 
Dahinter stand folgender Gedanke: 
 
If we diminish internal border controls then we must harmonize and 
strengthen the control at the external borders of the European Community 
to guarantee a sufficient level of control of who and what can legitimately 
enter the space of free movement. (Huysmans 2000: 759) 
 
                         
2 Die heute zu betrachtenden Transformationen der Grenzen können durchaus als globales Phänomen verstan-
den werden. 
3 Die gesellschaftliche Rechte und ein Großzahl der Konservativen in Europa stehen dem Harmonisierungspro-
zess der Migrationspolitik im Übrigen eher skeptisch gegenüber. Sie befürworten zwar eine Intensivierung der 
Überwachung an den europäischen Außengrenzen, allerdings sollte aus ihrer Sicht die Migrationspolitik wieder 
souverän von den Nationalstaaten geführt werden (Buckel, et al. 2014: 69f). Die Rhetorik eines „Europas der 
Souveränen Nationen« war auch in diesem Zusammenhang wieder eine permanente Begleiterin im Wahlkampf 
rechts-konservativer Parteien im Vorfeld der Europawahl 2014. 




Der Wunsch nach einer starken Kontrolle konnte nicht allein mit einer einfachen 
Reaktion auf geopolitische Veränderungen begründet werden. Denn insbesondere 
Länder wie Deutschland und Frankreich hatten in den Jahren zwischen 1982 und 
1985 die niedrigsten Einwanderungszahlen der jüngeren Geschichte zu verzeichnen 
(Lahav und Guirandon 2000: 60). Die restriktive Migrationspolitik wurde vor allem 
durch die Behandlung von Migration als eine Frage der inneren Sicherheit verwirk-
licht (Huysmans 2000: 751). Die politische Rhetorik ging schleichend dazu über, die 
Bereiche „Immigration“ und „Asyl“ zusammen mit Terrorismus, transnationalem 
Verbrechen oder organisierter Kriminalität zu verhandeln (ebd.: 756-760). Seither 
fließen jährlich viele Milliarden Euro in Überwachungspakete, die unter anderem 
die Umrüstung auf militärische Drohnen (Hess und Tsianos 2007: 35), die Ausbil-
dung spezialisierter GrenzbeamtInnen oder die Verstärkung der Kontrolle durch 
biodigitale Formen der Überwachung (Walters 2011: 138) beinhalten. Letzteres ist 
ein Verweis auf die immer bedeutender werdende „virtuelle Grenze“, „welche 
durch die Erfassung und Speicherung von personenbezogenen Daten im Zusam-
menhang mit Einreise und Aufenthalt in der EU errichtet wird“ (Krause 2009: 278). 
Die Weiterentwicklung von Kontrollmechanismen wie Visasystemen oder die fort-
schreitende Militarisierung der Grenze mag dazu veranlassen zu glauben, dass die 
Logik der Abschottung mit der Harmonisierung der Migrationspolitik fortgeführt 
oder gar intensiviert würde. Doch sie ist inzwischen einer wesentlich flexibleren, 
utilitaristischen Strategie gewichen (Buckel, et al. 2014: 81). 
 
Differentielle Inklusion: Die Grenze als „Filter“ von Migrationsbewegungen 
Das europäische Grenzregime lässt ein komplexes System der Limitierung, Differen-
zierung und Hierarchisierung von migrantischen Gruppen entstehen (Bojadžijev und 
Karakayali 2007: 204). Seine Grenzen haben die Funktion eines Filters, der die er-
wünschten von den nicht erwünschten Grenzüberschreitungen trennen soll (Andre-
as 2000: 4). Die Politik zielt also darauf ab, „Migration zu steuern und sie somit [...] 
selektiv und differentiell zu inkludieren“ (Hess und Kasparek 2010: 17). Das Konzept 
der „differentiellen Inklusion“ verdeutlicht die damit einhergehende Schaffung ei-
nes Raumes, in dem Personen und Personengruppen verschiedene Grade von Un-
terordnung, Diskriminierung und Segmentierung erfahren. Diese verlaufen unter 
Einbezug verschiedener Kriterien, denen unter anderem demographische, arbeits-
marktpolitische, sicherheitspolitische, humanitäre, nationalistische oder rassistische 
Argumentationen zu Grunde liegen (Lenz 2007: 141). Das Konzept soll die „blinden 
Flecke“ der Metapher „Festung Europa“ aufdecken und veranschaulichen, unter 
welchen Umständen Grenzüberschreitungen ermöglicht oder verhindert, praktiziert 
und erfahren werden (Mezzadra und Neilson 2012: 191). 
Vor allem arbeitsmarktpolitische Argumentationen haben dazu geführt, dass Inte-
ressenvertreterInnen der Wirtschaft eine „rationale Migrationspolitik“ einfordern, 
in der eine „regulierte Offenheit“ der Grenzen die benötigten Arbeitskräfte verfüg-
bar macht (Buckel, et al. 2014: 66). Insbesondere die IOM tritt als Fürsprecherin 
dieser Forderungen auf und hat so den Diskurs der Bedrohung von nationaler Si-




cherheit, Identität und Wohlstand um mehr als nur einen neoliberalen Beige-
schmack ergänzt. Migration sei dann sinnvoll und unterstützenswert, wenn sie 
„nützlich“ ist – folglich ist eine Politik des „Migrationsmanagements“ in das Zentrum 
europäischer Bemühungen gerückt (ebd.: 81). 
Doch das Modell der „regulierten Offenheit“ ist nur ein Aspekt, der den arbeits-
marktpolitischen Bereich tangiert. In Anbetracht klandestiner Migration produziert 
das europäische Grenzregime Illegalität (Mezzadra und Neilson 2012: 191), was die 
Wahrscheinlichkeit und die Möglichkeit der wirtschaftlichen Ausbeutung von Mig-
rantInnen erhöht. Auch wenn diese Form des Grenzübertritts nicht unbedingt „ge-
fördert“ sondern überwiegend verhindert wird, machen sich Unternehmen diese – 
wenn man so will – „nicht-regulierte Offenheit“ und die mit ihr verbundene Illegali-
sierung durchaus zunutze. Diese Konstellation verweist auch auf einen letzten Punkt, 
den ich hier vorbringen möchte. Eine starre Einteilung in inkludierte und exkludierte 
Gruppen von MigrantInnen ist weder möglich noch entspricht sie dem spezifischen 
Charakter des Grenzregimes. Meist erfahren einzelne Personen zeitgleich Formen 
des Ausschlusses und der Eingliederung (Walters 2006: 191f), wie das letzte Beispiel 
verdeutlicht. Die Illegalisierung schließt eine Eingliederung in den (wenn auch in-
formellen) Arbeitsmarkt nicht aus oder fördert sie unter gewissen Umständen sogar. 
Bestimmte Wege, (arbeits-)rechtliche Ansprüche zur Geltung zu verhelfen, werden 
den MigrantInnen dabei jedoch ebenso verwehrt wie beispielsweise die Aufnahme 
in staatliche Sozialsysteme. 
Sandro Mezzadra und Brett Neilson weisen darauf hin, dass mit dem Konzept der 
differentiellen Inklusion nicht die harten Vorgänge des Ausschlusses und der Ver-
hinderung von Migration negiert werden sollen – man könnte es daher ebenso dif-
ferentielle Exklusion nennen (2012: 196). Die Frage ist nun jedoch, wie das Grenzre-
gime solch starke Kräfte der Exklusion entfaltet und dabei eine relative (wenn auch 
geringe) Durchlässigkeit aufrechterhält. Dazu müssen die Techniken betrachtet 
werden, die ein solch selektives Filtern von Mobilität ermöglichen (ebd.: 192). 
 
Exterritorialisierung: Die Vorverlagerung der Migrationskontrolle  
MigrantInnen sehen sich heute mit der Situation konfrontiert, dass sich das Grenz-
regime und seine Wirkungskraft nicht mehr auf das europäische Territorium be-
grenzt (Hess und Tsianos 2007: 24). Die Konzentration auf die offiziellen Grenzlinien 
genügt bei weiten nicht mehr, „um zu verstehen, wo Grenzkontrollen stattfinden 
und wie sie funktionieren“ (Cuttitta 2010: 35). Im Zuge einer „Vorverlagerung der 
Migrationskontrolle“4  (Hess und Tsianos 2007: 35) weisen die europäischen Gren-
zen eine immer stärker werdende „variable Geometrie“ auf (Walters 2002: 567). 
                         
4Neben einer Vorverlagerung und der damit verbundenen Entwicklung „abseitiger Kontrollen« hat der Harmoni-
sierungsprozess der Migrationspolitik zu neuen Formen der „europäisch-internen« Kontrollen geführt (Walters 
2006: 193f), die vor allem in Form der Dublin-Verordnungen verwirklicht werden.  




Wesentliche Aspekte dieser Entwicklung sind die Schaffung sogenannter „sicherer 
Drittstaaten“, die Aushandlung von Rückübernahmeabkommen 5  mit nicht-
europäischen Ländern sowie deren Aufnahme in den Sicherheitsapparat zur Abwehr 
illegalisierter Migration. Länder wie Libyen, Tunesien, Algerien oder Marokko wer-
den so mittels wirtschaftlicher Anreize oder Visaerleichterungen für eigene Staats-
bürgerInnen und unter Bereitstellung von finanzieller und technischer Hilfe in die 
europäische Migrationspolitik eingebunden (Krause 2009: 305ff).  Die Produktion 
solcher „Pufferzonen“ geht mit einer Politik der „Entschleunigung“ von Mobilität 
einher. Die Errichtung von Lagern beziehungsweise „Detention-Centern“ außerhalb 
(aber auch innerhalb) des europäischen Territoriums ist dafür zentral. Mit ihnen 
werden Räume geschaffen, in denen eine Steuerung und somit auch Selektion von 
Migration bis zu einem gewissem Grad ermöglicht wird. Neben solch technokrati-
schen oder gewaltsamen Mitteln der Steuerung von Migration (Mezzadra und Neil-
son 2012: 192) stellt auch die sogenannte „Regionalisierung“ einen qualitativen 
Wandel in der Migrationspolitik Europas dar. Ihr Ziel ist es, Fluchtursachen „vor 
Ort“ zu bekämpfen und sie steht somit auch außerhalb der konventionellen Asylpo-
litik, in der Flüchtlinge erst mit ihrem Eintritt in ein potentielles Aufnahmeland zum 
Gegenstand politischer Regulation wurden (Karakayali 2008: 183f). Unter Regionali-
sierung verhandelt man auch die Versuche, Menschen noch in ihren Heimatländern 
von der Entscheidung zu migrieren abzubringen6. Im Zuge diverser Formen der Im-
migrations-Diplomatie mit den Herkunftsländern potentieller MigrantInnen wird 
also die Konstruktion der „illegalen MigrantInnen“ bereits an einem Ort angesetzt, 
an dem sie gesetzlich noch nicht einmal illegalisiert sind (Walters 2002: 573f). 
Das europäische Grenzregime beinhaltet demnach auch eine Flexibilisierung der 
Grenze und der Grenzkontrolle hinsichtlich ihrer Territorialität. Weit abseits der 
geografischen Grenzlinie entwickeln sich sowohl Grenzzonen als auch punktuelle 
Grenzerscheinungen (Cuttitta 2010: 35f), die dem Verlangen nach verhinderter, 
punktgenauer oder zeitlich begrenzter Migration entgegenkommen. Zur Steuerung 
von Migration soll sich die „variable Geometrie“ der Grenze also perfekt an ökono-
mische und soziale Räume anpassen (Mezzadra und Neilson 2012: 129f). Dieser 
Prozess wird meist als „Delokalisierung“ (Cuttitta 2010: 26) oder „Exterritorialisie-
rung“ (Hess und Tsianos 2007: 31)  der Grenze bezeichnet. Eine solche räumliche 
Verschiebung der Grenzen kann als ein weiterer Aspekt dessen betrachtet werden, 
                         
5 Insbesondere die Vereinbarung von Rückübernahmeabkommen ist eine gängige Praxis europäischer Länder 
und ermöglicht die Durchführung von „Kettenabschiebungen« (beispielsweise von Deutschland aus bis nach 
Syrien oder den Iran) von MigrantInnen (Hess und Karakayali 2007: 44). 
6 So arbeitet das Zentrum für Information und Migrationsmanagement (CIGEM) in der malischen Hauptstadt 
Bamako daran, die lokale Bevölkerung über die Gefahren von Migration aufzuklären. Offiziell soll das Zentrum 
eine Migrationspolitik umsetzen, die sich an den regionalen und europäischen Bedürfnissen orientiert (Janicki 
und Böwing 2010: 127). Dabei zeigt die Arbeitsweise des als „Entwicklungshilfeprojekt« deklarierte CIGEM, wie 
es mit der repressiven Ausrichtung des europäischen Grenzregimes verbunden ist (ebd.: 131). Mit Plakaten 
versucht das Zentrum die Wüste und das Meer als Orte der Schande und des Scheiterns zu inszenieren. Mobili-
tät wird dabei „dämonisiert und als ein Risikounterfangen konstruiert, das der nationalen Entwicklung entge-
gensteht“ (ebd.: 140). 




was den derzeitigen Charakter des europäischen Grenzregimes formt. Die Frage ist 
nun, von welchen Akteuren sie eigentlich verwirklicht wird. 
 
Externalisierung: Der Einbezug nicht-staatlicher Akteure in die Migrationspolitik  
Wie schon die Exterritorialisierung zeigt, obliegt die Versicherheitlichung der euro-
päischen Außengrenze und die Kontrolle von Migration nicht nur den europäischen 
Staaten. Die Verantwortung wird auch an nicht-europäische Länder übergeben. 
Deren Bereitschaft ist auf wirtschaftliche Anreize, politischen Druck oder – und das 
wird oftmals vergessen – auch auf eigene politische Interessen, die quasi unabhän-
gig von der EU sind, zurückzuführen. Doch die partielle Übertragung von Verantwor-
tung für migrationspolitische Fragen geschieht auch an nicht-staatliche Akteure. 
Gemeinhin wird dieser Prozess als „Externalisierung“ (Cuttitta 2010: 26f) oder „Pri-
vatisierung“ der Politik bezeichnet. Auch der Begriff „NGOisierung“ wird immer 
wieder verwendet. Er soll nicht nur verdeutlichen, dass in bestimmten Aufgabenbe-
reichen NGOs mit einbezogen werden, sondern dass auch andere Akteure sich 
transformieren und beginnen, wie NGOs zu agieren – also aktivistisch und auf 
Netzwerken basierend (Bahl, et al. 2010: 171). 
Der Aufgaben- sowie Einflussbereich nicht-staatlicher Akteure ist äußerst facetten-
reich. Die Firma DKL beispielsweise hat das rentable Geschäft für sich entdeckt, am 
Hafen von Zeebrugge nicht nur die Technologie zur Abwehr klandestiner Migration 
zur Verfügung zu stellen, sondern auch unter Einbezug einer privaten Agentur selbst 
Überwachungsaufgaben zu übernehmen (Walters 2006: 196f). Eine Kontrollfunktion 
üben auch die verschiedenen privaten Sicherheitsfirmen aus, die in den „detention-
centers“ des europäischen Grenzregimes eingesetzt werden (Lahav und Guirandon 
2000: 67). Ein weiterer Bereich, in dem nicht-staatliche Akteure an Bedeutung ge-
winnen, ist die Produktion und Aufarbeitung von Wissen. Gerade große NGOs und 
Verbände haben sich enorme Datenbestände aufgebaut und fungieren dabei unter 
anderem als AuftraggeberInnen für wissenschaftliche Arbeiten. Oft setzen sie ihr 
gesammeltes Wissen auch ein, um als eine Art „Supervisor“ für kleinere Organisati-
onen zu agieren (Karakayali 2008: 196). Dass die wenigen Arbeiten über den UNHCR 
(Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen) in keinem Vergleich dazu stehen, wie viel 
der UNHCR selbst an Wissen über Flucht, Asyl und Migration generiert (Ratfisch und 
Scheel 2010: 91), hebt die bedeutende Stellung von Wissen in der Migrationspolitik 
auch noch einmal konkret hervor. 
Die Externalisierung der Migrationspolitik folgt also einer bestimmten taktischen 
Ausrichtung: der Etablierung einer dezentralisierten Politik auf verschiedenen Ebe-
nen, in denen die strategische Partizipation der Zivilgesellschaft und der Einbezug 
von Experten-Wissen wichtige Bestandteile bilden sollen7 (Hess und Karakayali 2007: 
                         
7 Diese Form der politischen Führung wird allgemein mit dem Begriff „governance« (Regieren) bezeichnet. Im 
Gegensatz zu „government« (Regierung), also der politischen Steuerung in Bezogenheit auf den Staat, bezieht er 
die Pluralität von Akteuren – also staatliche und nicht staatliche – expliziter mit ein (Brand 2011: 197). Als analy-
tischer Begriff für die Umschreibung einer „Organisation der Selbstorganisation« (Walters 2006: 191) ist er indes 
nur bedingt sinnvoll. So weist Friederike Habermann darauf hin, dass er strukturelle Zwänge und die konkreten 




47). Da also nicht-staatliche Akteure immer mehr in den Fokus rücken, ist auch in 
der Grenz- und Migrationsforschung eine anhaltende Debatte über die Rolle und 
Bedeutung von Nationalstaaten mit Blick auf diesen Prozess ausgelöst worden – 
und was dieser für die politische Souveränität von Staaten im Allgemeinen bedeutet. 
Ohne tiefer auf die Debatten eingehen zu wollen, möchte ich einige Punkte benen-
nen, die ich auch für das Verständnis meines Forschungsfeldes für relevant halte. 
Zum einen bedeutet der bewusste Einbezug nicht-staatlicher Akteure nicht zwin-
gend eine Schwächung nationalstaatlicher Souveränität. So kann sich dadurch des-
sen Position auch durchaus verstärken. In der Regel sind Staaten jederzeit in der 
Lage, die Aktivitäten der nicht-staatlichen Akteure zumindest zu begrenzen – wenn 
nicht gar völlig zu unterbinden. Des Weiteren kommt es mit der Öffnung der Politik 
für private Akteure keinesfalls zur Chancengleichheit. So haben meist diejenigen 
größere Interventionsmöglichkeiten, welche Technologien, Kapazitäten oder Fähig-
keiten bereitstellen können, die für Staaten von großem Interesse sind (Grugel und 
Piper 2007: 9). Insgesamt ergibt sich eine politische Gemengelage, in dem Staaten 
einerseits die hohe Bedeutung und sozialpolitische Kraft von nicht-staatlichen Akt-
euren erkennen und beginnen, sie sehr direkt für die eigenen politischen Ziele ge-
brauchen. Mit Bezug auf NGOs spricht man in diesem Falle oft von sogenannten 
„Government-Organized-Nongovernmental-Organizations“, kurz GONGOs (Khagram 
und Alvord 2006: 75). Andererseits ist die Privatisierung der Politik nicht darauf re-
duziert, dass sich Staaten einen verlängerten Arm beziehungsweise willige Vollstre-
cker formen. Die Politik der Externalisierung ist auch ein Nährboden für Akteure, die 
sich kritisch gegenüber bestimmten staatlichen Praktiken zeigen (Hess und Ka-
rakayali 2007: 54) und sich im Zuge dieses Prozesses bedeutende Positionen er-
kämpfen können8. 
Auch an diesen Entwicklungen wird deutlich, dass sich ein Politikstil des „Manage-
ments der Migration“ herausgebildet hat. Eva Bahl, Marina Ginal und Sabine Hess 
beschreiben ihn als einen „seltsamen postliberalen Kompromiss“: es entsteht eine 
Art Arbeitsbündnis, „angesiedelt zwischen Argumentationsformen der Inneren Si-
cherheit, ökonomisch neoliberalen Axiomen und humanistisch-menschenrecht-
lichen Positionen“ (2010: 171). Vor allem die letzte Position fällt beim Blick auf 
nicht-staatliche Akteure ins Gewicht. Viele von ihnen können – zumindest im erwei-




                                                                      
Subjektpositionen der Handelnden nicht wirklich erfasst und somit Machtverhältnisse ausgeblendet werden 
(2011: 249). Für analytische Zwecke wird daher häufig auf den foucaultschen Begriff der „Gouvernementalität« 
zurückgegriffen, der sich mit einer bestimmten Technologie der Macht auseinandersetzt: das Ineinandergreifen 
von „Selbstführung« und „Führung oder Regierung durch andere« (Karakayali 2008: 46). 
8 Ob in kritischer oder staatlich-unterstützender Funktion, gewisse Verstrickungen und Überlappungen zwischen 
nicht-staatlichen und staatlichen Akteuren sollten immer bedacht und anerkannt werden. Ihr Verhältnis ist nicht 
nur ein rein äußerliches und man sollte sich nicht zu einer Polarität hinreißen lassen, die sie in zwei völlig unter-
schiedliche und getrennte Sphären verweist (Schultz 2011: 228). 




Humanitarisierung: Die Grenze als Raum humanitärer Praktiken 
Für Walters sind wir Zeugen einer neuen Entwicklung in der Geschichte der Grenze, 
oder besser gesagt des „doing border“: der Humanitarisierung der Grenze. Wenn 
ihre Technologisierung als ein Ereignis in der Geschichte des Schaffens und des Er-
haltens von Grenzen betrachtet wird, so gilt dass seiner Meinung nach auch für ihre 
Neuerfindung als ein Raum des „humanitären Regierens“ (2011: 138). 
In der Migrationspolitik ist die Rhetorik des Humanitarismus mittlerweile unüber-
hörbar und es ist zugleich unmöglich geworden, ihre Anwendung einzelnen Grup-
pen oder politischen Positionen zuzuweisen. Ebenso wenig lässt sich ihr Bezug auf 
bestimmte Praktiken reduzieren. Als im Jahre 2004 die italienische Regierung be-
gann, im größeren Umfang das Rückübernahmeabkommen mit Libyen anzuwenden 
und die Insel Lampedusa zu einem der Epizentren Europas im „Kampf gegen die 
illegale Migration“ wurde, schalteten sich auch einige NGOs und die IOM in das Ge-
schehen ein. Dabei stand jedoch nicht die Kritik bestimmter Praktiken der italieni-
schen Regierung im Vordergrund. Die Organisationen boten unmittelbar ihre Kapa-
zitäten, ihr Wissen und ihre Ressourcen für eine „humanitäre Hilfeleistung“ an (Wal-
ters 2011: 144f). Im selben Jahr liberalisierte sich auch die Debatte über die gesetz-
lich mehr als umstrittene Errichtung von „detention-centers“ außerhalb von Europa. 
Vor allem der damalige deutsche Innenminister Otto Schily begründete die Exterri-
torialisierung von Lagern als eine humanitär gebotene Reaktion auf das Sterben von 
Flüchtlingen im Mittelmeer (Hess und Tsianos 2007: 34f). Doch auch regierungskriti-
sche Interventionen bringen immer wieder humanitäres Argumentieren in Stellung. 
So zum Beispiel zu Beginn der 1990er Jahren, als in Frankreich verschiedene NGOs 
und politische AktivistInnengruppen die Regierung dazu drängten, MigrantInnen 
einen besseren Zugang zum Gesundheitswesen zu ermöglichen und zumindest bei 
kranken Menschen von Abschiebungen abzusehen. Als Folge wurde sukzessive die 
Anwendung von „humanitären Gründen“ in die administrative Praxis eingeführt, die 
eine Aussetzung von Abschiebungen mit sich bringen. Schließlich schaffte es diese 
Begründung auch in den rechtlichen Rahmen und es wurden „humanitäre Ausnah-
mereglungen“ in das Gesetz übernommen. Federführend waren zu diesem Zeit-
punkt allerdings bereits VertreterInnen des konservativen Flügels. Sie traten als Be-
fürworterInnen auf, um in diesem Zusammenhang eine noch restriktivere Abschie-
bepolitik gegenüber „nicht ernsthaft kranken“ Personen durchzusetzen (Fassin 2012: 
88f). Indes ist die Anwendung der „humanitären Ausnahmeregelung“, die sich an-
schließend in vielen anderen Ländern verbreitete und mittlerweile Einzug in die 
europäische Rechtsprechung gefunden hat, als sehr überschaubar zu bewerten 
(ebd.: 107f). 
Diese wenigen Punkte sollten bereits verdeutlicht haben, welch facettenreiches 
politisches Gewicht der Humanitarismus haben kann. Die Humanitarisierung der 
Grenze sollte allerdings nicht als ein allgemeiner Prozess verstanden werden. Zum 
einen materialisiert sich die humanitäre Grenze nur unter bestimmten Umständen. 
So wurde die Exterritorialisierung von Lagern dann mit humanitären Argumenten 
begründbar, als vermehrt Nachrichten von sterbenden Flüchtlingen im Mittelmeer 
in den europäischen Medien kursierten. Zum anderen materialisiert sie sich nur an 




bestimmten Orten, die als „technologische Zonen“ oder „Zonen der Qualifikati-
on“ bezeichnet werden können. Dazu können wiederum die „detention-
centers“ gezählt werden, aber auch diverse andere Knotenpunkte der Migration wie 
Abschiebegefängnisse oder Flughäfen – also überall dort, wo sich beispielsweise 
karitative NGOs „qualifiziert“ fühlen zu intervenieren. Walters warnt auch ausdrück-
lich davor, den Prozess als eine Art „zweite Ordnung“ der Versicherheitlichung und 
Militarisierung von Grenzen zu sehen oder ihn als völlig determiniert von diesen 
Faktoren zu verstehen (2011: 146ff). Nichtsdestotrotz müssen auch gewisse Verstri-
ckungen beachtet werden, wenn beispielsweise Praktiken der Grenzüberwachung 
und Verhinderung von Migration mit dem humanitären Gebot der Lebensrettung 
von MigrantInnen begründet werden (Andersson 2012: 8). 
 
Mit diesem Kapitel habe ich hinsichtlich meiner Fragestellung verschiedene Ziele 
verfolgt. Mit den Erläuterungen zur differentiellen Inklusion und der mit ihr einher-
gehende Delokalisierung wollte ich die Bedeutung des europäischen Grenzregimes 
für mein Forschungsfeld aufzeigen. Aus einer bestimmten Perspektive betrachtet, 
kann Marokko – oder zumindest gewisse Gebiete des Landes – als eine von der eu-
ropäischen Migrationspolitik geschaffene „Grenzzone“ begriffen werden. Diese 
trägt maßgeblich zu den Bedingungen bei, unter denen die von mir untersuchten 
Akteure agieren. Den Schilderungen zur Externalisierung lag der Gedanke zugrunde 
zu zeigen, welche Rolle nicht-staatliche Akteure in der Migrationspolitik einnehmen 
(können) und wie die Grenz- und Migrationsforschung deren Bedeutung einzuord-
nen pflegt. 
Reiner Keller gibt in seiner Auseinandersetzung mit der Diskursanalyse zu verstehen, 
dass Diskurse nicht isoliert ablaufen, sondern immer in gewissen „Diskursfel-
dern“ eingebettet sind. Deshalb sind sie stets, so führt er aus, „in einem erweiterten, 
strukturierten Bedeutungs- und Handlungshorizont“ (2011: 144) zu betrachten. Da-
von ausgehend habe ich abschließend das Ineinandergreifen humanitärer Rhetorik 
mit Praktiken und Denkweisen von Akteuren der Migrationspolitik dargestellt und 
versucht zu verdeutlichen, was Walters unter der „Humanitarisierung der Gren-
ze“ versteht. Damit habe ich einen solchen „Bedeutungs- und Handlungshori-
zont“ behandelt, in dem sich später meine Ergebnisse zur Rolle der Menschenrechte 






3. Menschenrechte: Gesellschaftliche Bedeu-
tung – Wissenschaftliche Perspektiven 
 
Die bereits angedeutete innere Diversität des Humanitarismus wird von verschiede-
nen moralisch-politischen Konzepten begleitet, welche entlang des Humanitarismus 
verlaufen oder mit diesem interagieren: das prominenteste ist sicherlich das der 
Menschenrechte. Für Richard Ashby Wilson und Richard D. Brown kann die Verbin-
dung des Humanitarismus mit den Menschenrechten unter anderem damit begrün-
det werden, dass sie den gleichen intellektuellen Leistungen des 18. Jahrhunderts 
entspringen und gemeinsame Sichtweisen auf Menschlichkeit oder der Menschheit 
im Allgemeinen teilen (2009: 4f). 
Vor ungefähr 20 Jahren haben sich die Menschenrechte als Forschungsgegenstand 
in der Ethnologie etabliert (Stammers 2009: 13). Die Rechtsethnologie hat es sich 
zum Ziel gesetzt, „die Entstehung und Veränderung von Recht und seiner gesell-
schaftlichen Bedeutung“ (Benda-Beckmann und Benda-Beckmann 2007: 7) zu erfor-
schen. Dabei ist es nicht möglich, sie eindeutig von anderen Teilbereichen der Dis-
ziplin abzugrenzen. Wie auch immer man „Rechte“ definiert, sind sie als Ideen, Wer-
te, Konzepte oder Regeln Teil kultureller Vorstellungen und können soziale, wirt-
schaftliche, politische oder religiöse Institutionen und Beziehungen begründen und 
organisieren (Benda-Beckmann 2006: 179). Lange Zeit fokussierte sich die Rechts-
ethnologie auf nicht-staatliche, außereuropäische Rechtssysteme. Erst seit den 
1970er Jahren gehören auch staatliches Recht und Gerichtswesen wieder stärker zu 
ihren Forschungsfeldern. Seitdem gibt es auch immer mehr Arbeiten, die sich mit 
der Koexistenz mehrerer Rechtssysteme an einem Ort auseinandersetzen – mit dem 
sogenannten „Rechtspluralismus“. Zum anderen beschäftigt sich die Ethnologie zu-
nehmend mit der gesellschaftlichen Wirkung von Recht. Dabei interessiert sie sich 
dafür, wie Recht entsteht, wie es „arbeitet“ und wie die Bedeutung des Rechts ge-
genüber Faktoren zu verstehen ist – dies wird allgemein unter dem Begriff „Rechts-
wirklichkeit“ zusammengefasst (Benda-Beckmann und Benda-Beckmann 2007: 7f). 
Um eine Grundlage für meine späteren Einordnungen und Interpretationen zu 
schaffen, werde ich für den folgenden Blick auf wissenschaftliche und politische 
Debatten über die Menschenrechte den „ethnologischen Gürtel“ nun ein Stück weit 
lösen. Unterdessen wird allerdings auch das Profil des ethnologischen Zugangs zum 
Recht noch etwas mehr geschärft. Da nicht nur jedes Jahr Millionen von Wörtern zu 
den Menschenrechten geschrieben werden (Stammers 2009: 1), sondern sie auch 
von einem ahistorischen Universalismus bis hin zu einem historischen Relativismus 
durch sämtliche wissenschaftliche Debatten der letzten Jahrzehnte gezogen wurden 
(Hastrup 2003: 17f), habe ich dabei nicht den Anspruch, sie auch nur annähernd 
erschöpfend  abzuhandeln.    
 
 




Sichtweisen auf Menschenrechte: Von der dogmatischen Mystifizierung zur Imperia-
lismuskritik  
Stefan-Ludwig Hoffmann gibt zu verstehen, dass die Menschenrechte zu den wich-
tigsten „Glaubensartikeln“ der liberalen Demokratie unserer Zeit gehören. Sie sind 
zu einer Art Dogma  geworden, „jene Überzeugungen einer Gesellschaft, die als 
verinnerlichte, evidente Ordnung stillschweigend vorausgesetzt werden und den 
Raum des Denkbaren und Sagbaren umgrenzen“ (2010: 7). Als solche werden sie 
über dem Politischen stehend wahrgenommen als ein neutraler, rationaler und na-
türlicher Diskurs und gelten als „moralische Trumpf-Karte“ in der Beendigung von 
Konflikten, wie Douzinas kritisch erläutert (2007: 11). Ein solches Denken, welches 
Neil Stammers als „metaphysische Abstraktion“ bezeichnet, ist allerdings so alt wie 
die ersten Ideen zu den Menschenrechten selbst. Es funktioniert unabhängig von 
jeglichem sozialen Kontext, etabliert ein zeitloses Verständnis von Menschenrech-
ten (2009: 18) und dient letztendlich nur dazu, die soziale Welt zu verdecken anstatt 
sie zu verstehen (Stammers 1999: 990). 
Mit einer solch dogmatischen Ansicht im Rücken geht es in vielen Debatten nur 
noch um die Frage, wie die Menschenrechte in der Praxis zur Geltung gebracht 
werden können (Hoffmann 2010: 7). So gibt es eine riesige Literatursammlung (aus 
wissenschaftlichen, aber vor allem nicht-wissenschaftlichen Kreisen), die sich mit 
den „Menschenrechtsstandards“ in verschiedenen Ländern auseinandersetzt und 
Reporte über einen wie auch immer gearteten „Grad der Umsetzung“ anfertigen. 
Begleitet wird diese Literatur von einer Vielzahl an Prämissen, darunter meist die 
Forderung nach einem universalen Gültigkeitsanspruch der Menschenrechte 
(Stammers 1999: 991). Letztere werden explizit oder implizit immer als etwas „Gu-
tes“ begriffen, das nicht wirklich begründet, aber verteidigt werden muss. Alison 
Brysk ist sogar der Auffassung, sie wären eine „gegen-hegemoniale Kraft“, die im 
Stande sei, herrschende Paradigmen aufzuzeigen und anzugreifen (2013: 79). Ge-
meinsam haben diese Annahmen, dass sie sich schlicht auf die „Resultate“ beziehen, 
welche die Menschenrechte erreicht haben oder hervorbringen sollen, ohne dabei 
auf ihre „Bedeutung“ einzugehen, sei es hinsichtlich ihrer Relevanz, ihres Kontextes 
oder ihrer Ursprünge9. So werden unter anderem „nicht-gesetzliche“ und vor-
institutionelle Formen der Menschenrechte ausgespart (Stammers 1999: 991f) und 
die Verstrickung zwischen dieser Zugangsart und den Menschenrechts-Paradigmen 
der UN-Menschenrechtserklärung wird deutlich. In beiden Fällen wird die Rolle des 
Staates als zentral wahrgenommen, der gleichzeitig als höchster Garant für die 
Wahrung der Menschenrechte und als die größte Bedrohung für ihre Einhaltung 
auftritt (Eckert 2010: 313).  
Vor allem in den Rechts- und Politikwissenschaften finden wir Positionen, die sich 
einem derart staatszentrierten Verständnis von Recht hingeben. Auch hier wird 
                         
9 Jäger würde auch dies als eine Form der Mystifizierung sehen, welche zwar (nicht wie in der metaphysischen 
Abstraktion nach Stammers) den sozialen Gehalt der Menschenrechte anerkennt, dieses Soziale aber letztlich an 
historischen Gesetz(mäßigkeiten) festgemacht wird, also an letzten „Instanzen« (2012: 149). 




Recht als eine Sollensordnung konzipiert (Benda-Beckmann und Benda-Beckmann 
2007: 188), die einer allgemeinen Geltung unterliegt und einen Idealpunkt für die 
gesellschaftliche Entwicklung vorgibt. Die Menschenrechte werden als ein Vertrag 
zwischen staatlichen Parteien angesehen (Stammers 1999: 992) und die „internen 
Kriterien des herrschenden normativen Systems für die „richtigen“ Kontexte der 
Regelschöpfung und -anwendung“ (Benda-Beckmann und Benda-Beckmann 2007: 
189) übernommen. Damit wird im selben Atemzug das methodologische Feld abge-
steckt, in dem Recht in der Gesellschaft erforscht wird und bestimmte Konstruktio-
nen gehen implizit oder explizit und a priori in den Rechtsbegriff ein. Recht wird also 
bis zu einem gewissen Grad als ein tautologischer Begriff behandelt (ebd.: 189ff). 
Einem solchen Positivismus setzt die Ethnologie etwas entgegen, da sie überwie-
gend mit einem analytischen Rechtsbegriff arbeitet10. Er erhebt nicht den Anspruch 
auf allgemeine Geltung, sondern akzeptiert unterschiedliche und möglicherweise 
gegensätzliche Geltungsansprüche, was „Recht“ ist und hebt somit seine „relati-
ve“ Bedeutung hervor. Damit löst sich dieser  ethnologische Ansatz auch von der 
Koppelung zwischen Recht und Staat und sieht in der staatlichen Produktion von 
Rechten und Sanktionierung durch Gesetze nur eine mögliche Variante neben ande-
ren. Mit ihm lassen sich Rechte auch deutlicher – oder überhaupt – als soziale Kon-
struktion vermitteln (Benda-Beckmann 2006: 187ff). Der Sozialkonstruktivismus ist 
in der Ethnologie zu einem Paradigma gereift und soll verdeutlichen, dass Dinge die 
Bedeutung haben, „die Menschen ihnen geben, und keine sinnhafte Essenz“ (Hei-
demann 2011: 217f). Den Menschenrechten wird demnach weder eine metaphysi-
sche Existenz noch eine abstrakte Logik zugeschrieben, mit denen man ihre Existenz 
begründen könnte. In sozialen Gefügen eingebettet werden sie vom Menschen ge-
schaffen, verändert und zum Ausdruck gebracht (Stammers 1999: 981, Wilson und 
Mitchell 2003: 8). Menschenrechte werden demnach vor allem als eine „Sache-in-
Arbeit“ betrachtet (Grugel und Piper 2007: 18) und solch prozess-orientierte Ansät-
ze bieten auch die Möglichkeit, (Menschen-)Rechte als Ressource, Macht oder Mit-
tel wirtschaftlicher und politischer Unterdrückung zu betrachten (Benda-Beckmann 
2006: 180). 
Ein solcher Ansatz macht eine Position zu den Menschenrechten anschlussfähig, die 
Stammers als „strengen Partikularismus“ bezeichnet. Diese Position erkennt zwar 
an, dass Menschenrechte sozial konstruiert sind, verweist aber vehement auf die 
Partikularität dieser Konstruktion (1999: 993). Sie verweigere sich jeglicher Übertra-
gung auf andere Gesellschaften (Eckert 2010: 315) und sei nur im Rahmen der eu-
ropäischen Geschichte verständlich (Benda-Beckmann 2006: 184). Häufig führt die-
se Denkweise zu einer Haltung gegenüber Menschenrechten, die in ihnen nicht 
mehr sieht als ein imperialistisches Instrument, das den Interessen „des Wes-
tens“ dient (Stammers 1999: 994). Mark Philip Bradley erläutert, dass hinter dieser 
Einstellung der Versuch steht zu zeigen, wie sehr fundamentale Machtungleichhei-
ten und Hierarchien unter dem Deckmantel der „Universellen Erklärung der Men-
                         
10 Als solcher ist er natürlich nicht auf die Ethnologie zu beschränken sondern zieht seine Kreise durch sämtliche 
Kultur- und Sozialwissenschaftlichen Disziplinen – und auch darüber hinaus. 




schenrechte“ weiter bestehen, durch diese aber zum Teil überschattet und somit 
ausgeblendet werden (2012: 330). Zudem weist diese Position darauf hin, dass die 
Menschenrechte mittlerweile zu einer Legitimationsformel geworden sind für hu-
manitäre wie militärische Interventionen und somit zu einer hegemonialen Technik 
der internationalen Politik (Hoffmann 2010: 8). Nebenbei würden Konventionen, 
Reporte oder Kommissionen zu Menschenrechten in die vollkommene Belanglosig-
keit bezüglich ihrer wie auch immer definierten „eigentlichen“ Ziele führen. Dieses 
Argument bringt unter anderem Douzinas in Stellung: 
 
An air of self-satisfied irrelevance is the permanent characteristic of human 
rights conferences. The only human rights violation most human rights ex-
perts, international lawyers and diplomats have ever experienced is being 
served a bad bottle of wine at their working lunches. (2007: 14) 
 
Natürlich bleiben auch die VertreterInnen des „strengen Partikularismus“ nicht von 
Kritik verschont und noch weniger die Vorstellung von Menschenrechten als bloßes 
Werkzeug imperialer Politik. So weist Andreas Eckert darauf hin, dass eine ange-
nommene Nicht-Übertragbarkeit der Menschenrechte auf ein essentialistisches 
Kulturverständnis schließen lässt (2010: 315). Und bezüglich der Menschenrechts-
vorstellung als imperialem Instrument macht Stammers darauf aufmerksam, dass 
sie jeglichen Verweis auf die Menschenrechtsbezüge von anti-imperialistischen oder 
indigenen Bewegungen vermeidet (2009: 204). 
Mit diesen knappen Erläuterungen habe ich zeigen können, dass es verschiedene 
(und damit auch konkurrierende oder ergänzende) Ansichten dazu gibt, was Men-
schenrechte sind und wie sie wirken (oder wirken sollten). Besonders bei einem 
prozess-orientierten Ansatz, der sich die Menschenrechte auch als eine „Sache-in-
Arbeit“ vergegenwärtigt, ist nun natürlich noch die Frage entscheidend, wer an der 
„Produktion“ beziehungsweise der Konstruktion der Menschenrechte beteiligt sein 
kann. 
 
Nicht-staatliche Akteure als ProduzentInnen von Recht 
Nicht nur in den Rechtswissenschaften, auch in den Sozialwissenschaften fällt es 
vielen VertreterInnen schwer, etwas als „Recht“ zu bezeichnen, was von Staaten 
oder von den als „RechtsexpertInnen“ bestimmte Personen (Bundestagsabgeordne-
ten, Anwälten, etc.) nicht offiziell als Recht angesehen wird. Ordnungssysteme, die 
aus keiner staatlichen Institutionalisierung hervorgehen, werden dann nicht als 
Rechtssysteme bezeichnet, sondern fristen ihr analytisches Leben als informelle 
Regeln, Konventionen oder soziale Normen (Benda-Beckmann und Benda-
Beckmann 2007: 128). Da Gerichte als rechtliche Staatsapparate institutionalisiert 
sind, staatliche Macht auf einer Verfassung beruht und Gesetze in juristischer Form 
niedergeschrieben werden, wird die Eigenständigkeit des Rechts als politische oder 
soziale Form oft übersehen und damit auch ihr Potential, sich gegen normative 
Ordnungen zu stellen (Buckel, et al. 2014: 34). Diesem Umstand ist es daher auch 
geschuldet, dass nicht-staatliche Akteure (wie beispielsweise soziale Bewegungen) 




nur die Position zugeschrieben bekommen, Rechte einzufordern oder deren man-
gelnde Umsetzung zu kritisieren. Als kreative Akteure und somit auch als „Produ-
zentInnen von Recht“ werden sie meist negiert (Stammers 2009: 162) und damit 
auch die Rolle, die Recht in der Gesellschaft einnehmen könnte, nur fragmentarisch 
untersucht (Benda-Beckmann und Benda-Beckmann 2007: 143). Rechtlicher Positi-
vismus und staatszentriertes Denken führen also nicht nur dazu, dass nicht-
staatliche Ordnungssysteme nicht als Rechtssysteme anerkannt werden. Sie schlie-
ßen auch innerhalb eines staatlichen Systems jeglichen nicht-staatlichen Akteur von 
der Teilhabe an der Schaffung von Recht aus. Starre Ansichten wie die von Elisa 
Fornalé, dass Individuen internationale Rechtsstandards überhaupt erst dann ein-
fordern können, wenn Regierungen sie ratifiziert haben (2012: 113), drängt zivilge-
sellschaftliche Kräfte in eine passive Wartezone, in der sie selbst kein Recht kreieren 
können. 
Angesichts dieser Umstände ist es für Samuel Moyn nicht weiter verwunderlich, 
dass insbesondere die 1970er Jahre lange Zeit keine große Bedeutung hinsichtlich 
der Geschichte der Menschenrechte zugeschrieben bekommen haben (2012: 8ff). 
Denn hier waren es nicht diplomatische Eliten oder Staaten, sondern vor allem zivil-
gesellschaftliche Basisinitiativen, die eine entscheidende Rolle einnahmen (ebd.: 12). 
Die rasante Entwicklung von NGOs wie Amnesty International oder auch Médecins 
Sans Frontières verdeutlicht, dass die Menschenrechte spätestens zu dieser Zeit den 
begrenzten Raum zwischenstaatlicher Politik verlassen haben und zu einem Leitbe-
griff von nicht-staatlichen Akteuren wurden (Hoffmnann 2010: 29). Bemerkenswert 
ist für Moyn die Tatsache, dass  die Menschenrechte in dieser Periode vor allem mit 
ihrer breiten geografischen Streuung auf sich aufmerksam machten. Nicht nur die 
überwiegend in Europa oder Nordamerika entstandenen NGOs, sondern auch sozia-
le Bewegungen in der Sowjetunion und Lateinamerika benutzen (neben anderen 
Diskursen wie Antiimperialismus oder Marxismus) zunehmend den Begriff der Men-
schenrechte (2012: 12ff). Für Stammers steht es außer Frage, dass all diese Bewe-
gungen und Organisationen die Menschenrechte nicht nur gestärkt oder eingefor-
dert haben, sondern auch maßgeblich zu ihrer Schaffung beigetragen haben (2009: 
132). Der Staat sei damit nicht unwichtig geworden, aber er sollte nur als ein Teil 
einer breiteren Dynamik betrachtet werden (ebd.: 233). 
 
Mit diesem Kapitel wollte ich zunächst einmal verdeutlichen, welch verschiedene 
Definitionen und Konzeptionen Menschenrechte zu einem solch gehaltvollen Begriff 
werden lassen. Die unterschiedlichen Perspektiven sind Teil meiner Diskussions-
grundlage und sollen später meine Forschungsergebnisse bereichern oder kontras-
tieren. 
Darüber hinaus entnehme ich dem Kapitel zwei miteinander zusammenhängende 
Prämissen für den weiteren Verlauf meiner Arbeit. Ich sehe die Menschenrechte 
zum einen als etwas sozial Konstruiertes an, das wesentlich mehr ist als potentielles 
oder bereits existierendes Gesetz (Stammers 2009: 22). Zum anderen sehe ich 





4. Subsaharische Migration in Marokko  
 
4 .1 .  Die  soz ia lpo l i t i sche  S i tuat ion  subsahar i -
scher  Mig rant Innen  
Die geografische Lage Marokkos macht das Land zu einem bedeutenden wirtschaft-
lichen und politischen Bindeglied zwischen dem afrikanischen und dem europäi-
schen Kontinent. Marokko wird schon seit langem als Land der Emigration wahrge-
nommen, zieht aber in den letzten zwei Jahrzehnten auch vermehrt durch seine 
Stellung als Transitland Aufmerksamkeit auf sich. Vor allem subsaharische  Migran-
tInnen11 nutzen Marokko als Zwischenstation für ihren Weg nach Europa, aber auch 
asiatische MigrantInnen aus Ländern wie Indien, Pakistan oder Bangladesch versu-
chen zunehmend über Marokko nach Europa zu gelangen (Heck 2010: 43f). In jüngs-
ter Zeit kommen zudem immer mehr SyrierInnen nach Marokko, die vor den anhal-
tenden militärischen Konflikten in ihrem Land geflohen sind.12  
In der europäischen Politik wird Marokkos Bedeutung als Transitstaat seit Mitte der 
1990er Jahren als eigenständiges Phänomen wahrgenommen und im Zuge dessen 
problematisiert (Heck 2010: 43f). Seither wurde das Land schrittweise in das euro-
päische Grenzregime integriert und gilt nunmehr als eine der zentralen Achsen der 
gesamt-europäischen Migrationspolitik (Fornalé 2012: 174). Der spanische Staat ist 
an dieser Entwicklung maßgeblich beteiligt, denn keinem anderem Land – und auch 
nicht der EU im Gesamten – ist es bisher gelungen, ein solch feinmaschiges Netz an 
migrationspolitischen Abkommen mit westafrikanischen und nordafrikanischen 
Ländern zu spinnen (Buckel, et al. 2014: 40). Noch in den 1990er Jahren waren die 
überwiegend im Bausektor tätigen subsaharischen MigrantInnen die Schlüsselfigu-
ren für den spanischen Wirtschaftsboom. Voraussetzung dafür war zum einen das 
Desinteresse des spanischen Staates an strengen Grenzkontrollen. Zum anderen 
erlaubte die Illegalisierung von MigrantInnen den Unternehmen, auf sehr billige 
Arbeitskräfte zurückgreifen zu können. Doch noch vor der Jahrtausendwende kam 
das sogenannte „Irregularitäts-Modell“13  in die Krise und wurde zugunsten einer 
                         
11 Dass ich im Laufe meiner Arbeit immer wieder explizit von subsaharichen MigrantInnen spreche hat den 
Grund, dass die meisten Organisationen, mit denen ich in Kontakt war, ihre Arbeit auf diese Personengruppe 
ausrichten und die Situation der Menschen aus den afrikanischen Ländern südlich der Sahara durchaus Unter-
schiede zu den Lebensumständen anderer migrantischer Gruppen aufweist. 
12 Dies berichtete mir eine Mitarbeiterin der IOM in Rabat. Während unseres Gesprächs wurde mir auch noch 
mal klar, wie unüberwindbar die außereuropäische Grenze für viele MigrantInnen zu sein scheint beziehungs-
weise ist. Meine Gesprächspartnerin informierte mich darüber, dass sie mittlerweile eine sehr hohe Anzahl an 
Nachfragen für eine sogenannte „freiwillige Rückkehr« nach Syrien vorliegen haben. Natürlich kann die Organi-
sation aufgrund der Sicherheitslage in Syrien diese nicht umsetzen. Aber allein die Tatsache der Bereitschaft, in 
der momentanen Situation in dieses Land zurückzukehren, führt einem die Aussichtslosigkeit von MigrantInnen 
vor Augen, die das Grenzregime produziert. 
13 Der Begriff geht auf den Migrationsforscher Lorenzo R. Cachón zurück (Wolff 2014: 136). 




konfrontativen Haltung gegenüber subsaharischen MigrantInnen aufgegeben. Der 
seither eingeschlagene Kurs der restriktiven Migrationsabwehr (Wolff 2014: 135ff), 
gepaart mit einer geringen „regulierten Offenheit“, trotzt nun auch schon seit Jah-
ren der europäischen Finanzkrise und lässt Unmengen an Geld in einen effektiven 
Grenzschutz fließen. Noch im Jahr 2012 errichtet Spanien ein neues Hauptquartier 
für die „Guardia Civil“, um ein unterirdisches nationales Koordinations-Zentrum für 
die Überwachung der europäischen Außengrenze zu schaffen14 (Andersson 2012: 7). 
Marokko indes profiliert sich bewusst als Europas stärkster Partner im „Kampf ge-
gen die illegale Migration“. Die Exterritorialisierung des europäischen Grenzregimes 
sollte daher nicht nur als eine einfache Erweiterung der Machtkompetenz der EU 
angesehen werden. Auch der marokkanische Staat spielt eine bedeutende und vor 
allem aktive Rolle in diesem Prozess. Dazu tragen sowohl innenpolitische Interessen 
als auch außenpolitische Vorteile bei, die sich die Verantwortlichen von einer sol-
chen Kooperation versprechen (Heck 2010: 48, 54). 
Die MigrantInnen nehmen aufgrund der zunehmenden Versicherheitlichung der 
europäisch-marokkanischen Grenzen immer weitere Seewege auf sich. Viele versu-
chen mittlerweile nicht mehr von Marokko, sondern bereits von Mauretanien oder 
dem Senegal aus über den Atlantik auf europäischen Boden zu gelangen (Krause 
2009: 287f). Die kürzeste Seestrecke wäre von Tangier nach Andalusien, doch diese 
14 Kilometer zu überwinden ist aufgrund der intensiven Zusammenarbeit zwischen 
spanischen und marokkanischen Grenzpatrouillen kaum noch möglich. Auch die 
Gebiete um Ceuta und Melilla sind seit dem „Sturm auf die spanischen Enklaven“15  
am 4. Oktober 2005, als tausende subsaharische MigrantInnen versuchten, die 
Grenzzäune zu überwinden, weiter militarisiert worden. Doch sechs Meter hohe 
Zäune, Wachtürme und ein enormer Technikapparat mit Richtmikrofonen, Schein-
werfern und Anlagen zum Einsatz von Tränengas (Heck 2010: 49) können nicht ver-
hindern, dass noch immer undokumentierte MigrantInnen an diesen Stellen den 
Grenzübertritt nach Europa versuchen. Auch während meiner Forschung sickerten 
immer wieder Nachrichten über erneute Versuche zu mir durch16. Aufgrund der 
stetig wachsenden Gefahr, an den Grenzen zu sterben, weichen allerdings auch vie-
le MigrantInnen von ihren ursprünglichen Plänen nach Europa zu gelangen ab und 
                         
14 Das Koordinationszentrum wurde in das sogenannte „Eurosur« (European external border surveillance system) 
integriert. Eurosur ist eines der größten Projekte der europäischen Migrationspolitik der letzten Jahre und er-
möglicht eine umfangreiche Überwachung nordafrikanischer und südosteuropäischer Grenzzonen (Andersson 
2012: 7). 
15 Ceuta und Melillas Zugehörigkeit zu Spanien stammen noch aus der Kolonialzeit, ihr Status als spanisches 
Hoheitsgebiet bleibt nach wie vor politisch umstritten. Beim damaligen Sturm kamen mindestens 14 Menschen 
ums Leben, denn sowohl spanische als auch marokkanische Grenzbeamte schossen mit scharfer Munition. Bis 
heute wurden keine Bemühen von Behörden gezeigt, den Fall aufzuklären (Krause 2009: 292-295). 
16 Interessanterweise verwiesen fast alle meine GesprächspartnerInnen zunächst einmal auf die Ereignisse aus 
dem Jahr 2005, wenn ich sie nach den aktuellen Geschehnissen befragte. Der „Sturm auf die spanischen Enkla-
ven« scheint sich stark in das Bewusstsein derer eingeprägt zu haben, die sich mit dem Thema Migration in 
Marokko auseinandersetzen. Er wird regelrecht als der Wendepunkt angesehen, mit dem sich die Grenze zwi-
schen Marokko und Spanien endgültig zu einem kriegsähnlichen Schauplatz entwickelt hat. 




lassen sich dauerhaft in Marokko nieder. Marokko muss daher heute mehr denn je 
auch als Land der Immigration begriffen werden. 
Die Lebenssituation von MigrantInnen in Marokko ist äußerst schwierig. Täglich 
etwas essen zu können ist wohl eines der grundlegendsten, aber bei Weitem nicht 
das einzige Problem. Soziale Einrichtungen, welche sich zum Ziel gesetzt haben, 
MigrantInnen mit Lebensmitteln zu versorgen, können auf Grund ihrer begrenzten 
finanziellen Mittel und ihrer strukturbedingten Reichweite nicht einmal annähe-
rungsweise alle betroffenen Personen unterstützen. Die Problematik hängt mit den 
fehlenden Möglichkeiten für subsaharische MigrantInnen zusammen, Geld zu ver-
dienen. So habe ich kaum jemanden getroffen, der oder die eine reguläre Arbeits-
stelle hatte. Einige versuchen sich mit Gelegenheitsjobs finanziell über Wasser zu 
halten. Allerdings ist auch die Wahrscheinlichkeit, temporär begrenzte Arbeitsstel-
len zu erhalten, sehr gering. Ein Gesprächspartner erzählte mir, dass er schon seit 
Wochen immer wieder von Jobangeboten gehört hatte und zum Teil dafür in ande-
re Städte fuhr, vor Ort jedoch immer abgelehnt wurde. Auch der eigenständige Ver-
kauf von Kleinwaren wie Zigaretten oder Taschentücher ist eine mögliche ökonomi-
sche Nische. Ein Mann aus Mali, der erst vor wenigen Wochen in Marokko ange-
kommen war, zeigte mir einige seiner selbst bemalten und verarbeiteten Tücher 
und Stoffe, die er an der Straße zum Verkauf anbietet. Er erklärte mir jedoch auch 
ausführlich, dass der Verkauf solcher Waren für ihn wie auch für Andere kein nen-
nenswertes oder gar sicheres Einkommen mit sich bringen würde. Da er kaum Geld 
zur Verfügung hat, muss er, wie viele weitere subsaharische MigrantInnen, in Ob-
dachlosigkeit leben. Vor allem in den Städten Nador und Oujda schlafen die Migran-
tInnen in Camps im Wald. Kollektives Wohnen in kleinen Appartments ist in Cas-
blanca, Rabat und Tangier eher möglich, allerdings müssen MigrantInnen immer das 
doppelte des normalen Mietpreises bezahlen, wie mir betroffene Personen und 
auch MitarbeiterInnen von Organisationen regelmäßig schilderten. 
Die Situation der Gesundheitsversorgung ist schwer nachzuvollziehen. Bis zum Jahr 
2012 war der Zugang zu gesundheitlichen Versorgung für  viele MigrantInnen vor-
handen, da man auf lokaler Ebene informelle Regelungen schuf, um MigrantInnen 
behandeln zu können. Erst Folgebehandlungen mit Medikamenten mussten Mig-
rantInnen selbst bezahlen, dies war jedoch für marokkanische StaatsbürgerInnen 
nicht anders. Noch im Jahr 2012 schrieb Fornalé in ihrer Studie über illegalisierte 
MigrantInnen in Marokko, dass fehlende Zugänge zu grundlegender medizinischer 
Versorgung für alle MigrantInnen auf die Abwesenheit einer explizit gesetzlichen 
Festlegung zurückzuführen wären (2012: 206). Eine solche gesetzliche Festlegung, 
wer ein Recht auf welche medizinische Versorgung hat, wurde Anfang des Jahres 
2013 mit einigen Reformen im Gesundheitswesen eingeführt, wie mir der UNHCR in 
Rabat mitteilte. Und es zeigt sich, dass die nun existierenden klaren Regelungen den 
Zugang zum Gesundheitssystem für MigrantInnen deutlich erschwert haben. Die 
Reformen führen wohl zu einer Verbesserung der medizinischen Versorgung für 
StaatsbürgerInnen, schließen jedoch MigrantInnen aus der medizinischen Versor-
gung noch mehr aus, da die informellen Wege zur kostenlosen oder günstigen Be-
handlung verbaut wurden. Organisationen, die sich für eine medizinische Versor-




gung von MigrantInnen einsetzen, müssen seitdem für wesentlich mehr Kosten bei 
etwaigen Behandlungen aufkommen. Im Laufe der Forschung habe ich aber den 
Eindruck gewonnen, dass trotzdem oder vielleicht gerade deshalb die meisten so-
zialen Organisationen sich überwiegend um die medizinische Belange von Migran-
tInnen kümmern, insbesondere von minderjährigen Personen. Besonders wird auch 
auf die Aufnahme von schwangeren Frauen in städtische Krankenhäuser geachtet, 
was in der Regel durch die Vermittlungsarbeit solcher Organisationen noch immer 
zu funktionieren scheint. So weisen die MitarbeiterInnen die Verantwortlichen auf 
das marokkanische Gesetz hin, dass schwangeren Frauen, egal welche Herkunft und 
welchen rechtlichen Status sie haben, eine medizinische Versorgung nicht verwehrt 
bleiben darf. Der Rückzug der Médecins Sans Frontières (MSF) hingegen ist für die 
MigrantInnen in Marokko ähnlich schwerwiegend wie die neuen Gesundheitsrefor-
men. Übereinstimmend haben mir sowohl MigrantInnen als auch Organisationen 
berichtet, dass die MSF eine sehr bedeutende Rolle im medizinischen Sektor einge-
nommen und auch in  den Gebieten um Oujda und Nador Notversorgungen ange-
boten hatten. Diese Lücke vermag bislang keine andere Organisation zu füllen. Um-
stritten bleibt allerdings, warum die MSF ihre Arbeit in Marokko im Jahr 2013 been-
det haben. Einige meiner GesprächspartnerInnen gingen von fehlenden finanziellen 
Mitteln aus. Der Mitarbeiter des UNHCRs glaubt, dass die Vorkommnisse in Marok-
ko sich nicht mehr mit der strategischen Ausrichtung der MSF überschneiden. So sei 
die Organisation eigentlich nur in Regionen vertreten, in denen es sich um „sehr 
schlimme Katastrophen“ handelt. Ein Migrant aus Rabat ging jedoch von politischen 
Gründen aus. Die MSF seien nicht länger dazu bereit, mit ihrer medizinischen Hilfe 
die Gewalt marokkanischer und spanischer GrenzbeamtInnen zu verschleiern. Von 
der Organisation selbst gibt es zwar einen Abschlussbericht, aber noch kein offiziel-
les Statement dazu. 
Einen Mitarbeiter von „Terre de Hommes“ (TDH) habe ich in einem Interview ge-
fragt, was er für die wichtigsten Dinge hält, die man im Zusammenhang mit subsa-
harischer Migration in Marokko wissen sollte. Er antwortete, dass er nicht sagen 
könnte, was das „Wichtigste“ sei, aber die größte Schwierigkeit für MigrantInnen sei 
gemessen an seiner Erfahrung der gesellschaftliche und institutionelle Rassismus, 
mit dem sie tagtäglich konfrontiert werden. Neben Beleidigungen gibt es auch im-
mer wieder gewalttätige Übergriffe auf MigrantInnen; so hat mir auch der Mann 
aus Mali von heftigen Attacken gegen ihn berichtet. Er zeigte mir zwei Narben von 
Messerstichen, die er nur wenige Tage nach seiner Ankunft in Marokko abbekam, 
als ihn mehrere Männer überfielen und sein Mobiltelefon raubten. Wenige Wochen 
zuvor ereigneten sich auch in Rabat zwei Messerattacken auf subsaharische Migran-
ten, einer der Betroffenen starb an seinen Verletzungen. Die größte Sorge der Mig-
rantInnen, mit denen ich im Laufe meiner Forschung sprechen konnte, galt trotz 
alledem der ständigen Gefahr von Festnahmen durch die Polizei. In den großen 
Städten im Westen Marokkos werden betroffene Personen oft auf offener Straße 
festgenommen, es finden aber auch Razzien in migrantischen Wohngemeinschaften 
statt. Die meisten von der Polizei abgeführten MigrantInnen werden anschließend 
in die nordöstlich gelegene Stadt Oujda abgeschoben und von dort häufig über die 




algerisch-marokkanische Grenze in die Sahara deportiert17. Zwei subsaharische Mig-
ranten berichteten mir, dass sie im Laufe der letzten 10 Jahre um die 30 Mal nach 
Oujda abgeschoben wurden. Auch mehrere Deportationen nach Algerien mussten 
sie schon über sich ergehen lassen, immer wieder schafften sie es aber trotz der 
großen Gefahren zurück nach Marokko. 
Die geschilderte Lebenssituation ist teilweise darauf zurückzuführen, dass es in Ma-
rokko zur Zeit meiner Forschung noch kein staatliches Asylsystem gab. Asylanträge 
wurden vom UNHCR in Rabat angenommen, positive Entscheide und somit die An-
erkennung als Flüchtling von Seiten des UNHCRS beschränkten sich zu dieser Zeit 
auf rund 800 MigrantInnen. Schätzungen zufolge war die Zahl der im Jahr 2013 in 
Marokko lebenden MigrantInnen jedoch bei rund 40 000 Personen.  Indes werden 
die vom UNHCR ausgestellten Papiere von Seiten der marokkanischen Regierung 
nicht offiziell anerkannt. So bieten sie lediglich einen gewissen Schutz vor Festnah-
men und Abschiebungen, da die marokkanische Polizei zwar von Seiten der Regie-
rung zumindest offiziell dazu angehalten, aber nicht dazu verpflichtet wird, die Pa-
piere zu akzeptieren. Während ein Mitarbeiter des UNHCR einräumt, dass auch 
MigrantInnen mit Papieren verhaftet werden, hält er dies aber eher für die Aus-
nahme als für die Regel. MigrantInnen selbst und auch der Mitarbeiter der TDH ha-
ben mich hingegen nachdrücklich darauf hingewiesen, dass vor allem in den Camps 
in der Nähe von Oujda und Nador diese Papiere bei Polizeirazzien überhaupt keinen 
Schutz bieten. Die Polizei würde die Dokumente einfach wegwerfen und die Migran-
tInnen inhaftieren oder auch nach Algerien abschieben. Der marokkanische Staat 
begann jedoch im Sommer/Herbst 2013 mit einer schrittweisen Übernahme des 
Asylsystems des UNHCR, worauf ich weiter unten eingehen werde. 
 
4 .2 .  Die  Ro l le  und  Arbe i t  n i cht - s taat l i cher  
Akteure  in  der  Mig rat ionspo l i t ik  
Ein Mann aus Guinea erklärte mir in einem längeren Gespräch in Rabat, dass sich 
MigrantInnen häufig aus spezifischen Gründen eine bestimmte Stadt oder Region in 
Marokko als Aufenthaltsort aussuchen. Um eine Arbeitsstelle zu finden, wäre es 
beispielsweise sinnvoll nach Casablanca zu gehen. Im Vergleich seien hier die Chan-
cen noch am größten, an Gelegenheitsjobs in der Gastronomie oder im Baugewerbe 
zu kommen. In Rabat hielten sich viele MigrantInnen vor allem deshalb auf, weil sie 
sich aus politischen Gründen zusammenschließen wollen und Kontakt zu NGOs oder 
anderen aktivistischen Gruppen aufbauen möchten. In den Städten Tangier, Oujda 
und Nador würde es aufgrund der Nähe zu den spanischen Enklaven dann überwie-
gend um die tatsächliche Praxis der Migration gehen. 
                         
17 Die Grenze zwischen Algerien und Marokko ist seit 1995 offiziell gesperrt (Rickmeyer 2009: 107) und ist von 
den innerafrikanischen Grenzen Marokkos am schwersten zu überwinden. Das erklärt auch die Strategie der 
marokkanischen Behörden, die festgenommenen Personen in dieser Region des Landes zu verweisen. 




Diese Erklärung korrespondiert mit der sozio-geographischen Verteilung der ver-
schiedenen Organisationen18 in Marokko. Soweit ich es überblicken konnte, sind in 
Casablanca ausschließlich soziale Einrichtungen anzutreffen. Ihre MitarbeiterInnen 
gaben mir auch zu verstehen, dass aufgrund des zentralisierten Staatssystems nur in 
Rabat politische Proteste oder ähnliches möglich und vor allem sinnvoll wären. Ne-
ben dem UNHCR und der IOM sind daher auch die meisten politischen Organisatio-
nen in der Hauptstadt angesiedelt. Viele davon operieren auch in den Städten im 
Norden und Nordosten. Doch vor allem in Oujda ist es für sie nahezu unmöglich, 
öffentlich aufzutreten und ihre Handlungsspielräume werden von den staatlichen 
Autoritäten erheblich eingeschränkt. 
Nach Susanne Schultz sollten Akteure wie NGOs immer aus verschiedenen Perspek-
tiven heraus analysiert werden. Dazu gehört der Einbezug des politischen Terrains, 
auf dem sich die Akteure bewegen und das ihre Handlungs- und Denkweisen vor-
strukturiert (Schultz 2011: 235). In meinem Falle setzen sich die Akteure, in welcher 
Art und Weise auch immer, mit der von mir bereits geschilderten Situation von Mig-
rantInnen in Marokko auseinander. Damit zusammenhängend, so schreibt Schultz, 
ist es ratsam die Arbeit von solchen Akteuren nicht funktionalistisch aus sich heraus, 
sondern relational zu analysieren. Das bedeutet unter anderem, sie nach ihrer Be-
ziehung zu anderen relevanten Akteuren zu befragen (ebd.: 225). Da Akteure wie 
die IOM oder der UNHCR in Marokko vor allem in ihrer Rolle als strukturgebende 
Instanzen hervorstechen, möchte ich mit der genaueren Einordnung einer dieser 
„großen Akteure“ beginnen. 
 
Der UNHCR  
Der UNHCR wurde im Jahre 1950 mit dem Ziel gegründet, eine rechtliche Rahmen-
struktur für den Schutz von Flüchtlingen zu etablieren (Forsythe 2009: 62). Viele 
sehen den UNHCR noch immer als eine Organisation an, welche versucht durch In-
tervention die Abschaffung des Grundrechtes auf Asyl in verschiedenen Ländern zu 
verhindern und dabei als Fürsprecher für das Recht von Flüchtlingen auftritt. Ande-
re wiederum sehen die Rolle des UNHCR heutzutage als sehr ambivalent an, da sie 
ihn auch als Garant für die sicherheitspolitischen Interessen der jeweiligen Aufnah-
meländer sehen. Der UNHCR untersteht zwar keiner unmittelbaren Kontrolle von 
Regierungen, aber die ihm zur Verfügung stehenden Mittel werden jedes Jahr aufs 
Neue von den Vereinten Nationen ausgehandelt (Ratfisch und Scheel 2010: 89). Wie 
auch immer man seine Rolle interpretieren mag, dieser Umstand der (wenn auch 
zeitlich verzögerten) Einflussnahme durch Geldgeberländer sollte immer berück-
sichtigt werden. 
                         
18 Den Begriff „Organisation« möchte ich in diesem Zusammenhang nicht an etwaige enge Definitionen binden, 
die ein bestimmtes Maß an Ressourcen, Mitglieder oder Materialien voraussetzen. Ähnlich wie Christian Lahus-
en in seinen Analysen zu sozialen Bewegungs-Organisationen sehe ich „Organisation« als eine Praxis und einen 
Raum für kollektive Aktionen an (1996: 43f) – mit dem Zusatz, dass für mich ein Auftreten in der Öffentlichkeit 
als mehr oder weniger „geschlossene« Einheit gegeben sein sollte. 




Mein Interviewpartner des UNHCR in Marokko erklärte mir, dass seine Organisation 
in der Regel zwei Aufgaben übernehmen könne, wenn sie in einem Land aktiv wird. 
Die erste sei eine vermittelnde Instanz, also eine Art Scharnier zwischen Staaten 
und Flüchtlingen herzustellen. Die zweite sei die Etablierung eines Asylsystems, soll-
te der Staat selbst nicht in der Lage oder nicht gewillt sein, ein solches zu betreiben. 
In Marokko kommt dem UNHCR vor allem letztere Aufgabe zu. Wie bei staatlichen 
Asylsystemen auch, richtet sich die Organisation strikt nach den in der Genfer 
Flüchtlingskonvention von 1951 festgelegten Kriterien, wer das „Recht auf Asyl“ in 
Anspruch nehmen darf. So müssen MigrantInnen in Marokko gegenüber dem UN-
HCR nachweisen, dass sie in ihrem Herkunftsland politisch verfolgt werden oder 
aufgrund der religiösen Überzeugung oder der ethnischen Zugehörigkeit ihr Leben 
in Gefahr ist. Wie gering dabei die Chancen auf einen positiven Entscheid über den 
Asylantrag stehen, verdeutlichen die oben genannten Zahlen (vergl. S. 25). 
Alle anderen MigrantInnen in Marokko werden vom UNHCR als „economic mig-
rants“ oder schlicht als „irreguläre MigrantInnen“ bezeichnet. Entlang dieser Eintei-
lung – AsylbewerberIn, anerkannter Flüchtling, „irreguläre MigrantInnen“ – organi-
siert sich die gesamte Praxis, aber auch die gesamte diskursive Ausrichtung des UN-
HCR. So wies mich mein Gesprächspartner bei nahezu allen Fragen implizit oder 
explizit darauf hin, dass alle Flüchtlinge MigrantInnen wären, aber nicht alle Migran-
tInnen Flüchtlinge und diese Unterscheidung stets berücksichtigt werden müsse19. 
Für die als Flüchtlinge anerkannten Personen bietet der UNHCR in Marokko eine 
Reihe von „Dienstleistungen“ an, wie mein Gesprächspartner es auszudrücken 
pflegte. Dazu gehört die Vermittlung in Krankenhäuser zur medizinischen Versor-
gung ebenso wie der rechtliche Beistand im Falle von Verhaftungen. Beides ge-
schieht in enger Kooperation mit anderen ortsansässigen Organisationen. Insbe-
sondere für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge ist das sogenannte „Resettle-
ment-Program“ vorgesehen. Da es aus Sicht des UNHCR für sie besonders schwer ist, 
in Marokko Fuß zu fassen, werden sie zunächst in sogenannten „Schutzappart-
ments“ untergebracht und bekommen unmittelbare finanzielle Unterstützung. 
Während dieser Zeit versucht der UNHCR in Verhandlungen mit europäischen Län-
dern wegen einer möglichen Übernahme des oder der Jugendlichen zu treten. Auch 
Frauen sieht die Organisation als eine sehr „vulnerable soziale Gruppe“ an; ihre 
Aufnahme in die verschiedenen Programme verläuft aber offenbar wesentlich se-
lektiver und weniger systematisch, als dies bei den Jugendlichen der Fall ist. So 
wurde mir erklärt, dass Frauen eher eine Chance für die Berücksichtigung im „Re-
settlement-Program“ bekommen, wenn sie beispielsweise ein Kind mit einer Behin-
derung haben. Wenn sie Ehemänner haben, die bereits in Europa leben, ist die 
Möglichkeit der Familienzusammenführung in der Regel gegeben. An dieser Stelle 
                         
19 Sehr intensiv vertrat mein Gesprächspartner dieses Argument bei meinen letzten, eher als „kritisch« einzustu-
fenden Fragen. Als ich beispielsweise nach den Verstrickungen der EU mit den marokkanischen Behörden und 
ihren Praktiken der Migrationsabwehr fragte, zeigte er durchaus Verständnis für die Wahrung der europäischen 
und marokkanischen Interessen, Migration zu verhindern und verwies auf die hohe Zahl an „irregulären Migran-
tInnen«. 




ist es sinnvoll noch einmal darauf hinzuweisen, dass diese Programme für Jugendli-
che und Frauen nur zur Verfügung gestellt werden, wenn die jeweiligen Personen 
vom UNHCR als Flüchtlinge anerkannt sind. Dass sich die große Mehrheit der abge-
lehnten AsylbewerberInnen den gleichen Problemen ausgesetzt sieht, die der UN-
HCR als erhöhte „Vulnerabilität“ bezeichnet, sei zunächst dahingestellt. Andere 
Maßstäbe gelten für das Programm der sogenannten „Freiwilligen Rückkehr“20. In 
Kooperation mit der IOM21 schlägt der UNHCR dafür vor allem alleinstehende Frau-
en vor, die aber – das impliziert ja auch die Logik der Praxis – nicht als Flüchtlinge 
anerkannt sein müssen. 
Wie bereits erwähnt, hat der UNHCR im Jahr 2013 damit begonnen, das Asylsystem 
schrittweise dem marokkanischen Staat zu übergeben. Der Mitarbeiter des UNHCR 
hält es allerdings für durchaus möglich, dass sich dieser Prozess noch mehrere Jahre 
hinziehen könnte. Welche Folgen diese Transformation für die MigrantInnen in Ma-
rokko haben wird, ist noch nicht wirklich absehbar und die Einschätzungen meiner 
GesprächspartnerInnen schwankten zwischen vorsichtigen Optimismus und leichter 
Skepsis. Betont wurde allerdings von vielen Seiten, dass mit einem staatlichen Asyl-
system die Papiere von MigrantInnen auch offiziell anerkannt werden. Dies kann 
zum einen zu weniger Festnahmen führen, zum anderen können MigrantInnen da-
mit Arbeitsverträge unterschreiben und müssen (zumindest theoretisch) nicht im 
informellen Sektor versuchen, Geld zu verdienen. Zudem wäre die Machtposition 
von VermieterInnen etwas eingeschränkt. Staatliche Dokumente ermöglichen das 
Abschließen rechtmäßige Mietverträge und somit wäre die Verdoppelung des Miet-
preises nicht mehr so einfach umzusetzen. Über mögliche negative Folgen für Mig-
rantInnen kann auch ich nur spekulieren. Mit Blick auf die Anerkennungsquote lässt 
sich zumindest feststellen, dass der marokkanische Staat zumindest nach unten 
kaum mehr Spielraum für eine weitere Verringerung hat. Berücksichtigt werden 
sollte allerdings, dass der UNHCR nicht nur generell als Träger von Wissen und In-
formation fungiert, sondern auch durch diese spezifische Rolle, die ihm bislang zu-
kam, enorm viel Wissen über Migration generieren konnte. Da MigrantInnen für 
einen Asylantrag viel über ihr Leben preisgeben müssen, versucht der UNHCR mög-
liche Vertrauensbarrieren zu überwinden. Im Eingangsbereich – der im Übrigen dem 
eines Hochsicherheitsgefängnisses gleich kommt – hängen Plakate mit Hinweisen 
aus, dass jegliche Kommunikation mit VertreterInnen des UNHCRs vollkommen ver-
traulich behandelt wird. Wenn der Staat nun das Asylsystem betreiben soll, kann er 
                         
20 Die Bezeichnung wird bei anderen Akteuren der Migrationspolitik in Marokko, seien es MigrantInnen selbst 
oder auch verschiedene MitarbeiterInnen von kleineren Organisationen, als stark vereinfachender Euphemis-
mus betrachtet. Sicherlich sei eine bestimmte „Bereitschaft« nötig, doch diese wird aufgrund der Aussichtslo-
sigkeit  und den Gefahren, den sich MigrantInnen in Marokko ausgesetzt fühlen, mehr oder weniger erzwungen.   
21 Die IOM ist mit Sicherheit ein bedeutender Akteur in Marokko. Als eine ihrer Hauptaufgaben definiert die 
Organisation das „Migrationsmanagements« marokkanischer StaatsbürgerInnen, die das Land Richtung Europa 
verlassen wollen. Trotz eines langen Interviews ist mir ihre Rolle in Bezug auf subsaharische Migration nicht sehr 
klar geworden. Dies mag vielleicht auch daran liegen, und diese Einschätzung teilten einige meiner Gesprächs-
partnerInnen meiner Forschung, dass sie außer dem Rückkehr-Programm in diesem Bereich nur sehr verdeckt 
tätig ist. Da sie in meinen späteren Interpretationen ohnehin keine große Rolle spielen (zumindest ihr derzeiti-
gen Praktiken in Marokko), verzichte ich an dieser Stelle auf eine ausführliche Vorstellung. 




sich eines direkten Zugriffs auf diverse Daten sicher sein. Dass auch Information und 
Wissen eine Machtquelle sein kann und nicht nur Beilage zur politischen und öko-
nomischen Macht, ist uns spätestens seit dem von Foucault verdeutlichtem Nexus 
zwischen Macht und Wissen bewusst, wie Stammers zu verstehen gibt (2009: 220f). 
Sicherlich kann auch der UNHCR jenes Wissen gezielt (und damit auch potentiell zu 
Ungunsten von MigrantInnen) einsetzen und wie viele Daten tatsächlich in den Rei-
hen der Organisation bleiben, müsste ebenfalls hinterfragt werden. Doch in der 
Hand des Staates kann dieses Wissen eher oder zumindest unmittelbarer zu repres-
siven Zwecken benutzt werden, da ihm im Gegensatz zum UNHCR die Exekutivorga-
ne Polizei und Militär unterstellt sind. 
 
Soziale Akteure 
Bevor ich mit der Rolle und Arbeit nicht-staatlicher Akteure fortfahre, halte ich es 
zunächst einmal angebracht, meine Einteilung in „soziale“ und „politische“ Akteure 
näher zu erläutern.  Von einer „politischen“ Organisation gehe ich aus, wenn die 
Arbeit im Vordergrund steht, jene gesellschaftlichen und rechtlichen Umstände zu 
bekämpfen, die zur problematischen und prekären Lebenssituation von MigrantIn-
nen beitragen. Von einer „sozialen Organisation“ gehe ich aus, wenn die Arbeit da-
rin besteht, den negativen Folgen dieser Umstände im Sinne eines karitativen Enga-
gements entgegenzuwirken. Kurz und metaphorisch ausgedrückt – ich unterscheide 
zwischen den Gruppen, die die Entstehung von Scherben bekämpfen und diejenigen, 
die versuchen, die Scherben wegzukehren. Diese Einteilung soll jedoch nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass die Grenzen hier sehr fließend sind. Darüber hinaus ent-
zieht sie sich ein Stück weit dem ethnologischen Verständnis von Politik, das auf 
einem maximalistischen Politikbegriff aufbaut. Dabei kann schon die Wahl eines 
Fortbewegungsmittels oder eine bestimmte Ernährungsweise Ausdruck einer politi-
schen Haltung sein (Heidemann 2006: 159f). Doch auch abseits des rein fachlichen 
Diskurses ist die Einteilung nicht ohne Vorbehalt zu verstehen. So verweist Sonja 
Hegasy darauf, dass aufgrund der allgemeinen politischen Umstände in Marokko 
das Spannungsfeld, in dem sich zivilgesellschaftliche Organisationen befinden, häu-
fig verkannt wird. Oft folgt daher eine Typologisierung als entweder zu angepasst, 
zu radikal oder – und das ist in meinem Fall entscheidend – als lediglich karitativ 
(1997: 234). Meine Einteilung sollte daher nicht als eine tiefer gehende Interpreta-
tion verstanden werden, in der die sozialen Akteure ihre zweifelsohne vorhandenen 
politischen Inhalte abgesprochen bekommen. Sie soll lediglich nach den oben ge-
nannten Maßstäben verstanden werden und ihr Sinn liegt im Grunde nur in der 
Schaffung von wichtigen Analyseeinheiten für das an diesen Punkt anschließende 
Kapitel. 
Die sozialen Organisationen versuchen überwiegend, MigrantInnen mit den lebens-
notwendigen Dingen auszustatten. Neben einer Lebensmittelversorgung geht es 
dabei auch um die Verteilung von Kleidung, Hygienepaketen oder die Vermittlung 
von kleinen Wohnungen oder Schlafplätzen. Direkte finanzielle Unterstützung gibt 
es nur in Ausnahmefällen und in kleinen Summen, denn die meisten Organisationen 
sind von ihren GeldgeberInnen dazu angehalten, lediglich „Sachspenden“ an die 




MigrantInnen weiter zu geben. Wie bereits erwähnt, ist für viele Organisationen 
auch die medizinische Versorgung ein wichtiger Bestandteil ihrer Arbeit. Zudem 
werden vor allem für junge MigrantInnen Weiterbildungskurse in verschiedenen, 
meist handwerklichen Berufen angeboten. Die „Fondation Orient Occident“ (FOO) 
in Rabat, die Caritas und auch die TDH ist darüber hinaus noch im Bereich der Kin-
dererziehung tätig. Sie versuchen für Kinder aus migrantischen Familien einen Platz 
in öffentlichen Schulen zu finden und gehen dabei auch gezielt auf die Lehrerschaft 
zu, um ihr bei der Integration der Kinder in die Schulklassen zu helfen. Die Caritas 
betreibt auch eigenständige provisorische Schulklassen, um den Kindern die arabi-
sche Sprache beibringen zu können. 
Alle MitarbeiterInnen der verschiedenen Organisationen haben mir in unseren Ge-
sprächen mit Nachdruck erklärt, dass sie nicht zwischen den vom UNHCR anerkann-
ten Flüchtlingen und undokumentierten MigrantInnen unterscheiden. Ihre Arbeit 
würde sich nicht entlang dieser Kategorisierung orientieren und viele gaben an, erst 
gar nicht nach etwaigen Dokumenten zu fragen. In diesem Zusammenhang muss 
jedoch die Rolle des UNHCR berücksichtigt werden, denn sowohl er als auch die 
sozialen Organisationen verwiesen regelmäßig auf die sehr enge Kooperation zwi-
schen ihnen. Der UNHCR nimmt in diesem netzwerkartigen Beziehungsgeflecht auf-
grund seiner finanziellen Mittel, seines Bekanntheitsgrades und seiner Funktion als 
rechtgebende Kraft die wohl bedeutendste Position ein. Da er jedoch seine weiter-
führenden sozialen Programme an die Anerkennung als Flüchtling koppelt, ist auch 
seine Vermittlungsarbeit dementsprechend angelegt. Wenngleich die sozialen Or-
ganisationen mit dem Vorsatz arbeiten, nicht zu differenzieren, ergibt diese struktu-
relle Konstellation zumindest eine bestimmte Form der Selektion hinsichtlich ihrer 
eigenen Angebote. Diese Selektion drückt sich natürlich nicht nummerisch aus und 
bedeutet daher auch nicht automatisch, dass die Mehrheit der unterstützten Per-
sonen anerkannte Flüchtlinge sind. Dies wäre in Anbetracht der geringen Zahl an 
MigrantInnen mit Papieren ohnehin unwahrscheinlich. Die Selektion drückt sich 
eher in Form einer Chancenungleichheit aus. Denn auf der einen Seite steht die be-
grenzte Kapazität der Organisationen, auf der anderen Seite die hohe Wahrschein-
lichkeit der Berücksichtigung der vom UNHCR vermittelten Personen. Dieser Um-
stand verdeutlicht zum einen, warum eine relationale Untersuchung von großer 
Bedeutung ist. Ohne das Interview mit dem UNHCR hätte ich diesen Zusammen-
hang nicht erkennen können. Zum anderen wird hier ein spezifischer Charakter der 
Privatisierung der Migrationspolitik deutlich. Der UNHCR nimmt jene Rolle als „Su-
pervisor“ von kleineren Organisationen an, die ich bereits geschildert habe. 
Doch auch abseits dieser Zusammenhänge können die Organisationen aufgrund 
fehlender finanzieller Mittel nur eine Reichweite erlangen, die gemessen an der 
Anzahl von MigrantInnen in Marokko als überschaubar bezeichnet werden darf. So 
sieht sich auch das Comité International der evangelischen Kirche in Casablanca 
dazu genötigt, „sinnvoll“ auszuwählen, wem sie ihre Unterstützung zukommen las-
sen möchte. Die Organisation hat sich dafür  entschieden, nur Personen zu unter-
stützen, die erst vor kurzem in Marokko angekommen sind. Des Weiteren be-
schränkt sich das Comité auf die Unterstützung von Männern. Ein Mitarbeiter schil-




derte mir, dass es damit einen Ausgleich zu all den anderen karitativen Einrichtun-
gen schaffen möchte, unter denen sich die meisten auf die Hilfe für Frauen und Kin-
der konzentrieren22. Die Hauptaufgabe der Einrichtung besteht zunächst darin, neu 
angekommenen Personen eine Wohnung oder ein kleines Zimmer zur Verfügung zu 
stellen. Das Comité übernimmt jeweils eine Monatsmiete und versucht anschlie-
ßend Jobs zu vermitteln, damit die Miete im Idealfall bereits nach dem ersten Mo-
nat von den Bewohnern selbst übernommen werden kann. Doch dieser Idealfall 
tritt nur selten ein, denn meist scheitert es spätestens an der Vermittlung einer Ar-
beitsstelle. Neben kleinen Essenspaketen mit Sardinen, Reis oder Pasta stellt das 
Comité  auch medizinische Hilfe zur Verfügung. Zur Behandlung nicht schwerwie-
gender Krankheiten arbeiten drei DoktorInnen an den ersten drei Dienstagen des 
Monats in den Räumlichkeiten des Comités, bei schwerwiegenden Krankheiten wird 
versucht, in Kooperation mit anderen Organisationen die Aufnahme in ein Kranken-
haus für die betroffene Person zu ermöglichen. 
 
Politische Akteure 
Politische Organisationen versuchen überwiegend, die staatliche Migrationspolitik 
und die Vorgehensweise von staatlichen Institutionen gegenüber MigrantInnen zu 
dokumentieren und anzuprangern. Gemeinsam mit engagierten MigrantInnen or-
ganisieren sie in den verschiedenen Städten Marokkos auch Proteste und Demonst-
rationen. Während meiner Forschungszeit liefen die Vorbereitungen für einen ge-
meinsamen Marsch mit MigrantInnen von Tangier bis vor die Grenzen Ceutas, um 
an die Vorkommnisse des Jahres 2005 zu erinnern. 
Sowohl die „Organisation Marocaine des droits de l'homme“ (OMDH) als auch die 
„Association Marocaine des Droits Humains“ (AMDH) schreiben sogenannte „Paral-
lel-Reporte“. Die Anfertigung solcher Berichte dient dazu, alternative Informations-
quellen über die Situation von MigrantInnen in Marokko zu schaffen. Die Texte 
werden meist in Form von Jahresberichten veröffentlicht und beziehen sich auf ver-
schiedene migrationspolitische Thematiken oder Vorkommnisse. Dabei wird zu-
nächst die offizielle Stellungnahme der Vereinten Nationen und der marokkani-
schen Regierung abgedruckt und im Anschluss werden die jeweiligen Vorfälle noch 
einmal aus Sicht der politischen Organisationen dargestellt. In der Bibliothek der 
OMDH konnte ich dem Jahresbericht von 2010 beispielsweise die Position und Dis-
kussion der verschiedenen Akteure zur Auflösung eines migrantischen Hunger-
streiks in Salé, der Nachbarstadt Rabats, entnehmen. Diese politische Praxis wird in 
der Literatur auch häufig als die Erstellung von „Schatten-Reporte“ bezeichnet, die 
                         
22 Diese Einschätzung würde ich nach meinen Forschungserfahrungen durchaus teilen. Die Überlegungen von 
Kristin Bergtora Sandvik hingegen geben Anlass, sie auch etwas zu relativieren. So merkt sie an, dass Frauen 
durchaus größere Probleme haben können, überhaupt mit NGOs oder sozialen Einrichtungen in Kontakt zu 
gelangen. Die Gründe sieht sie unter anderem in den Sicherheitsrisiken im öffentlichen Raum für Frauen oder in 
deren persönlichen Vorbehalten (2009: 235). Dass vor allem undokumentierte migrantische Frauen oftmals in 
privaten Haushalten arbeiten und leben und sich somit nur wenig im öffentlichen Raum bewegen, wie mir ein 
Vertreter der „Organisation Marocaine des droits de l'homme« (OMDH) erklärte, könnte als weiteres Argument 
hinzugezogen werden. 




einen alternativen Blick auf die von den Regierungen gegebenen Fakten ermögli-
chen sollen (Grugel und Piper 2007: 51). Unter Menschenrechts-AktivistInnen wür-
de diese Praxis wohl unter die Kategorie „Mobilisierung der Scham“ fallen, denn es 
wird vor allen Dingen versucht, Regierungen dazu zu bewegen, sich an die Normen 
oder internationalen Gesetze zu halten, denen sie sich selbst verschrieben haben 
(Khagram, et. al 2002: 16). 
Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt der politischen Gruppen ist die Sensibilisierung der 
marokkanischen Gesellschaft für Migrationsthematiken. Die AMDH versucht diese 
Aufgabe auf allen Ebenen der Gesellschaft zu verwirklichen. So besucht sie nicht nur 
Schulklassen, um sie über die Situation von MigrantInnen aufzuklären, sondern ge-
ben auch für UniversitätsprofessorInnen oder JournalistInnen Seminare, um Men-
schenrechtsfragen und die marokkanische Migrationspolitik zu diskutieren. Für 
JournalistInnen haben sie im letzten Jahr sogar ein spezifisches Seminarprogramm 
entwickelt, da sie sich fortan noch intensiver mit der Rolle der Medien in Bezug auf 
die gesellschaftliche Meinung über subsaharische Migration auseinandersetzen 
möchten. Eine Mitarbeiterin der Organisation erklärte mir in diesem Zusammen-
hang, dass die Medien aus ihrer Sicht einen großen Anteil daran haben, dass subsa-
harische MigrantInnen in der Gesellschaft für Gewaltdelikte, dem Handel mit Dro-
gen und der Verbreitung von Krankheiten wie AIDS verantwortlich gemacht werden. 
   Diese Form von Bildungs- und Informationspolitik wird überwiegend vom zentra-
len Büro der AMDH in Rabat gesteuert. Doch die Organisation hat in vielen marok-
kanischen Städten kleinere Sektionen. Deren Mitglieder sind größtenteils in der so-
genannte „travail sur le terrain“ eingespannt. Dabei handelt es sich um Aktionspro-
gramme, die das Einschreiten bei Inhaftierungen, anstehenden Abschiebungen oder 
Krankenhausbegleitungen von MigrantInnen mit einschließen. Insbesondere für 
diese Arbeit, so versicherte mir die Mitarbeiterin, seien die vielseitigen Kontakte der 
AMDH von großer Bedeutung. So hätte sich zu diesen Zwecken in Marokko ein 
Netzwerk entwickelt, dass nicht nur Organisationen wie die AMDH oder die OMDH 
mit einschließt, sondern auch soziale Einrichtungen wie die Caritas oder die FOO. 
Des Weiteren wird immer wieder versucht, gegen Verstöße des „Non-Refoulement-
Prinzips“ marokkanischer Behörden einzuschreiten und durch die Stimulation ihrer 
nationalen sowie internationalen Kontakte Druck auf die Regierung auszuüben, um 
solche kollektiven Rückschiebungen zu verhindern. Wie mir die Mitarbeiterin erklär-
te, seien vor allem für diese Aktionsform auch die Kontakte zum UNHCR von Nöten, 
da dieser schnell an die relevanten Informationen gelangt und sie an verschiedene 





5. Die Rolle der Menschenrechte für die nicht-
staatlichen Akteure 
 
In nur wenigen Fällen musste ich während meiner Forschung selbst auf die Men-
schenrechte zu sprechen kommen, da sie im Verlaufe meiner Gespräche in keinem 
Zusammenhang erwähnt worden waren. In der Regel wurde ich dann mit der Aus-
sage konfrontiert, dass die Menschenrechte in Marokko noch nicht oder erst sehr 
spärlich entwickelt seien. Die Denkweise entsprach also den Theorien über Men-
schenrechten, die uns eine Art Fortschritt der Menschenrechte vermitteln möchten. 
Im Idealfall würden sie sich immer weiter durchsetzen und immer mehr Anerken-
nung finden. Sie sind Visionen, sollten aber irgendwann Wirklichkeit werden (Grant 
2010: 200f). Solche Aussagen machen es nachvollziehbar, weshalb Kirsten Hastrup 
die Ethnologie vor einer großen Aufgabe stehen sieht. Aus ihrer Sicht müsse sich das 
Fach mit einer „eigenartigen Kultur“ auseinandersetzen – jener der Rechte. Die 
Schwierigkeit bestehe darin, dass Rechte mehr erklärt als gelebt werden (2003: 16f). 
Auch in der oben geschilderten Forschungssituation wurden mir die Menschenrech-
te auf eine bestimmte Art erklärt, genauer gesagt wurde mir etwas zum „Stand der 
Menschenrechte“ in Marokko erläutert. Diese Aussagen entstanden – wie bereits 
gesagt – in keinem konkreten Gesprächszusammenhang, demnach standen sie auch 
nicht in Bezug zu irgendeiner konkreten Praxis oder Denkweise der Akteure. Daher 
ließen sie auch kaum Rückschlüsse auf meine Fragestellung zu. 
Anders gestaltete sich dies, wenn meine GesprächspartnerInnen von sich aus auf 
die Menschenrechte zu sprechen kamen. Vergegenwärtigt man sich die Menschen-
rechte als eine „Sache-in-Arbeit“, wird dabei nicht nur ein klarer Bezug zur Praxis 
erkennbar, sondern die Menschenrechte können selbst als eine Art Praxis verstan-
den werden. So wird es auch eher möglich zu verstehen, welche Rolle die Men-
schenrechte in der Migrationspolitik spielen und wie sie dabei durch die Praxis ge-
schaffen, in Stand gehalten oder verändert werden (Benda-Beckmann und Benda-
Beckmann 2007: 202). Und schnell wird deutlich, dass Rechte oft mehr „gelebt“ als 
erklärt werden. 
Fassin betont, dass man sich in der Auseinandersetzung mit Menschenrechten nicht 
in der „reinen Welt“ der Konzepte verstecken sollte, sondern die Berücksichtigung 
der Empirie von hoher Bedeutung ist – auch wenn das die Dinge zunächst kompli-
zierter macht, als wir es gerne hätten (2012: 247). Daher strebe ich auch keine kon-
krete konzeptuelle Integration an, die alle meine Erfahrungen bezüglich der Men-
schenrechte miteinander vereinen würde. Die Empirie würde so nicht berücksichtigt, 
sondern verschleiert oder gar verdeckt werden. Im Folgenden geht es mir vielmehr 
darum zu verdeutlichen, wie der Bezug der einzelnen Akteursgruppen zu den Men-
schenrechten aussieht. Anmerken möchte ich noch, dass natürlich nicht alle Indivi-
duen im selben Maße oder auf gleiche Art und Weise in den jeweiligen Diskurs-
strängen zu verorten sind. Hier stellt sich, wie es auch bei Diskursanalysen automa-
tisch der Fall ist, ein bestimmter quantitativer Effekt ein. Nicht alle Personen aus 




einer Akteursgruppe haben übereinstimmend argumentiert, daher bezieht sich die 
folgende Darstellung eher auf gewisse Häufungen und Verteilungen (Jäger 2012: 
134ff). Beginnen möchte ich mit der Bezugsform, die mir den Anstoß zu meiner Fra-
gestellung gegeben hat. Dabei werde ich mich zunächst weniger mit meinen eige-
nen Forschungsdaten auseinandersetzen, sondern die diesbezüglichen Überlegun-
gen aus der Grenz- und Migrationsforschung darstellen. 
 
Die Rolle der Menschenrechte für die IOM und den UNHCR  
Im Bereich der Steuerung und Kontrolle von Migration spielt der „Anti-Trafficking-
Diskurs“ eine zentrale Rolle. Dabei reagieren Akteure der Sicherheitspolitik nicht 
zwingend auf eine objektiv gegebene Bedrohung23, „sondern konstruieren diese 
erst als solche, indem sie bestimmte soziale Phänomene als Bedrohung für die Si-
cherheit eines als schützenswert angesehen Referenzobjektes repräsentieren“ (Rat-
fisch und Scheel 2010: 90). Der Kampf gegen den Menschenhandel wird folglich als 
humanitäre Politik bezeichnet, in der die Menschenrechte zum bevorzugten Voka-
bular der Begründung werden (Douzinas 2007: 59). MigrantInnen werden so zu Ob-
jekten einer „Schutzbehauptung“ und das soziale Feld wird „in individualisierte Op-
fer und bösartige Schlepperbanden“ aufgeteilt (Karakayali 2008: 195). Dass ein sol-
ches Regime der Repräsentation auch zentral für die Kampagnen der IOM war, habe 
ich bereits in meiner Einleitung dargelegt. Doch in der Verstrickung von Migrations-
kontrolle und Menschenrechtsdiskurs ist nicht nur die IOM involviert, auch der UN-
HCR agiert in diesem Terrain, wie Phillipp Ratfisch und Stephan Scheel am Beispiel 
der von der Organisation als „Flüchtlingsschutz“ deklarierten Arbeit zeigen (2010: 
103). Auch in meinem Interview mit dem UNHCR kam der Begriff der Menschen-
rechte erstmals auf, als mein Gesprächspartner auf die Situation in Oujda und den 
dort praktizierten Menschenhandel zu sprechen kam. Der UNHCR in Marokko sieht 
sich in diesem Bereich als eine wichtige Instanz der Intervention. 
Der Zusammenhang zwischen Menschenrechten und der Steuerung und Kontrolle 
von Migration kann jedoch nicht auf den „Anti-Trafficking-Diskurs“ begrenzt werden. 
Denn auch Asylsysteme organisieren den „sozialen Kosmos humanistischer Subjekt-
positionen“ (Hess und Karakayali 2007: 53). In Marokko spielt dabei nicht nur die 
Vergabe von Aufenthaltspapieren als solche eine Rolle. Auch die Einteilung dessen, 
wer darüber hinaus für welche „humanitären Hilfeleistungen“ von Seiten des UNH-
CRs als „geeignet“ angesehen wird, basiert auf der Bestimmung humanistischer 
Subjektpositionen. So werden minderjährige unbegleitete Jugendliche als beson-
                         
23 Diese Argumentation zielt nicht darauf ab, die oftmals gegebene Brutalität des zweifelsohne existierenden 
Menschenhandels zu negieren. Sie will zum einen verdeutlichen, dass jeglicher Grenzübertritt mit Hilfe externer 
Akteure potentiell als Menschenhandel bezeichnet wird. Wie im Falle der Cap Anamur, als Fischer aus Tunesien 
und Italien in Seenot geratene MigrantInnen zur Küste brachten und später zu Akteuren des „trafficking« erklärt 
und vor Gericht gebracht wurden (Walters 2011: 156). Zum anderen will sie zeigen, dass das Ausmaß bewusst 
hochgespielt wird. So bestätigte eine von der IOM in Auftrag gegebene Studie mit dem Titel „Irregular Migration 
and Trafficking in Women« aus dem Jahre 2003 nicht die von der IOM eingangs verkündete Breite und Dynamik 
des Menschenhandels, woraufhin sich die Organisation von der Studie distanzierte (Hess und Karakayali 2007: 
52).   




ders geeignet für das „Resettlement-Programm“ bestimmt, alleinstehende Frauen 
werden für die „Freiwillige Rückkehr“ vorgeschlagen, solche mit Ehemännern in 
Europa wiederum können auf eine Familienzusammenführung hoffen. Kristin B. 
Sandvik macht ebenfalls am Beispiel des „Resettlement-Programms“ deutlich, dass 
die Bestimmung solcher Subjektpositionen fundamental mit dem Menschenrechts-
diskurs zusammenhängt, da man die humanitären Subjekte als TrägerInnen von 
Menschenrechten begreift (2009: 231). So werden auch in diesem Bereich Men-
schenrechte zu einem Organisationsprinzip der Migration. Darüber hinaus zeigt die 
spezifische Position des UNHCRs in Marokko nicht nur die Externalisierung der Mig-
rationspolitik, sondern korrespondiert auch mit den allgemeinen Transformationen 
hinsichtlich internationaler Rechtssprechung und Politik (Benda-Beckmann und 
Benda-Beckmann 2007: 142f). Auch hier bleibt Recht als Organisationsprinzip erhal-
ten, „doch werden Rechtsetzung, Ausführung und Entscheidung in Streitigkeiten in 
einer multifunktionalen Organisation vereint“ (ebd.: 143). Diese Erläuterung kann 
uneingeschränkt auf die Arbeit des UNHCRs in Marokko übertragen werden.  
 
Die Rolle der Menschenrechte für die sozialen Organisationen  
Bei den sozialen Organisationen wurden die Menschenrechte im Laufe meiner In-
terviews vor allem dann angesprochen, wenn es um die Frage der persönlichen Mo-
tivation für die Arbeit ging. Von meinen GesprächspartnerInnen werden die Men-
schenrechte als eine Art „Auftrag“ wahrgenommen, den es zu erfüllen gilt. Oft steht 
der direkte Begriff dabei jedoch in der zweiten Reihe. Vordergründig ging es meinen 
GesprächspartnerInnen um die eigene „humanitäre Gesinnung“, sie sehen die Ar-
beit als etwas „Selbstverständliches“, da „Menschliches“ an. Die Menschenrechte 
dienen also in erster Linie dazu, der eigenen Arbeit einen Sinn zu verleihen. 
Auch die Arbeit der sozialen Organisationen kann als humanitäre Politik bezeichnet 
werden, in der Subjektpositionen bestimmt und dabei gewisse Kriterien der „Be-
dürftigkeit“ festgelegt werden. Dies verdeutlicht der Umstand, dass die meisten 
Organisationen ihre Angebote überwiegend für Frauen und Kinder zur Verfügung 
stellen. Betrachtet man allerdings das Feld der sozialen Organisationen im Ganzen, 
wird deutlich, dass es auch Versuche gibt etwaigen „Limitierungen“ entgegenzu-
steuern. Dies verdeutlicht die Idee des Comité International, sich auf alleinstehende 
Männer zu konzentrieren. Die „Bedürftigkeit“ ist zudem weniger an Rechtsansprü-
chen gebunden, wie es beim UNHCR der Fall ist. Wer Unterstützung erhält ist eher 
eine Frage der Kapazitäten, denn zumindest theoretisch sollen sie alle MigrantInnen 
erfahren, unabhängig von ihren Gründen der Migration. 
Die Menschenrechte schreiben sich also weniger stark in ein hierarchisches Ord-
nungs- und Kontrollprinzip von Migration ein – was nicht bedeutet, dass dies gar 
nicht der Fall ist. Doch wie oben deutlich wird, kommt hier eher die gesellschaftliche 
Wirkung von Recht als eine motivierende Orientierung für soziales Handeln (Benda-
Beckmann und Benda-Beckmann 2007: 15) ins Spiel. Die Menschenrechte werden in 
diesem Zusammenhang nicht als Instrument artikuliert, mit dem die humanitäre 
Politik gesteuert und sondiert werden kann. Sie entfalten ihre Wirkung also nicht 
primär in der humanitären Politik, sondern sind ihr vorgeschaltet. Sie sind der Grund, 




überhaupt tätig zu werden. An den sozialen Organisationen wird darüber hinaus 
besonders deutlich, dass ein Diskurs nicht zwingend an Sprache gebunden sein 
muss. Wenn die Handlungen mit den Menschenrechten begründet werden, wird 
der Diskurs vor allem durch dieses Handeln ausgedrückt. Die Vergabe von Lebens-
mitteln oder Hygieneprodukten kann sogar als Vergegenständlichung des Diskurses 
betrachtet werden (Jäger 2012: 13). Dies kann als die „produktive Dimension“ des 
Diskurses zusammengefasst werden, die nicht eine außerhalb des Diskurses ange-
siedelte „Realität“ abbilden, sondern eben diese „Realität“ generieren (Karakayali 
2008: 43). 
Bei meinen Fragen nach den persönlichen Gründen für die Arbeit in den jeweiligen 
sozialen Organisationen wurde ich indes nicht nur mit solch altruistisch anmuten-
den Aussagen wie „etwas Gutes tun“ konfrontiert. Wenn es um die Menschenrech-
te als motivierende Orientierung für soziales Handeln geht, kommt auch ihre Rolle 
als ökonomisches Interessengebiet zu Tage. So erklärte mir ein Projektleiter einer 
Organisation, dass er nun, nach seinem Wirtschaftsstudium, in diesem Bereich Er-
fahrungen sammeln möchte. Denn die Menschenrechte seien zu einer durchaus 
interessanten Sparte in der freien Wirtschaft geworden und für den späteren beruf-
lichen Werdegang sei es wichtig, Arbeit im Bereich der Menschenrechte im Lebens-
lauf vorweisen zu können. 
 
Die Rolle der Menschenrechte für die politischen Organisationen  
Bei den politischen Organisationen fiel der Begriff Menschenrechte nicht im Zu-
sammenhang mit der „travail sur le terrain“, sondern während den Erläuterungen 
zu ihrer Arbeit der Sensibilisierung. Darin sehen sie die Grundbedingung für all ihre 
weitere Arbeit, für ihre politische Handlungsfähigkeit an sich. Und diese Grundbe-
dingung sollen die Menschenrechte sein, die auf allen Ebenen und in allen gesell-
schaftlichen Schichten etabliert, verstanden und angewendet werden sollen. Meta-
phorisch geschildert sollen die Menschenrechte der Boden der politischen Arena 
sein, in der um Entscheidungen in der Migrationspolitik gekämpft wird. Die Antwort 
einer Mitarbeiterin der AMDH auf meine Frage, ob sie die Tätigkeiten der Organisa-
tion als etwas Soziales oder Politisches verstehen, war in diesem Zusammenhang 
besonders aufschlussreich. Aus ihrer Sicht würde die Arbeit sowohl soziale als auch 
politische Komponenten beinhalten, aber grundsätzlich würden sie auf der Ebene 
des Rechts arbeiten. Im Vergleich mit den sozialen Organisationen dienen die Men-
schenrechte also in erster Linie nicht dazu, der eigenen Arbeit einen Sinn zu verlei-
hen – sondern die Arbeit dient dazu, den Rechten selbst zu einem Sinn zu verhelfen. 
Denn mit der Sensibilisierungsarbeit in der Gesellschaft sollen die Menschenrechte 
ihre Wirkung entfalten beziehungsweise überhaupt erst „geschaffen“ werden. So 
sind die politischen Organisationen auch ein gutes Beispiel dafür, dass nicht-
staatliche Akteure am Prozess der Produktion von Rechten beteiligt sind. 
Betrachtet man den sozialen Raum, in dem die Sensibilisierungsarbeit der politi-
schen Organisationen geschieht, wird ein Wechsel in der Diskursebene (Jäger 2012: 
83) deutlich. Die Menschenrechte stehen zunächst einmal nicht mehr vor oder zwi-
schen der Beziehung des relevanten Akteurs und den MigrantInnen, sondern in ers-




ter Linie zwischen dem Akteur und der marokkanischen Gesellschaft24 – seien es 
VertreterInnen der Medien, Angestellte der Universität oder SchülerInnen. Sie zu 
adressieren wird als die Grundbedingungen für jegliches weitere Handeln angese-
hen. Dieses Vorgehen kann also als das verstanden werden, was Christian Lahusen 
unter „Expansion von organisatorischem Raum für kollektive Aktionen“ zusammen-
fasst (1996: 44). Die Frage ist nun, welche Rolle den Menschenrechten in diesem 
Prozess eigentlich zukommt – beziehungsweise, warum sie überhaupt dafür ver-
wendet oder „geschaffen“ werden. 
In der sozialen Bewegungsforschung wird in diesem Prozess dem sogenannten 
„framing“ ein hoher Stellenwert eingeräumt. „Frames“ dienen dazu, Ideen oder 
Vorstellungen in der Gesellschaft zu platzieren (Khagram, et al. 2002: 12). Sie sind 
oft von größerer Bedeutung als die einzelnen Aktivitäten von politischen Akteuren, 
denn sie geben den Kontext vor, in dem letztere bedeutungsvoll, erfolgreich und 
verständlich werden (Lahusen 1996: 12). Die Betonung der politischen Organisatio-
nen, welch bedeutsame Stellung die gesellschaftliche Sensibilisierung als Grundlage 
jeglicher Aktivität einnimmt, ermöglicht eine Übertragung des Konzeptes. Die Rolle 
der Menschenrechte kann als ein solcher „frame“ verstanden werden, mit dem die 
politischen Überzeugungen der Organisationen präsentiert und „verpackt“ werden 
(Khagram, et al. 2002: 12). Sowohl die AMDH als auch die OMDH betonten in mei-
nen Gesprächen, dass es ihnen nicht nur um das Thema Migration geht, sondern 
dass sie sich auch für marokkanische Frauen und Kinder einsetzen, die von Ausgren-
zung, Unterdrückung oder Gewalt betroffen sind. Auch in diesem Zusammenhang 
beziehen sie sich auf den Begriff der Menschenrechte. In der sozialen Bewegungs-
forschung würden die Menschenrechte demnach nicht nur ein bedeutender „fra-
me“ sein, sondern sie würden als „Meta-“ oder auch „Masterframe“ bezeichnet 
werden. Als solche werden Begriffe bezeichnet, die im Stande sind, mehrere sozial-
politische Aspekte unter ein gemeinsames Schlagwort zu vereinen (Porta und 
Tarrow 2005: 11f). Ein „Masterframe“ wird also geschaffen, um verschiedene Arten 
der Ungerechtigkeit sowie unterschiedliche Forderungen ein Stück weit zu homoge-
nisieren und sie anhand eines Bezugspunktes25 zusammenzubringen (Renault 2012: 
114). 
 
Die Rolle der Menschenrechte für die subsaharischen MigrantInnen  
Hess und Karakayali merken in ihren Überlegungen zum Menschenrechtsdiskurs an, 
dass nicht nur Institutionen wie die IOM sich auf ihn beziehen, sondern auch Mig-
                         
24 Womit nicht zum Ausdruck kommen soll, dass die MigrantInnen nicht Teil der marokkanischen Gesellschaft 
wären. 
25 Dabei geht es indes nicht nur um die Vereinigung verschiedener sozialpolitischer Aspekte, sondern daran 
anschließend auch um die Möglichkeit einer erfolgreichen Mobilisierung. So macht Moyn darauf aufmerksam, 
dass sich in den 1970er Jahren in Lateinamerika die Sprache der Menschenrechte bei den sozialen Bewegungen 
durchgesetzt hat, da sie einen großen Teil der Gesellschaft anzusprechen vermochte. Die AktivistInnen ließen 
bewusst konkurrierende Ideen (wie Antiimperialismus oder Marxismus) hinter sich zugunsten einer breiteren 
Mobilisierung (2012: 14). 




rantInnen sich mit den Menschenrechten Gehör verschaffen (2007: 54). Im Allge-
meinen ist dem sicherlich nicht zu widersprechen, meine persönliche Forschungser-
fahrung zeichnet jedoch ein anderes Bild. In meinen Gesprächen mit MigrantInnen 
ist mir aufgefallen, dass sich nur wenige auf die Menschenrechte beziehen, die 
Mehrheit von ihnen aber den Begriff „equal rights“ verwendet, um politische Fra-
gen zu diskutieren. 
Donnan Hastings und Thomas M. Wilson weisen darauf hin, dass auch EthnologIn-
nen im Zuge ihrer Forschungen von bestimmten „Grenzeffekten“ betroffen sind. So 
werden beispielsweise sensible politische Räume von staatlicher Seite aus oft nur 
mit starken Einschränkungen zugänglich gemacht (2010: 13). Der Beginn meiner 
Gespräche mit subsaharischen MigrantInnen verlief oft nach einem Muster, das 
eine andere Form des „Grenzeffekts“ kennzeichnet – ich wurde mit meinem eige-
nen Überschreiten von Grenzen konfrontiert. So wurde ich häufig gefragt, wo ich 
herkomme und wie ich hergekommen bin, und ob ich dafür ein Visum gebraucht 
habe und wenn ja, ob es schwierig war, eines zu bekommen. Wenig überraschend 
für beide Seiten stellte sich natürlich heraus, dass ich mit meinem Privileg eines 
deutschen Passes eine quasi „grenzenlose“ Reisefreiheit genieße, während meine 
Gegenüber sich nicht einmal innerhalb ihres eigenen Kontinents auf legaler Ebene 
bewegen können. Unmittelbar wurde dann auf die Gleichheit aller Menschen hin-
gewiesen und kritisiert, dass dieser Umstand nicht auch zu gleichen Rechten führt. 
Ausgehend davon wurden die „equal rights“ sozusagen zu einem ständigen Beglei-
ter meiner Gespräche mit MigrantInnen. Die Frage stellt sich natürlich, ob es sich 
hierbei einfach um ein Äquivalent zu den Menschenrechten handelt – also ein ande-
rer Begriff für den eigentlich gleichen Diskurs. Zumindest für einen meiner Ge-
sprächspartner gilt jedoch, dass er – ob bewusst oder unbewusst - durchaus eine 
Trennung der beiden Begriffe vornahm. Als er mir von seinem Versuch, über die 
algerische Grenze nach Marokko zu gelangen, erzählte und wie hart die Grenzsolda-
ten gegen seine Gruppe vorgingen, sprach er von Verletzungen der Menschenrech-
te. Möglich wäre damit eine Interpretation, dass die Menschenrechte für ihn etwas 
praktisch Fassbares sind. Sie sind gegeben oder nicht – sie werden verletzt oder 
geachtet. Wenn es jedoch um Themen wie Diskriminierung oder die Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit im Allgemeinen ging, verwendete er ebenfalls ausschließlich 
den Begriff „equal rights“. Ich hatte so den Eindruck, dass sie für ihn nicht das Äqui-
valent zu Menschenrechte darstellen. 
Dies führt zu der Frage, warum die Menschenrechte für die subsaharischen Migran-
tInnen nicht die bevorzugte „politische Sprache von Gerechtigkeit“ sind. Um verste-
hen zu können, weshalb gewisse Konzepte von Gerechtigkeit oder Recht einen Vor-
zug vor anderen erhalten, um eigene Erfahrungen von Ungerechtigkeit zu artikulie-
ren,  schlägt Emmanuel Renault vor, sich mit zwei möglichen Gegebenheiten ausei-
nanderzusetzen. Grundsätzlich kann es sein, dass die Betroffenen keine Brücke zwi-
schen den öffentlichen Debatten oder dem Diskurs im Allgemeinen schlagen kön-
nen, mit denen ihre Erfahrungen von anderen verhandelt werden. Daran anschlie-
ßend kann auch der spezifische Fall eintreten, dass das zur Diskussion stehende 
Konzept von anderen als  Prinzip der öffentlichen Rechtfertigung bestimmter Prak-




tiken genutzt wird und es so zu Vorbehalten gegenüber dem eigenen Gebrauch 
kommt (2012: 118). 
Im nächsten Kapitel werde ich daher noch einmal genauer die Politiken und Prakti-
ken „der Anderen“ in den Blick nehmen. Ich möchte dabei unter anderem diskutie-
ren, wie die Verstrickungen mit dem Menschenrechtsdiskurs bestimmte Auffassun-
gen oder Formen des Verstehens von MigrantInnen oder Migration im Allgemeinen 
ermöglichen oder ausschließen. Mit diesem Vorgehen hoffe ich in der Lage zu sein, 
weitere Schlüsse über die Rolle der Menschenrechte zu ziehen und in Anbetracht 





6. Die Bedeutung der Menschenrechte in der 
marokkanischen Migrationspolitik  
 
6 .1 .  Menschenrechte  und  Mora l :  Humani tä res  
Reg ie ren  nach  Fass in  
In seinem Buch „Humanitarian Reason. A Moral History of the Present“ schreibt 
Fassin „moralischen Gefühlen“ eine essentiellen Kraft in der heutigen Politik zu. „By 
„moral sentiments“ are meant the emotions that direct our attention to the suffer-
ing of others and make us want to remedy them“(2012: 1). Sie bereichern die Dis-
kurse der Politik und begründen soziale Handlungen, vor allem wenn sich diese auf 
benachteiligte und unterdrückte Menschen beziehen. Die Entfaltung moralischer 
Gefühle in der heutigen Politik bezeichnet Fassin als „humanitäres Regieren“. „Re-
gieren“ definiert der Autor in diesem Zusammenhang sehr weit, als ein Set von 
etablierten Prozeduren und Aktionen, ausgeführt um Ordnung zu managen, zu re-
gulieren und die Existenz von Menschen zu unterstützen. „Government includes but 
exceeds the intervention of the state, local administrations, international bodies, 
and political institutions more generally“(ebd.: 1f), so der Autor weiter. 
In dieser Politik sind also nicht nur Staaten, sondern auch internationale Körper-
schaften oder NGOs aktiv. Ihre Geschichte ist durch eine „duale Temporalität“ ge-
kennzeichnet, wie es Fassin ausdrückt. Die Erste geht zurück auf die Zeit des Aboli-
tionismus und die philosophischen Reflexionen des 18. Jahrhunderts26, als der ge-
nealogische Rahmen für die zweite entscheidende Phase geschaffen wurde. Sie be-
ginnt erst gegen Ende des 20. Jahrhunderts, als die Artikulation von Mitgefühl und 
Mitleid den öffentlichen Raum erreichte und zu bis dahin weniger populären politi-
schen Aktionsformen beitrug. Der Autor verweist auf die von mir bereits angespro-
chenen 1970er Jahre, als es zu einer rasanten Verbreitung von humanitären Organi-
sationen und zur Etablierung von Ministerien für humanitäre Hilfen kam. Dass fort-
an Konflikte gleich welcher Art häufig als „humanitäre Krisen“ bezeichnet wurden, 
ist ein weitere Indikator für den Wandel hin zu dieser Form des Regierens (Fassin 
2012: 4f). 
In seinen Untersuchungen geht es Fassin nicht darum, ein (politisches) Urteil über 
die verschiedenen Formen der humanitären Politik zu fällen. Er ist daran interessiert, 
ihre Phänomene zu verstehen und ihre Auswirkungen aufzuzeigen (2012: 7). Er 
möchte offen legen, was sich hinter dieser Politik „versteckt“ und ihre gesellschaft-
                         
26 Viele HistorikerInnen beteuern jedoch, dass die Rolle der „großen PhilosophInnen« überschätzt wird. Denn 
der Humanitarismus entsprang weniger den Federn jener PhilosophInnen, sondern vor allem aus der Erneue-
rung eines christlichen Brüderlickeitsdenkens, zu dem die Vereinigung der QuäkerInnen maßgeblich beitrug 
(Osterhammel 2009: 1193). Die Vereinigung war ein bedeutender Bestandteil der abolitionistsichen Bewegung, 
welche heute noch als Wegbereiterin des großen Triumphes des Humanitarismus betrachtet wird (Kellow 2009: 
118). 




lichen Folgen durchdringen (ebd.: 246). Ein solches Unterfangen steht vor einer 
großen Aufgabe, da uns vieles auf den ersten Blick völlig paradox erscheint. Denn 
der Aktivismus der französischen Basisinitiativen für einen Abschiebestopp von 
schwerkranken Personen wird von der gleichen Rhetorik begleitete wie die Begrün-
dung militärischer Operationen im Kosovo, in Afghanistan oder im Irak (ebd.: 2, 223). 
Doch es geht nicht nur um die Rhetorik selbst, denn an einem gewissen Punkt tre-
ten Krieg und humanitäre Arbeit, in der Regel als entgegengesetzte Kräfte wahrge-
nommen, zwar in eine gespannte, aber sich wechselseitig unterstützende Beziehung 
ein. Eine ähnliche Gemengelage, so argumentiert Walters, lässt sich auch für be-
stimmte Vorgänge an der europäischen Außengrenze verzeichnen (2011: 154). Doch 
wie lassen sich die Gedanken Fassins über das humanitäre Regieren mit den Formen 
der humanitären Politik zusammenbringen, die ich in Zusammenhang mit den ver-
schiedenen Bezugspunkten meiner GesprächspartnerInnen zu den Menschenrech-
ten geschildert habe? 
 
Die „Ausstellung des Leidens“ und das „Regime von Verpflichtungen“: Konturen des 
Humanitären Regierens bei der IOM, beim UNHCR und den sozialen Organisationen 
Wie ich bereits erläutert habe, ist für die Effektivität des „Anti-Trafficking-
Diskurses“ die Konstruktion einer Bedrohung von Nöten. Diese wird sichergestellt 
durch die Subjektivierung von MigrantInnen als „Opfer“ von Schlepperbanden. Der 
Menschenhandelsdiskurs ist also stark verflochten mit einem Opferdiskurs (Bahl, et 
al. 2010: 164), in dem die politische Praxis von einer Forderung nach Gerechtigkeit 
durch eine „Ausstellung des Leidens“ ersetzt wird (Fassin 2012: 218f). Leiden ist 
nicht nur ein physiologischer Fakt oder eine psychologische Kategorie, es ist auch 
eine politische oder besser gesagt soziale Konstruktion. Für Fassin sollte es als eine 
neue „Sprache der Gegenwart“ begriffen werden, mit ihrer Wirkkraft verändert sie 
unsere Vorstellungen über die Welt. Selbstverständlich ist Leiden nicht „neu“ in 
dem Sinne, als dass nicht immer schon Menschen diverse Formen des Leidens er-
tragen mussten. Doch es war lange Zeit eine essentiell private Angelegenheit. Damit 
Mitgefühl und Mitleid in den öffentlichen Raum gelangen konnten, musste das Leid 
selbst sich dort erst einmal manifestieren. So hat der neue politische Stil der sozia-
len Bewegungen in den 1970er Jahren das Leid zu seiner sozialen Existenz in dem 
Ausmaß verholfen, wie wir es heute vorfinden – sie haben mit ihren Menschen-
rechtskampagnen und Dokumentationen Leid einen legitimen Platz eingeräumt 
(ebd.: 28, 40f). Deutlich wird eine solche „Ausstellung des Leidens“ anhand der I-
OM-Kampagnen gegen Menschenhandel. Denn die Bilder, die Frauen vor Migration 
abschrecken sollten, zeigten Frauenkörper in Käfigen, im „Netz einer Spinne“ sit-
zend oder auch wie Marionetten an Seilen über den Boden hängend (Andrijaševiċ 
2007) – also als leidende Opfer in den Fängen des kriminellen Menschenhandels. An 
dieser Stelle setzt nun ein, was oftmals als die „neue Doktrin“ der humanitären 
Schutzverantwortung verhandelt wird (Kraler 2011: 258). Für Akteure wie die IOM 
oder dem UNHCR wird die zentrale Kategorie, in der sie MigrantInnen repräsentie-
ren, die ihnen zugeschriebene „Hilflosigkeit“. Die daraus abgeleitete Schutzbedürf-
tigkeit ist es, „die die Organisationen erst in ihrer Funktion als Beschützer, Versorger 




und Fürsprecher autorisiert“ (Ratfisch und Scheel 2010: 103). Die Menschenrechte, 
oder auch der Humanitarismus im Allgemeinen, bringt so die verschiedenen Teile 
des „Mensch-Seins“ zusammen, wie es Douzinas bezeichnet. Dabei sind die drei 
zentralen Subjektpositionen das leidende Opfer, der grausame Menschenhändler 
und der moralische Retter (2007: 69). MigrantInnen können dabei nicht nur die Po-
sition des Opfers bekleiden, sie sind auch potentielle Akteure des Menschenhandels 
(Bojadžijev und Karakayali 2007: 206). Gediehen auf dem Nährboden des Men-
schenrechtsdiskurses, wird der „Kampf gegen den Menschenhandel“ so auch zur 
Rechtfertigung für die Kontrolle und Verhinderung von Migration – sei es in osteu-
ropäischen Ländern oder im marokkanischen Oujda. 
Auch das Organisationsprinzip des Asylsystems und die daran anschließende Vertei-
lung humanitärer „Dienstleistungen“ von Seiten des UNHCRs kann mit Fassins Ver-
ständnis des humanitären Regierens diskutiert werden. So sieht der Autor in einem 
solchen System für die sozialen Beziehungen zwischen GeberIn und EmpfängerIn 
keine oder nur eine sehr ungleiche Möglichkeit der Reziprozität. Der oder die Emp-
fängerIn kann neben Dankbarkeit nur mit seiner oder ihrer Geschichte eine Art „Ge-
genleistung“ erbringen (2012: 3f) – beziehungsweise muss dies tun. Für den Antrag 
auf Asyl müssen sich MigrantInnen dabei anhand bestimmter Kriterien orientieren, 
die eine positive Entscheidung mit sich führen könnten. Denn die gesetzliche Vor-
gabe des Nachweises politischer Verfolgung und das Recht auf Asyl produzieren 
zusammen etwas, das nach Wilson und Mitchell als „Regime von Wahrheit“ be-
zeichnet werden kann. „Law, in this view, produces silences as well as generating 
and authorizing certain types of speech“(2003: 5). Fassin jedoch merkt an, dass vor 
allem von MigrantInnen die Glaubwürdigkeit seitens recht-gebender Instanzen stets 
in Zweifel gezogen wird. So können sie sich immer weniger darauf verlassen, dass 
ihrem Wort Glauben geschenkt wird. Anstelle dessen müssen sie ihre Körper, durch 
das Zeigen von Narben und schweren Verletzungen27, als Zeuge einer tatsächlichen 
Erfahrung von Folter und Verfolgung darbieten28 (2012: 111). Die damit einherge-
hende Diagnose des migrantischen Körpers fasst Walters als die „minimalistische 
Biopolitik“ des Humanitarismus zusammen, mit der Wissen über MigrantInnen in 
Form von biopolitischen Daten angereichert wird (2011: 150). Die Menschenrechte 
stehen demnach in einem Zusammenhang mit der Generierung von Wissen, das 
aufgrund der Digitalisierung der Grenze die Steuerung von Migration ermöglicht. 
                         
27 Auch mir wurden im Laufe meiner Forschung immer wieder Narben von Verletzungen präsentiert, um auf die 
Gewalt der marokkanischen Polizei oder Zivilgesellschaft gegenüber den subsaharischen MigrantInnen hinzu-
weisen. Dass der Körper ein scheinbar höheres Maß an Glaubwürdigkeit in sich trägt als Erzählungen, scheint 
das Feld der Asylanträge  inzwischen überschritten zu haben. 
28 Dass die Genfer Konvention von 1949 zu den humanitären Gesetzen eine weltweite Ächtung von Folter for-
dert, hat gute Gründe. Doch ist es nicht von der Hand zu weisen, das Folter nach wie vor existiert, sie sich aber 
in ihrer Form stark geändert hat. So geschieht sie aufgrund dieser gesetzlich-rechtlichen Transformation mehr 
und mehr so, dass sie keine Spuren am Körper hinterlässt. Demnach kann sie von MigrantInnen auch häufig 
nicht mehr mit dem Körper nachgewiesen werden – was nach Meinung Fassins dazu führen sollte, dass ihren 
Worten wieder vertrauen geschenkt wird (2012: 128f). 




Ähnliche Vorgänge lassen sich in den verschiedenen Programmen wiederfinden, die 
der UNHCR in Marokko anbietet. Hier spielen jedoch die eingangs erwähnten „mo-
ralischen Gefühle“ eine wesentliche Rolle. Denn für die Programme des UNHCRs 
gibt es keinerlei verbindliche Rechtsansprüche. Die MigrantInnen werden anhand 
der oben erläuterten Kriterien für „geeignet“ oder „ungeeignet“ erklärt oder für die 
Programme anderer Organisationen „vorgeschlagen“. Einen solchen Umstand be-
zeichnet Fassin als ein „Regime von Verpflichtungen“. Diejenigen, die „verpflichten“, 
müssen dabei soziale und rhetorische Fähigkeiten aufweisen, um ihre Anfragen zu 
begründen. Bei den Programmen des UNHCRs gibt es zwar mehr oder weniger fest-
gelegte Kriterien, jedoch werden solche Fähigkeiten von MigrantInnen benötigt, um 
glaubhaft darlegen zu können, dass sie die relevanten Kriterien überhaupt erfüllen. 
Besonders trifft dies auf die Kategorisierung „unbegleitete minderjährige Flüchtlin-
ge“ zu. Zum einen müssen Jugendliche nachweisen können, dass sie tatsächlich 
„unbegleitet“ nach Marokko gekommen sind. Wie mir ein subsaharischer Migrant 
aus Rabat erklärt hat, ist es beim UNHCR nicht unüblich, das FreundInnen oder Be-
kannte, mit denen man migriert ist, von Seiten der Organisation zu volljährigen Brü-
dern oder Schwestern erklärt werden. Hier ist also schon einmal das Geschick oder 
besser gesagt das Wissen gefragt, tatsächlich alleine zu einem Gespräch mit dem 
UNHCR zu kommen. Zum anderen wird die Altersfeststellung in diesen Gesprächen 
vorgenommen, wobei die körperliche Erscheinung zunächst einmal mehr zählt als 
das Wort der AntragstellerInnen – der Körper ist also einmal mehr der „besse-
re“ Zeuge. Doch ist es unabdingbar, auch im Gespräch davon zu überzeugen, dass 
man nicht älter als 18 Jahre ist. Wie mir mein Gesprächspartner in Rabat mitteilte, 
würden immer wieder Minderjährige von Seiten des UNHCRs für älter befunden, als 
sie es in Wirklichkeit sind. Nach Fassin müssen diejenigen wiederum, die in der Ver-
pflichtung stehen (also die „Geberseite“), moralische Normen anwenden, die als 
Basis für die Entscheidungen fungieren (2012: 77f). Diese werden in meinem Falle 
an der Festlegung der verschiedenen Grade der „Vulnerabilität“ von Seiten des UN-
HCRs ersichtlich. Dass humanitäre Praktiken nicht auf Gegenseitigkeit beruhen und 
sich menschenrechtliche Normen immer weniger in konkreten Rechtsansprüchen 
ausdrücken, fassen Franz und Keebet von Benda-Beckmnann sehr treffend zusam-
men: 
 
Die Hilfeleistung beruht nun aber nicht mehr auf Gegenseitigkeit, wird vom 
Geber auch nicht mehr als ein Recht der Hilfesuchenden gesehen, sondern 
wird zunehmend als eine rein moralische Verpflichtung betrachtet, auf die 
kein Anspruch besteht. (…). Der Geber macht klar, dass er oder sie entschei-
det, wann, wem gegenüber wie viel geleistet wird. Auch wenn der Hilfesu-
chende es noch als Recht betrachtet, so hat er wenige Möglichkeiten, dieses 
Recht zu erzwingen. (2007: 172) 
 
Die AutorInnen bezeichnen diesen Umstand als eine „normative Asymmetrie“. Am 
Beispiel von sozialen Organisationen wie der Caritas machen sie deutlich, dass der 
oder die EmpfängerIn nicht nur kein explizites Recht auf etwaige Unterstützung hat, 




sondern auch in der Bringschuld eines moralisch einwandfreien Lebens steht. Diese 
Asymmetrie hätte sich zwar mit dem Aufkommen des Wohlfahrtsstaates etwas rela-
tiviert, aber gerade gegenüber Personengruppen wie MigrantInnen hätte die mora-
lische Bewertung der EmpfängerInnen in der Gegenwart wieder Konjunktur (ebd.: 
172f). Derartige Vorgaben eines moralisch makellosen Lebens habe ich in meiner 
Forschung von den sozialen Organisationen nicht vermittelt bekommen. Allerdings 
wird in diesem Zusammenhang die Arbeitsweise der IOM interessant. Wie Bahl, 
Ginal und Hess zeigen, ist die jüngste Entwicklung der Arbeitstechniken der IOM von 
der Zusammenführung des Programms zur „Freiwilligen Rückkehr“ und den An-
strengungen des „Kampfes gegen Menschenhandel“ gezeichnet, um nach Angaben 
der Organisation bessere „Synergien“ zu erzielen (2010: 165). In Marokko drückt 
sich eine solche Zusammenführung vor allem in der medizinischen Versorgung von 
MigrantInnen in Oujda und Nador mit dem Rückkehr-Programm aus. So gab mir 
eine Mitarbeiterin der IOM zu verstehen, dass sie zwar kranken und verletzten Mig-
rantInnen an den Grenzen wieder auf die Beine helfen, es aber wenig Sinn machen 
würde, darüber hinaus nichts zu unternehmen. Denn viele würden umgehend er-
neute Versuche starten, die Grenzen zu überwinden und sich dabei voraussichtlich 
wieder verletzen. Die IOM bezieht also eine Position, die es für vernünftig hält, ihre 
ärztlichen Versorgungsdienste mit ihren Praktiken der Steuerung von Migration zu-
sammenzulegen. Für die medizinische Unterstützung wird also eine bestimmte Art 
des „moralische einwandfreien Lebens“ verlangt: sich nach einer Behandlung mög-
lichst nicht mehr in die Gefahr eines Grenzübertritts zu begeben. 
Wenn die sozialen Organisationen keine solchen Maßstäbe ansetzen, bedeutet das 
nicht, dass Fassins Idee des „Regimes von Verpflichtungen“ oder auch die Überle-
gungen zur normativen Asymmetrie von Franz und Keebet von Benda-Beckmann 
sich jeglicher Übertragung verweigern. Dafür muss allerdings stärker die Seite der 
GeberInnen und ihre spezifische Position in jenem Regime in Betracht gezogen wer-
den. So schreiben Franz und Keebet von Benda-Beckmann, dass die Verpflichtung, 
Hilfe zu leisten, „in der moralischen Buchführung zwischen dem Almosengeber und 
Gott verbucht [wird], wobei der Empfänger keine Rolle spielt“ (2007: 172f). Auch 
wenn etwaige metaphorische Verweise auf Gott in meinen Gesprächen nicht vor-
kamen, überschneidet sich diese Erläuterung mit dem, was ich mit der motivieren-
den Kraft von Menschenrechten, überhaupt „humanitär“ tätig zu werden, zu ver-
deutlichen versucht habe. Die Menschenrechte sind dem konkreten Handeln und 
damit auch der Interaktion zwischen GeberIn und EmpfängerIn vorgeschaltet – die 
konkreten EmpfängerInnen beziehungsweise  deren spezifische Lebenssituation 
spielen also zunächst nur eine sekundäre Rolle. Allein die Tatsache ihrer Existenz als 
„hilfesuchende“ Subjekte und die gesellschaftliche Übereinkunft, jenen helfen zu 
müssen, reicht aus, um die Menschenrechte als den gegebenen „Auftrag“ zu ver-
stehen, wie sie in meinen Gesprächen artikuliert worden sind. Und da sie als ein 
solcher wahrgenommen werden, erfüllen sie die Funktion des moralischen Impera-
tivs, den Fassin im „Regime von Verpflichtungen“ für konstitutiv betrachtet. Dar-
über hinaus machen die Aussagen meiner GesprächspartnerInnen verständlich, wa-
rum Fassin im humanitären Regieren mehr als nur die Bewahrung unserer Konzep-




tion des Mensch-Seins sieht: „through the moral sense it credits us with, it endows 
us with our own share of humanity. We become fully human via the manner in 
which we treat our fellows“(Fassin 2012: 253). Die Ansichten meiner Gesprächs-
partnerInnen, ihre Arbeit wäre etwas „Menschliches“ oder „Selbstverständliches“, 
fügen sich in das von Fassin gezeichnete Bild ein. 
Eine motivierende Kraft sind die Menschenrechte für MitarbeiterInnen der sozialen 
Organisationen auch hinsichtlich ihres Stellenwerts, den sie sich mittlerweile in der 
NGO-Branche und in der freien Wirtschaft erkämpft haben. Für diesen Bezugspunkt 
muss noch einmal auf das Narrativ des Leidens zurückgegriffen werden. Thomas W. 
Laqueur hat sicherlich nicht unrecht damit, dass dieses Narrativ für den immer grö-
ßer werdenden Erfolg der Kämpfe für Menschenrechte verantwortlich ist. Er ver-
weist darauf, wie stark es Mitgefühl und Aufmerksamkeit hervorzurufen vermag 
(2009: 31). Die Frage ist nur, für wen diese Kämpfe „erfolgreich“ sind. So verweist 
Fassin auf den heutigen, überaus erfolgreichen „Markt des Mitleids“, der sich aus 
Leid als gelebte Realität und Leid als ein öffentlicher Diskurs zusammensetzt (2012: 
28). Dieser Markt wird in der Migrationspolitik beispielsweise an der Arbeit des „Je-
suit Refugee Service“ deutlich, der als nicht-staatlicher Akteur in einigen Abschiebe-
lager des europäischen Grenzregimes agiert. Seine Philosophie entspricht nicht der 
eines radikalen Aktivismus, mit dem für eine Abschaffung von Abschiebepraktiken 
eingetreten wird. Die Organisation betreibt eher eine Art Reformpolitik, mit der 
bestimmte essentielle Grundbedürfnisse von MigrantInnen sicher gestellt werden. 
Walters sieht in der Zusammenarbeit von nicht-staatlichen Akteuren in einer sol-
chen Reformpolitik „Management-Kreise“ entstehen, in denen es speziell um das 
Management des menschlichen Leidens geht (2011: 154). Doch der Markt ist nicht 
nur auf die NGO-Branche zu reduzieren, die mit dem Menschenrechtsdiskurs und 
einem Narrativ des Leidens Arbeitsplätze für sich generiert und dann eine Politik 
bevorzugt, die deren Erhalt sicherstellt. Ich habe die Aussage des ehemaligen Wirt-
schaftsstudenten nicht so verstanden, dass er eine Projektleitung übernommen hat, 
um später in einer Menschenrechts-NGO arbeiten zu können. Er wollte mir wohl 
eher vermitteln, dass Unternehmen im Allgemeinen an BewerberInnen interessiert 
sind, die einmal in einem Menschenrechts-Projekt gearbeitet haben – ganz gleich, 
ob sich die Unternehmen selbst in diesem „Metier“ bewegen. Das wäre ein Grund 
anzunehmen, dass sich der „Markt des Mitleids“ zu einer umfassenden „morali-
schen Ökonomie“ entwickelt hat, die Fassin der heutigen Gesellschaft zuschreibt 
(2012: 28). 
 
Eine Politik der Ungleichheit – Ein Menschenrechtskonzept der Moral 
Neben vielen Akteuren der humanitären Arbeit haben auch schon immer Wissen-
schaftlerInnen versucht, den Humanitarismus von seiner politischen Sphäre zu ent-
heben und ihn als eine unpolitische Form des Handelns darzustellen (Fassin 2012: 
224). Hinter dieser Vorstellung steht das humanitäre Ethos der Uneigennützigkeit, 
der Neutralität und der Unparteilichkeit. Dem Ethos verschrieb sich schon Henri 
Dunant im Jahre 1863, als er das Internationale Komitee des Roten Kreuzes mit die-
sen Grundprinzipien gründete (Kraler 2011: 261). Ganz im Sinne eines maximalisti-




schen Politikbegriffs bezweifelt Fassin zunächst einmal ganz allgemein, dass eine 
klare Trennung zwischen politischen und gesellschaftlichen Angelegenheiten in ir-
gendeiner Form existiert. Für den Humanitarismus kann eine solche Trennung aber 
unter keinen Umständen verteidigt werden (2012: 224). Zunächst einmal verweist 
„das emphatische Bekenntnis zur Nicht-Politik humanitärer Organisationen (…) auf 
den zutiefst politischen Kern des Humanitarismus“ (Kraler 2011: 261). Darüber hin-
aus können die politischen Inhalte humanitärer Praktiken noch genauer spezifiziert 
werden. Dazu zählen für Fassin zum einen ihre biopolitischen Inhalte des Bevölke-
rungsmanagements, was ich in meinem Beispiel mit dem Begriff der „minimalisti-
schen Biopolitik“ diskutiert habe. Zum anderen erklärt Fassin, dass auch das Ziel, 
Leben zu retten, als politisch betrachtet werden muss. Denn Voraussetzung dafür ist 
nicht nur, das Leben anderer dabei unter Umständen zu riskieren, sondern auch 
Prioritäten zu erstellen, wem geholfen werden soll (2012: 226) – ob Kindern, Frauen 
oder eben alleinstehenden Männern, die erst vor kurzem in Marokko angekommen 
sind. Wie an den IOM-Kampagnen ersichtlich wird, ist es aber nicht nur eine Frage 
danach, wem geholfen werden soll, sondern auch dass bestimmten Personengrup-
pen geholfen werden soll. All diese Entscheidungen sind Gegenstand gesellschaftli-
cher Aushandlungen und somit unbedingt als politisch zu verstehen. 
Da der Humanitarismus auf die generelle Anerkennung von anderen als Mitmen-
schen gründet, ist er sicherlich eine Politik der Solidarität, wie es Fassin bezeichnet. 
Doch er ist auch eine Politik der Ungleichheit, da sich sein moralischer Imperativ auf 
das Mitgefühl gegenüber den „Ärmsten“, „Unglücklichsten“, oder auch „Verwund-
barsten“ bezieht (ebd.: 3f). Diese Ungleichheit wird zum einen an der ungleichen 
Reziprozität und an der normativen Asymmetrie deutlich. Zum anderen manifestiert 
sie sich in der gesellschaftlichen Aushandlung darüber, dass und wem geholfen 
werden muss. Dafür werden bestimmte Repräsentationsformen in Stellung ge-
bracht wie das „Opfer“ von Menschenhandel, während diejenigen, die sich zur In-
tervention berufen fühlen, sich zu den „BeschützerInnen“ und „FürsorgerIn-
nen“ erheben – ganz gleich, ob sich die relevanten Personengruppen selbst als Op-
fer bezeichnen möchten oder Schutz und Hilfe einfordern. Dass diese Dynamiken zu 
einer Steuerung und Kontrolle von Migration beitragen, habe ich ausführlich erläu-
tert. So bleibt es mir auch rätselhaft, wie Brysk in der Ethik der Fürsorge, die aus 
ihrer Sicht von den Menschenrechten hervorgebracht wurde, das Gegenteil von 
Herrschaft erkennen mag29 (2013: 2). 
Jetzt möchte ich noch einmal auf die Frage zurückzukommen, warum sich die sub-
saharischen MigrantInnen nicht der Sprache der Menschenrechte bedienen, son-
                         
29 Wenig später bezieht sich die Autorin in ihrer Diskussion noch auf eine Formulierung der Religionsgemein-
schaft der QuäkerInnen (vergl. Fußnote 26), die mit ihrer Ethik der Fürsorge einer sozialen Vorstellung Vorschub 
leisteten, „Liebe zur Macht zu sprechen« (Brysk 2013: 9). Spätestens hier hätte der Autorin klar werden müssen, 
dass ihre Aussage, Fürsorge sei das Gegenteil von Herrschaft, jeglichen Sinns entbehrt. Der Anteil an der Ab-
schaffung der Sklaverei von Seiten der QuäkerInnen ist unumstritten, doch sie waren später auch Wegbereite-
rInnen für die innere Kolonialisierung Afrikas. Denn eben jene Ethik der Fürsorge lies die Religionsgemeinschaft 
keinen Widerspruch darin erkennen – AfrikanerInnen waren für sie schließlich Kinder, die nicht versklavt wer-
den sollten, um die man sich aber kümmern müsse (Wirz 1984: 194f, 197). 




dern den Begriff „equal rights“ bevorzugen. Begreift man beide Begriffe als Konzep-
te von Gerechtigkeit, kann auf die Unterscheidung Renaults zwischen politischen 
und moralischen Konzepten zurückgegriffen werden (2012: 102). In der Politik der 
Ungleichheit werden die Menschenrechte zu einem moralischen Konzept der Ge-
rechtigkeit. Dies wird nicht nur anhand des  „Regimes von Verpflichtungen“ deutlich, 
der für die einen moralische Normen und moralische Imperative bereit hält und für 
die anderen ein moralisch „einwandfreies“ Leben voraussetzt. Vor allem zeigt es 
sich am Narrativ des Leidens. Denn dieses schafft wie kein anderes, die gesellschaft-
lichen Verhältnisse nicht als Ergebnis politischer Entscheidungsprozesse darzustel-
len sondern eine Wirklichkeit zu repräsentieren, in der die sozialpolitische Situation 
von „leidenden“ Menschen als selbstevident wahrgenommen wird. Deutlich wird 
dies an den Kampagnen der IOM, welche die Konstellation von leidenden Opfern 
und dem kriminellen Menschenhandel als selbstevident präsentieren. Dass erst die 
Politik der Illegalisierung von MigrantInnen und der Versicherheitlichung von Gren-
zen die Möglichkeit für den Menschenhandel bereit stellt wird nicht diskutiert – 
unabhängig davon, wie groß das Problem des Menschenhandels nun wirklich ist. 
Auch Fassin konstatiert, dass in solchen Fällen Bezeichnungen wie Herrschaft und 
Ungerechtigkeit verdrängt werden zugunsten von Begriffen wie Schicksal oder Leid. 
Er sieht an diesem Prozess auch die Sozial- und Kulturwissenschaften beteiligt und 
verweist auf die gestiegene Zahl an Arbeiten in den 1990er Jahren zu Leid, Trauma, 
Schicksal oder Armut (2012: 5f). 
 
Thus a specular dynamic has developed whereby public bodies and private 
groups produce representations of the world, and the social sciences give 
them the authority of their theoretical reflection and the substance of their 
empirical research. (ebd.: 6) 
 
In der Politik der Ungleichheit wird existierende Ungleichheit also überwiegend als 
selbst-evident repräsentiert und die sozialpolitischen Kontexte bleiben ausgeblen-
det. Das führt dazu, dass die Menschenrechte in dieser Politik zu einem moralischen 
Konzept von Gerechtigkeit werden. Es dient zum einen als Prinzip der öffentlichen 
Rechtfertigung bestimmter Praktiken und zum anderen bietet es eine Möglichkeit, 
die Lebenswirklichkeit von MigrantInnen zu verhandeln und zu repräsentieren. Die 
Resultate dieser Politik legen es nahe zu vermuten, dass es unter MigrantInnen zu 
Vorbehalten gegenüber dem eigenen Gebrauch des Menschenrechtsdiskurses 
kommt. Das würde nach Renault auch erklären, warum sie sich auf ein anderes Kon-
zept beziehen – in meinem Falle auf ein politisches. Ein solches ist aus der Sicht 
Renaults immer mit einer „abschaffenden“ Komponente verbunden. „As an aboli-
tionist concept, the political concept of justice is hence specified by the reference to 
a social context, in contrast with moral (...) definitions of justice that rely on some 
forms of social decontextualization“ (Renault 2012: 102). Ein solcher sozialer Kon-
text wurde in meinen Gesprächen meist damit hergestellt, dass die MigrantInnen 
auf meine Bewegungsfreiheit im Kontrast zu ihren Erfahrungen diesbezüglicher Ein-
schränkungen verwiesen. Wenn politische Konzepte von Gerechtigkeit also immer 




die Forderung der Abschaffung von Ungleichheit beinhalten (ebd.: 102), was wäre 
dann naheliegender als die Forderung nach „equal rights“? 
 
Die in diesem Kapitel diskutierten Bezugspunkte zu den Menschenrechten wären 
wohl ein weiterer Anlass für Douzinas, in den zeitgenössischen Formen von Rechten 
nicht mehr die Möglichkeit einer Korrektur an der sozialen Ordnung zu sehen, son-
dern ihre stabilisierenden und reproduzierenden Kräfte zu unterstreichen (2007: 
126). Moralische Konzepte der Menschenrechte, wie sie bei der IOM, dem UNHCR 
oder den sozialen Organisationen angewandt werden, akzeptieren eine bestimmte 
Vorstellung der Welt, an deren Schaffung sie selbst beteiligt sind. Ihre Sprachwelt 
des Leidens und des Schicksals, des Opfers und des Beschützers lassen soziale Kon-
texte hinter sich und diese Vorstellung der Welt alternativlos erscheinen – auch 
wenn in dieser noch gewisse  Spielräume der Verbesserung der Lebenssituation von 
MigrantInnen enthalten sind, wie die Arbeit der sozialen Organisationen zeigt. Sol-
che Verbesserungen reichen aber nur äußerst selten über die Versuche hinaus, im 
Sinne des humanitären Regierens die Existenz von Menschen zu erhalten. Die sozia-
le Ordnung als solche wird damit nicht grundlegend gestört. Die Anwendung der 
Menschenrechte bei den politischen Organisationen ist für mich hingegen nur sehr 
schwer als eine weitere Form des humanitären Regierens zu begreifen und auch 
nicht wirklich integrationsfähig in ein moralisches Konzept der Gerechtigkeit. Denn 
auch die Arbeit der politischen Organisationen beinhaltet Forderungen nach der 
Abschaffung von Ungerechtigkeiten, die mit den Menschenrechten als „Master-
Frame“ in die Gesellschaft transportiert werden. Die Menschenrechte sind hier also 
nicht Bestandteil des humanitären Regierens oder sind diesem vorgeschaltet, son-
dern sie sollen gesellschaftliche Transformationsprozesse anstoßen. Sie haben so-
mit das Potential, zu einer anderen Vorstellung der Welt beizutragen – oder besser 
gesagt, eine andere gesellschaftliche Wirklichkeit zu konstruieren. 
 
6 .2 .  Menschenrechte  und  Wissen :  Die  soz ia le  
Konst rukt ion  der  Wirk l i chke i t  nach  Ber-
ger  und  Luckmann  
Peter L. Berger und Thomas Luckmann verraten schon im Titel ihres Buches die 
zentrale These, die ihren Überlegungen zugrunde liegt. In „Die gesellschaftliche 
Konstruktion der Wirklichkeit. Eine Theorie der Wissenssoziologie“ diskutieren sie, 
dass „Wirklichkeit“ als soziale Konstruktion behandelt werden muss und auch die 
soziale Ordnung ein menschliches Produkt darstellt (2012 [1969]: 1ff). Wie der zwei-
te Teil des Titels verrät, ist Wissen der Hauptgegenstand ihrer Untersuchung. Dabei 
sind sie vor allen an der Rolle interessiert, die Wissensbestände in der Gesellschaft 
einnehmen (ebd.: 197). Auch wenn sie selbst den Begriff des Diskurses nicht ver-
wenden, finden sich Stellen in ihrem Werk, die auf systematisiertes, institutionali-




siertes oder von ExpertInnen getragene Wissensbestände und Wissensproduktio-
nen hinweisen und eine Diskursanalyse anschlussfähig machen (Keller 2011: 138). 
Die wissenssoziologische Diskursanalyse ist dabei nicht nur auf die Beschreibung der 
empirischen Vielfalt von Wissen ausgerichtet, sondern nimmt auch eine Analyse der 
kollektiven und institutionellen Prozesse vor, in denen „spezifisches Wissen zur ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit wird“ (ebd.: 126). Berger und Luckmann machen daher 
nicht nur Wissen im Allgemeinen, sondern die Distribution von Wissen zu ihrem 
Gegenstand. Wissen kommt den Individuen in der Gesellschaft selektiv (also „distri-
buiert“) entgegen, was bedeutet, dass Individuen unterschiedliche Teile des ge-
samt-gesellschaftlichen Wissens inne haben und dieses auf verschiedene Art und 
Weise verinnerlichen (2012 [1969]: 47). 
Die Sensibilisierungsarbeit der politischen Organisationen begreife ich als eine be-
stimmte Form der Distribution von Wissen, denn für die Akteure geht es zunächst 
einmal um die Vermittlung der sozialpolitischen Situation von MigrantInnen in Ma-
rokko. Dieses Wissen vermitteln sie in den verschiedenen Sozialisationsinstanzen 
wie Schulen, Medien oder Universitäten. Sonja Hegasy würde sie daher als Teil der 
von ihr als „außerparlamentarische Opposition“ bezeichneten zivilgesellschaftlichen 
Gruppen sehen. Für die Autorin nimmt jene Opposition die Aufgabe wahr, kritische 
politische Bildung zu etablieren. Diese soll eine Alternative zu den Veranstaltungen 
des autoritären marokkanischen Staates sein, denn letztere dienen primär der Loya-
lität gegenüber der Regierung und dem Systemerhalt (1997: 36). In einer solchen 
kritischen politischen Bildung geht es den von mir untersuchten Organisationen 
jedoch nicht nur um eine reine „Aufklärung“ über die Situation von MigrantInnen. 
Wie das speziell für die Medien gestaltete Seminar zeigt, wollen sie im Zuge dieser 
Wissensvermittlung auch versuchen, die Meinung oder das Verhalten zu einem be-
stimmten Thema zu ändern –  in meinem Fall geht es um die Veränderung der Art 
und Weise, wie über subsaharische MigrantInnen in den Medien berichtet wird. 
Allgemeiner formuliert wird also versucht, Werte, Normen oder bestimmte Vorstel-
lungen des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu vermitteln und sie zu einer ge-
sellschaftlichen Übereinkunft zu erheben (Stammers 1999: 1000). Und für dieses 
Ziel ist ihre Strategie, die verschiedenen Sozialisationsinstanzen anzusprechen, der 
Schlüsselpunkt. Sie versuchen gezielt in die „Sozialisationsprozesse“ zu intervenie-
ren und eine solche Position geht nach Berger und Luckmann wiederum mit der 
Macht einher, „Wirklichkeit zu setzen“ (2012 [1969]: 128). 
Die Frage ist nun, welche Rolle den Menschenrechten in diesem Prozess zukommt. 
Wie Reiner Keller anmerkt, wird das vermittelte Wissen zusammen mit den Wert-
vorstellungen der Organisationen von den „Adressaten“ nicht zwingend so interna-
lisiert, wie die „AbsenderInnen“ es sich wünschen. Die Adressaten sind selbstrefle-
xive Subjekte und so interpretieren sie die in den Wissensbeständen enthaltenen 
Wertungen (wie beispielsweise politische Forderungen gegen Diskriminierung) ei-
genständig, nehmen sie dabei auf oder lehnen sie auch ab (2011: 129). Hier kommt 
also das zu tragen, was Berger und Luckmann damit verdeutlichen, dass Wissen von 
den Individuen der Gesellschaft verschieden verinnerlicht wird. Denn wenn es zu 
einer Zuteilung von Wissen kommt, tritt immer das Problem der integrationsfähigen 




Bedeutung zu Tage, mit der breite Teile der Gesellschaft angesprochen werden 
können (2012 [1969]: 89). So ist es für die Organisationen wichtig, ihre Anliegen und 
Vorschläge mit anerkannten Diskursen zu verbinden, welche ein hohes symboli-
sches Kapital mit sich bringen (Buckel, et al. 2014: 50). Wie ich bereits geschildert 
habe, nutzen die politischen Organisationen hierfür die Menschenrechte als „Mas-
terframe“. Als solcher soll er nicht nur verschiedene sozialpolitische Themen unter 
einem klaren Bezugspunkt vereinen: in der sozialen Bewegungsforschung wird den 
„frames“ auch die Schlüsselrolle für jene notwendige überzeugende Kommunikati-
on zugeschrieben (Khagram, et al. 2002: 12). Der von den politischen Organisatio-
nen gewählte „Masterframe“ schafft also die Voraussetzung, die Empfangsbereit-
schaft der Adressaten für die eigenen Vorstellungen und Praktiken zu erhöhen. Da 
es sich bei letzteren unter anderem um die Bekämpfung von Diskriminierung han-
delt, werden die Menschenrechte somit auch zu einem „Mittel der Skandalisierung 
sozialer Missstände“ (Pichl und Vester 2014: 198) – und sind deshalb in ihrer Bedeu-
tung für nicht-staatliche Akteure mehr als nur ein Instrument, das solche Missstän-
de aus dem sozialen Kontext reißt und die gesellschaftliche Ordnung reproduziert 
oder nicht anzugreifen vermag. 
Die Etablierung von sozialen Normen haben die politischen Organisationen als 
grundlegend mit Hinblick auf ihre weiteren Aktivitäten gekennzeichnet. Was ich 
oben mit den Worten „Expansion von organisatorischen Raum“ deutlich gemacht 
habe, möchte ich hier abschließend noch mit dem Begriff der „opportunity-
structures“ diskutieren. Der Begriff soll die konkrete soziale und politische Umwelt 
verdeutlichen, in denen politische Akteure agieren. Mit ihm werden also sämtliche 
Faktoren behandelt, die den Aktivismus der Akteure beeinflussen (Smith, et al. 1997: 
66). Nicht-staatliche Akteure können sich entweder mit offenen oder mit geschlos-
senen Gelegenheitsstrukturen konfrontiert sehen. Die offensichtlichste und ext-
remste Form der geschlossenen Variante ist die Präsenz von gewalttätigen Repres-
sionsapparaten in autoritären Staaten, aber auch fehlende Verteilung von Zustän-
digkeiten und Verantwortung kann politisches Handeln blockieren. Von offenen 
Gelegenheitsstrukturen wird beispielsweise gesprochen, wenn Regierungen die 
politische Partizipation der Zivilgesellschaft zulassen (Khagram, et al. 2002: 17ff). 
Doch die Gelegenheitsstrukturen fallen und stehen nicht nur mit der Position der 
jeweiligen Regierung, sie werden auch von den sozialen Werten und Normen der 
Zivilgesellschaft selbst beeinflusst (Smith, et al. 1997: 66, 70). Die Arbeit der politi-
schen Organisationen, mit dem „Masterframe“ der Menschenrechte als Kommuni-
kationsgrundlage soziale Normen und andere Vorstellung des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens zu etablieren, ist daher aus meiner Sicht ein gutes Beispiel, wie 
nicht-staatliche Akteure selbst an der Schaffung von Gelegenheitsstrukturen betei-
ligt sind (Khagram, et al. 2002: 17). Im Zuge der Produktion von Recht als gesell-
schaftlicher Übereinkunft werden diese wiederum Voraussetzung und Bestandteil 
des Projektes, eine andere Wirklichkeit zu kreieren. 
 
Ich habe mit diesem Kapitel nicht die Absicht verfolgt, die Menschenrechte „in der 
Hand“ der politischen Organisationen zu einer radikalen oder subversiven Kraft zu 




erklären, die der Rolle der Menschenrechte bei den anderen diskutierten Akteuren 
diametral gegenübersteht. So kann auch im Falle der politischen Organisationen 
über eine Fortsetzung der „Politik der Ungleichheit“ diskutiert werden. Dazu könn-
ten Untersuchungen herangezogen werden, inwiefern durch die Organisationen 
eine gesellschaftliche Repräsentation von MigrantInnen fortgesetzt wird, auf die 
MigrantInnen selbst keinen Einfluss nehmen können – wobei ich darauf hinweisen 
muss, dass meine Forschungserfahrungen kein Urteil darüber zulassen, wie sehr 
MigrantInnen in diese Politik eingebunden sind oder nicht. Das Kapitel sollte aller-
dings gezeigt haben, dass die Menschenrechte auch dazu gebraucht werden, kriti-
sches Wissen in die Gesellschaft zu transportieren. Sie wie Lisette Josephides sie 
darauf zu reduzieren, dass sie als moralische Institution lediglich traurige und sen-
timentale Geschichten verbreiten (2003: 231), mag angesichts der Dynamiken des 
humanitären Regierens verständlich sein. Doch ich halte eine solche Position auch 
schlicht für zu bequem. Sie verdeutlicht uns zwar einen wesentlichen Charakterzug 





7. Mehrdeutigkeit der Menschenrechte und die 
Humanitarisierung der Grenze 
 
Vereinfachende Ansichten, welche die Menschenrechte als „nur gut“ oder „nur 
schlecht“ kennzeichnen, führen im Grunde lediglich dazu, unser Wissen über die 
Menschenrechte und ihre gesellschaftliche Wirkung weiter zu verschleiern. Doch 
wie Stammers schreibt, tendiert fast jede Literatur implizit oder explizit zu einer der 
binären Positionen. Er benützt die Bezeichnung „unkritische BefürworterInnen“ und 
„unkritische KritikerInnen“, um diejenigen AutorInnen kategorisieren zu können, 
deren Literatur von einer der beiden Positionen bestimmt ist (2009: 8). 
Einige der „unkritische BefürworterInnen“ verstehen Menschenrechte als über dem 
Menschen stehende, natürlich gegebene Gesetzmäßigkeit – also als eine Art meta-
physische Abstraktion. Sie konstruieren ein zeitloses und universelles Verständnis 
der Menschenrechte, das sie unabhängig von jeglichem sozialen Kontext macht 
(Stammers 2009: 18). Doch gerade ein solches Verständnis öffnet die Tür für ein 
moralisches Konzept der Menschenrechte, das Formen der Ungerechtigkeit zu 
selbstevidenten, vom sozialen Kontext unabhängigen Geschichten des Leides und 
des Schicksals erklärt. Welche Dynamiken ein solches Verständnis auslösen kann, 
habe ich anhand der wechselseitigen Beeinflussung des moralischen Konzeptes und 
des „humanitären Regierens“ aufgezeigt. Die „unkritischen BefürworterInnen“ wür-
den angesichts dieser Dynamiken wohl Schwierigkeiten haben, den Menschenrech-
ten weiterhin jene über den Menschen stehende Kraft zuzuschreiben, die den von 
Unterdrückung und Ausgrenzung Betroffenen zu Gute kommt. Auch ein staats-
zentriertes Verständnis der Menschenrechte ist unter ihren VerteidigerInnen nicht 
unüblich. Dabei kommt den nicht-staatlichen Akteuren die Aufgabe zu, deren Um-
setzung einzufordern. Solche Forderungen stellen Menschenrechte als „anti-
hegemoniale“ Kraft dar (Brysk 2013: 79), welche herrschende Machtkonstellationen 
angreift zugunsten einer auf Menschenrechten basierenden staatlichen Politik. 
Stammers macht jedoch darauf aufmerksam, dass gerade institutionalisierte For-
men der Menschenrechte in einem sehr komplexen und mehrdeutigen Verhältnis 
zur Macht stehen. Die Menschenrechte würden in den Kämpfen der sozialen Bewe-
gungen konstruiert werden, um staatliche Machtausübung anzufechten und behal-
ten dieses Potential auch, wenn sie institutionalisiert sind. Doch nach dem Prozess 
der Institutionalisierung können sie auch herrschende Machtverhältnisse stabilisie-
ren (Stammers 2009: 129). Zweifelsohne ist die Politik der Menschenrechte genauso 
den Wechselspielen der Macht unterworfen wie jegliche andere Form der Politik 
(Pendas 2010: 250). Doch gerade das humanitäre Regieren im Feld der Migration 
verläuft nicht immer entlang institutionalisierter Gesetzgebung, viele der Akteure 
haben kein formelles, staatliches „Mandat“, die „Einhaltung der Menschenrechte zu 
beschützen“ (Walters 2011: 157). Stammers ist daher entgegenzuhalten, dass auch 
„vor-institutionelle“ oder besser gesagt „nicht-institutionelle“ Menschenrechtsprak-




tiken mit einer Stabilisierung oder auch erst einer Konstruktion von Machtverhält-
nissen einhergehen. 
Die von Stammers als „unkritische KritikerInnen“ bezeichneten AutorInnen pflegen 
den bereits erläuterten „strengen Partikularismus“, der eine Übertragung der Men-
schenrechte als emanzipatorische Kraft auf außereuropäische Gesellschaften als 
unmöglich ansieht. Sie erklären die Menschenrechte zum neuen Deckmantel für die 
globale Machtungleichheit, der humanitäre und militärische (oder humanitär-
militärische)  Interventionen legitimiert. Wie unter anderem die IOM-Kampagnen 
demonstrieren oder auch das Verhalten des UNHCR zeigt, der sich zur Intervention 
gegen den Menschenhandel in Oujda berufen zu fühlt, ist es nicht zu leugnen, dass 
Menschenrechte auch hegemoniale Ordnungen konstruieren und reproduzieren. 
Doch wie meine Arbeit nahelegt, enthält gerade die Verwendung der Menschen-
rechte als politisches Konzept der Gerechtigkeit, wie es bei den politischen Organi-
sationen der Fall ist, auch explizite Forderungen nach der Abschaffung von sozialen 
Ungleichheiten. Dabei werden die sozialen Kontexte nicht ausgeblendet, sondern es 
wird direkt auf sie verwiesen. Sicherlich können sich diese Akteure nicht völlig von 
den gegebenen strukturellen Machtverhältnissen lösen (Kriesberg 1997: 18) – doch 
dieser Umstand steht und fällt nicht alleine mit der Entscheidung, ob sie ihre Politik 
mit der Idee der Menschenrechte verbinden oder nicht. So schlägt auch Mark P. 
Bradley vor, die Menschenrechte nicht auf einen strengen Skeptizismus zu reduzie-
ren und auf die verschiedenen „Sprünge und Diskontinuitäten“ zu achten, die uns 
die gesellschaftliche Bedeutung der Menschenrechte präsentiert (2012: 331). 
Um eine solche Polarität zwischen „nur hegemonial“ und „nur anti-
hegemonial“ aufzubrechen ist es aus meiner Sicht wichtig, die Menschenrechte 
nicht nur als sozial konstruiert, sondern eben auch als eine „Sache-In-Arbeit“ zu 
betrachten. Denn nur in der Praxis wird deutlich, welche gesellschaftliche Wirkung 
die Menschenrechte entfalten und dass sie an einer Stelle der sozialen Ordnung 
zuträglich sind und an anderer Stelle jene in Frage stellen. Doch die oben dargestell-
ten binären Positionen geben letztendlich beide den Menschenrechten eine sinn-
hafte Essenz, die mal negativ, mal positiv bewertet wird. Somit werden ihnen be-
stimmte Kernelemente zugeschrieben, die den ständigen Prozess der Rechtsproduk-
tion von staatlichen wie nicht-staatlichen Akteuren und somit die Möglichkeit der 
stetigen Veränderung negiert. Dass die Menschenrechte nicht eine Bedeutung ha-
ben, sondern sich selbst immer wieder in Kämpfen um ihre Bedeutung wiederfinden 
(Renault 2012: 117f) verweist darauf, dass der Menschenrechtsdiskurs (so wie alle 
Diskurse) immer an Zeit und Raum gebunden ist. So hat ein Teil der Literatur mitt-
lerweile die oben geschilderte Polarität überwunden und betrachtet nun, wie sich 
die Menschenrechte an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten manifestieren 
und tragen so ihrer Mehrdeutigkeit Rechnung. Darüber hinaus sollte nach Stam-
mers der Frage nachgegangen werden, in welcher Beziehung die stabilisierende 
Dimension der Menschenrechte zu der Dimension steht, die jene Stabilität in Frage 
stellt (1999: 996). Gerade in Hinblick auf die politischen Organisationen erscheint 
mir ein solcher Ansatz als sehr sinnvoll. Denn in einem autoritären Staat wie Marok-
ko stehen viele Organisationen, sobald sie sich öffentlich zu erkennen geben, in ei-




nem gewissen Kooperationszwang mit staatlichen Autoritäten. So droht ihnen stets 
die Vereinnahmung durch den marokkanischen Staat, dessen VertreterInnen sich 
der legitimierenden Wirkung von Menschenrechten für die Aufrechterhaltung der 
sozialen Ordnung bewusst sind. Es besteht allerdings immer noch die Möglichkeit, 
und hier kommt die zweite Dimension der Menschenrechte ins Spiel, dass sich die 
Organisationen diesen „Kooperationszwang“ auch zu Nutze machen, um die soziale 
Ordnung zu erschüttern (Hegasy 1997: 213-221). So ist es für die AMDH sicherlich 
wichtig, eine gewisse Akzeptanz von Seiten des Staates aufrecht zu erhalten, um 
ihre Sensibilisierungsarbeit in den Schulen oder Universitäten fortführen zu können 
– was aus ihrer Sicht die Grundlage für alle weiteren gesellschaftlichen Veränderun-
gen darstellt. 
Ein Anliegen meiner Arbeit war es, meine Ergebnisse zur Rolle der Menschenrechte 
in die aktuellen Debatten zur Humanitarisierung des europäischen Grenzregimes 
einzubetten. Wie bereits geschildert, warnt Walters davor, diesen Prozess als bloße 
Reaktion auf die Versicherheitlichung der Grenze zu sehen, der den menschlichen 
„Kollateralschaden“ auffangen soll. Allgemein ist die humanitäre Grenze ein Effekt 
von bestimmten Regierungs-Strategien, welche nur anhand anderer Strategien ver-
standen werden kann. Zudem müssen die Verstrickungen betrachtet werden, wie 
sich innerhalb der humanitären Praktiken Effekte der Versicherheitlichung und des 
„Management“ von Migration erst materialisieren oder neu herausbilden (2011: 
147). Ein solcher Ansatz korrespondiert mit dem der Rechtsethnologie, sich die Be-
deutung von Recht in Bezug zu anderen Faktoren zu vergegenwärtigen. 
Mit Blick auf die Prozesse der Delokalisierung merkt Walters an, dass zwar be-
stimmte Praktiken der Grenz- und Migrationspolitik nicht mehr direkt an oder nach 
der europäischen Außengrenze stattfinden, eine solche Exterritorialisierung aber 
immer mit der Etablierung neuer Räume einhergeht – also stets mit einer Reterrito-
rialisierung zusammenhängt (Walters 2011: 139). Im Falle der Humanitarisierung 
der Grenze wird dies anhand der Logik des Imperativs zum Aktionismus ersichtlich. 
Das Grenzregime wird so zu einem Notstandsregime erklärt (Hess und Tsianos 2007: 
35) und bestimmte Örtlichkeiten werden zu „Zonen humanitärer Krisen“ oder „Not-
standregionen“ (Walters 2011: 139). So erklärte auch mein Gesprächspartner des 
UNHCRs die Region um Oujda zu einem Gebiet, in dem eine humanitäre Krise ent-
brannt ist. Am Beispiel Oujdas kann demnach deutlich gemacht werden, dass sich 
die humanitäre Grenze immer nur unter gewissen Umständen manifestiert und kein 
allgemeiner Prozess ist. Der in diesem Fall vorliegende Umstand ist bedingt durch 
die Tatsache, dass subsaharische MigrantInnen innerhalb Marokkos nach Oujda 
abgeschoben werden. Der Zusammenhang zwischen Delokalisierung und Humanita-
risierung ist in Marokko aber noch hinsichtlich eines weiteren Aspektes interessant. 
Fassin macht deutlich, dass das humanitäre Regieren der europäischen Staaten im-
mer ein Spiel mit zwei Modellen inszeniert. In den außereuropäischen Ländern geht 
es um große und selten differenzierte Bevölkerungsgruppen, für die Masseninitiati-
ven installiert werden. Er verweist in diesem Zusammenhang auf Flüchtlingslager, in 
denen tausende von Menschen versorgt werden. In den eigenen Staaten wird dann 
jedoch eine sehr genaue Differenzierung installiert und AsylbewerberInnen müssen 




sich mit subtilen rechtlichen Argumentationen eine positive Entscheidung erkämp-
fen (2012: 253). Die Migrationspolitik in Marokko veranschaulicht, wie sich die bei-
den Formen des Modells durch die Delokalisierung der Grenze schrittweise geogra-
fisch annähern. Da es aufgrund der starken Militarisierung der Grenze oftmals kein 
Weiterkommen für die subsaharischen MigrantInnen in Marokko gibt, sehen sie sich 
gezwungen bereits in Marokko Asyl zu beantragen. In Rabat müssen sie im Büro des 
UNHCRs vorsprechen und als AsylbewerberInnen eben jenen Prozess durchlaufen, 
der die von Fassin beschriebenen Differenzierungen bereithält. In Oujda hingegen 
hält die Logik des humanitären Regierens der Grenzpolitik nur die undifferenzierten 
Kategorien des Opfers und des Täters des Menschenhandels für die subsaharischen 
MigrantInnen bereit. 
An der Strategie der differentiellen Inklusion wird deutlich, wie die Politik der Steu-
erung von Migration sich erst in den Prozessen der Humanitarisierung der Grenze 
materialisiert. So weist auch Jeff Huysmans darauf hin, dass der Zugang zu sozialen 
Rechten wie dem Gesundheits- oder Wohlfahrtssystem ein entscheidender Faktor 
in der Exklusions- und Inklusionskraft der Migrationspolitik ist (2000: 767). Die Diffe-
renzierung des UNHCRs, nur MigrantInnen mit einem von ihnen ausgesprochenen 
Flüchtlingsstatus in ihre humanitären Programme aufzunehmen, zeigt einen solchen 
Mechanismus. Wie ich erklärt habe, überschreitet dieses Ordnungsprinzip zudem 
den Rahmen des UNHCRs und spiegelt sich so auch in der Arbeit der sozialen Orga-
nisationen wider. Darüber hinaus wird in Marokko ersichtlich, dass einzelne Perso-
nen sowohl inkludiert als auch exkludiert sein können. Um dies zu erläutern, wollte 
ich ursprünglich die Abwesenheit eines staatlichen Asylsystems in Kombination mit 
dem vorhandenen System des UNHCRs als eine Aufteilung in eine „humanitäre“ und 
eine „rechtliche“ Sphäre verdeutlichen. Damit wäre ich allerdings selbst einem 
staatszentrierten Rechtsbegriff verfallen, der nicht-staatlichen Akteuren die Produk-
tion von Recht und somit auch die Rechtsprechung vorenthält. Daher erscheint mir 
eine Aufteilung in eine „nicht-staatlich-rechtliche“ und eine „staatlich-
rechtliche“ Sphäre sinnvoller. Während einzelne MigrantInnen in der erstgenannten 
Sphäre inkludiert sind, werden sie gleichzeitig aus der anderen Sphäre ausgeschlos-
sen. Im Bereich von Management und Kontrolle der Migration weist Walters zudem 
darauf hin, wie sich humanitäre Organisationen zuweilen selbst Grenzen setzen und 
verweist auf die Arbeit des Roten Kreuzes an den europäischen Küsten des Mittel-
meeres. So gab die Organisation an, dass sie aufgrund der hohen Zahlen an stark 
erkrankt oder verletzt angekommenen MigrantInnen eigentlich mehr medizinische 
Hilfe anbieten müsste. Doch VertreterInnen der Organisationen äußerten ihre Be-
denken, damit noch mehr „Anreize“ (also „Pull-Faktoren“) für Migration zu schaffen. 
Man müsse daher genau überlegen, wann, wo und in welcher Intensität sie humani-
täre Arbeit leisten wollten (Walters 2011: 156). Die Aussage der Mitarbeiterin der 
IOM, man können MigrantInnen im Norden Marokkos auch einfach nur „gesund 
pflegen“ und dabei zusehen, wie sie sich bei Versuchen des Grenzübertritts erneut 
verletzen, ist eine ähnlich angelegte Argumentation. 
Wie man meiner Darstellung zur Privatisierung entnehmen kann, ist die Einbindung 
nicht-staatlicher Akteure in die Migrationspolitik auch stark mit finanziellen Interes-




sen der einzelnen Personen oder Organisationen verbunden. Ruben Andersson 
verwendet den Begriff „illegality industry“, um den Ausmaß der Branche zu verdeut-
lichen, die sich in der Kontrolle von klandestiner Migration entwickelt hat. In dieser 
wachsenden Industrie werden Karrieren gemacht, Netzwerke geschaffen, wird Geld 
in sehr hohen Mengen ausgeschüttet (2012: 7). Auch im Bereich der humanitären 
Arbeit schlägt sich eine Professionalisierung und Kommodifizierung nieder, so dass 
vor allem internationale Organisationen immer mehr wie kommerzielle Firmen 
agieren. „Humanitäre Hilfe ist damit in gewisser Weise auch ein Marktsegment, das 
von einer Vielzahl von „Anbietern“ entsprechender Leistungen bedient wird“ (Kraler 
2011: 260). Da die verschiedenen nicht-staatlichen Akteure immer mehr auf Netz-
werken basierend arbeiten und große Organisationen wie der UNHCR „Supervisor-
Positionen“ übernehmen, hat sich in den letzten Jahren auch das Phänomen der 
sogenannten „Drehtürkarrieren“ entwickelt, in dem MitarbeiterInnen von kleineren 
Organisationen zu größeren Organisationen aufsteigen (Schultz 2011: 227).  Wie 
mein Gespräch mit dem Projektleiter einer sozialen Organisation zeigt, überschrei-
tet die Bedeutung der Menschenrechte als ökonomisches Interessengebiet inzwi-
schen dieses Phänomen, da die Arbeit auch jenseits von migrationspolitischen Or-
ganisationen in der freien Wirtschaft an Bedeutung gewinnt. 
Zum Schluss möchte ich noch darauf eingehen, wie die Arbeit der politischen Orga-
nisationen in die bisherigen Forschungen zur Humanitarisierung der Grenze einge-
ordnet werden kann. Bekanntlich nehmen nicht-staatliche Akteure einen bedeu-
tenden Platz in der Produktion und Aufarbeitung von Wissen ein. Doch wie die Sen-
sibilisierungsarbeit der politischen Organisationen zeigt, muss auch die Distribution 
von Wissen als gesonderter Teil hervorgehoben werden. Walters schreibt, dass Wis-
sen eine zentrale Rolle in der Schaffung der humanitären Grenze spielt. Dabei ginge 
es um Wissen, welches die Grenze als eine Stelle des Leidens und der politischen 
Ungerechtigkeit und Unterdrückung darstellt (2011: 150). In meiner Arbeit habe ich 
deutlich gemacht, dass diese Darstellung bereits verschiedene Dynamiken auslöst, 
je nachdem, ob sie als eine Stelle des Leidens oder der politischen Ungerechtigkeit 
und Unterdrückung kommuniziert wird. Dies hängt mit der Konstruktion verschie-
dener Wirklichkeiten zusammen, die jeweils eine „bestimmte Welt“ sichtbar ma-
chen sollen. Auf diesen Punkt geht später auch Walters ein und weist darauf hin, 
dass die Prozesse der „Produktion von Wahrheiten“ ein deutliches Zeichen dafür 
sind, dass sowohl politischer Widerstand als auch neue Strategien des humanitären 
Regierens im Prozess der Humanitarisierung der Grenze zum Vorschein kommen. 
Die humanitäre Grenze wird so zu einem äußerst komplexen, heterogenen Feld 
umkämpfter politischer Aushandlungen (Walters 2011: 154), in denen die Men-
schenrechte und der mit ihnen verbundene Humanitarismus den unterschiedlichen 
Akteuren erlaubt, sich in einem „neuen Kräfteparallelogramm zu arrangieren“ (Ka-
rakayali 2008: 228). Rückblickend auf die Bedeutung nicht-staatlicher Akteure wird 
anhand der politischen Organisationen auch deutlich, dass sich Staaten nicht nur 
willige VollstreckerInnen formen, sondern auch ihre KritikerInnen im Prozess der 







Die Vorstellung, dass Menschenrechte eine Rolle in der Kontrolle und Verhinderung 
von Migration spielen können, mag für Viele zunächst vollkommen widersprüchlich 
klingen, die mit den Menschenrechten eine starke Waffe marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen assoziieren. Doch unter anderem mit dem Menschenhandel als Leit-
motiv wurde die Überführung der Kontrolle von Migration auf menschenrechtliches 
Terrain ermöglicht (Karakayali 2008: 228). Die Verstrickungen mit dem „Anti-
Trafficking-Diskurs“ ist jedoch nur eines von vielen Phänomenen, das die Men-
schenrechte mit der Grenz- und Migrationspolitik verbindet. So stabilisieren sie so-
ziale Ordnungen, reproduzieren Machtverhältnisse oder setzen durch ihre Anwen-
dung transformierende Kräfte frei. Mit ihnen können soziale Kontexte verdeckt und 
damit der Umgang mit gesellschaftlichen Verhältnissen entpolitisiert werden. Sie 
können aber auch dazu dienen, jene Verhältnisse öffentlich in Frage zu stellen und 
dabei auf gesellschaftlich produzierte Machtasymmetrien hinweisen. Diese Mehr-
deutigkeit der Menschenrechte wird erst in ihrem Gebrauch ersichtlich, der jegliche 
allgemeine Konzeption mit einem „Chaos mikroskopischer Details“ (Moyn 2012: 20) 
voller Widersprüche und Überschneidungen konfrontiert. Um sich in diesem Chaos 
zurechtzufinden, war es mir in meiner Arbeit mitunter wichtig, immer auf die kon-
kreten Zusammenhänge einzugehen, in denen meine GesprächspartnerInnen die 
Menschenrechte von sich aus erwähnt haben. Diese ebneten mir den Weg für wei-
tere Interpretationen und ließen die Zuordnung bestimmter Positionen der ver-
schiedenen Akteursgruppen im Menschenrechtsdiskurs zu. Das bedeutet aber nicht, 
dass meine jeweiligen Darstellungen als exklusiv für die einzelnen Gruppen von Akt-
euren betrachtet werden müssen. Allgemein zeigt meine Arbeit, dass nicht-
staatliche Akteure nicht nur Rechte einfordern können, wie es im „Hirsi-Fall“ ge-
schah. Sie sind auch am andauernden Prozess der Produktion von Menschenrechten 
beteiligt und schaffen sich mit ihnen im selben Zug neue politische Handlungsräume. 
   Hess und Tsianos fordern dazu auf, im Rahmen der Grenz- und Migrationsfor-
schung auch die Strategien in den Blick zu nehmen, „die MigrantInnen im Umgang 
mit migrationspolitischen Kategorisierungen“ (Hess und Tsianos 2007: 24) entwi-
ckeln. So war es für mich von Beginn an wichtig, etwas über die Position von Mig-
rantInnen zu den Menschenrechten in Erfahrung zu bringen. Die immer wieder auf-
kommenden Diskussionen um „equal rights“ und der fehlende Bezug zu den Men-
schenrechten verdeutlichen in diesem Zusammenhang noch einmal, dass die Men-
schenrechte kein alles und jeden durchdringendes Dogma sind, sondern eben 
„nur“ eine Idee neben anderen (Moyn 2012: 21). Ein subsaharischer Migrant beton-
te mir gegenüber des Öfteren, dass ihm ein Mitarbeiter des Comité International 
nicht das geben kann, was er brauche. Nach meiner Forschung habe ich lange Zeit 
darüber nachgedacht, warum mein Gesprächspartner dem Mitarbeiter nicht feh-
lenden Willen, sondern fehlendes Können unterstellt. Es ist jene Kategorisierung in 
„FürsorgerIn“ und „zu Dank verpflichteten EmpfängerIn“, der sich scheinbar kein 





beit der sozialen Organisationen angesichts der prekären Situation von MigrantIn-
nen in Marokko auch halte, bleibt in ihr eine Politik der Ungleichheit bestehen. Es 
sollte jedoch immer der soziale Kontext betrachtet werden, in dem diese Politik der 
Ungleichheit ermöglicht, ja gerade zu erzwungen wird. Auch sie steht nicht außer-
halb des Menschen, sondern ist ein gesellschaftliches Produkt. Als solche ist sie 
nicht mit einer unumgänglichen Dauerhaftigkeit versehen und erhält sich nicht aus 
sich selbst heraus. Sie kann also auch gesellschaftlich bekämpft werden – wie die 
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